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VOR\A/ORT

Die Ausbildungs- und Prüfungsvorsdriften für die einzelnen laufbahnen des

v€rrnessungsted'roisd'ren Verwaltungsdienstes und des kartographisdren Dienstes
sind inzwisdren neu gefaßt und mit d,en geltenden Vorsdrriften des Niedersädrsisdren
Beamtengesetzes und der Niedersädrsisdren Laufbahnverordnung in Einklang
gebradrt worden oder werden in Kürze neu gefaßt werden. Nunmehr sollen die
Värsdrriften über die Ausbildung und Prüfung der Vermessungsbeamten und der
vermessungs- und landkartentedrnisdren Angestellten in Niedersadtsen in Sonder.
hefte der ,,Nadrridrten der Niedersädrsisdren Ve'rmessungs- und Katasterverwaltung"
aufgenommen werden. Den vorgetragenen §(rünsdren, vor allem den Ausbildungs-
behörden und -stellen sowie dem Nadrwudrs zusammengefaßte Vorsdrriften bereit-
zustellen, wird somit ertsprodlen.

Die Sonderreihe ,,Ausbildungs- und Prüfungsvorsdrriften für den Vermessungs-

benrf in Niedersad'rsen" soll die Hefte

höherer vermessungtedrnisdrer Verwaltungsdienst,

gehobener vermessun§stedrnisdrer Verwaltungsdienst und
gehobener kartographisdrer Dienst,

mittlerer vermessungstedrnisd'rer Verwaltungsdienst und
mittlerer kartographisdrer Dienst sowie

verrnessungs- uud landkartentedrnisdre Angestdlte

umfassen.

In dem vorliegenden Heft - gehobener vermessungtedrnisdrer Verwaltungsdienst

und ge{robener kartographisdrer Dienst - sind nur die Ausbildungs- und Prüfungs-

vorsdrriften im ergeren Sinne abgedru&t. Daneben bleiben die einsdrlägigen Redrts-

und Venvaltungsvorsdrriften auf dem Gebiete des Beamtenredrts, besonders das

Niedersädrsisdre Beamtengesetz (NBG) und die Niedersädrsisdre Laufbahnverord-
nung (NLVO), zu beadrten.

Hannover, Dezember 1968

Professor Dr.-lrg. habil. Dr.-lng. E.h. N i t t i n g e r
Leitender Ministerialrat

im Niedersädrsisdren Ministerium
des Innern
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Auf Grund des § 2l Ahs. 2 des Nieders,ädrsisdren Beamtengesetzes (NBG) in der
Fassung vom l. y1ir2 le63 (Nieders. CVBI. S.95)t) und des § 3 Abs. 3 Satz 2 des
Gesetzes über die landesvermessung und das Uegensdraftskataster vom 8. Novem-
ber l96l (Nieders. GVBI. S. 319) wird verordnet,

Abschnitt I

Allgdmeines

§1

Geltungsbereid'r

Dese Verordnung regelt die Ausbildung und Prüfung der Bewerber für die Lauf-
bahnen des gehobenen vermessungtedrnisdren Verwaltungsdienstes (§§ 24 bis 26
und 28 NLVO;r;. Sie gilt für die unmittelbaren und mittelbaren Landesbeamten.

§2
Voraussetzungen für die Einstellung

In den Vorbereitungsdienst der laufbahnen des gehobenen vermessungstedrnisdren
Verwaltungsdienstes kann eingestellt werden, wer

l.die gesetzlidren Voraussetzungen für die Ernennung zum Beamten erfüllt (§ 9
Nrn. lund2NBG),

2. a) hödrstens 30 Jahre alt ist oder

b) als Sdrwerbesdrädigter oder als Inhaber eines Zulassungssdreins hädrstens
40 Jahre alt ist oder

c) ats vermessungstedrnisdrer Angestdlter hödrstens 40 Jahre alt ist und min-
destens fünf Jahre im öffentlidren Denst mit Aufgaben besdr^äftigt worderr
ist, die üblidrerweise von Beamten des gehobenen vennessungstedrnisdren
Venvaltungsdienstes wahrgencrmmen werden,

3. das Abs&lußzeugnis einer Ingenieursdrule!) der Fadrridrtung Vermessungswesen

- Abteilung Allgemeine Vermessung -, für den topographisdren Dienst dieses

Absdilußzeugnis oder das Absdrlußzeugnis der Fadrridrtung Vermessungsweser

- Abteilung Landkartentedrnik (Kartographie) - besitzt (§ 24 Abs. 4 NLVO),

4. sidr einer Eignungsprüfung (§ 3 Ab6. 1 NLVO) erfolgreidr unterzogen hat.

§3
Ausbildungsbehörden, Ausbildungsstellen

( I ) Für die Uberwadrung der Ausbildung der Anwärter des gehobenea vennessungs-
tedrnisöen Verwaltungsdienstes und die Einführung der Aufstiegsbeamten sind als

Ausbildungsbehörden verantwordidr

.) Neufusung des NBG vom l. Jutri 1967 (Nieders. GVBI. S. l7J), Beridrtigung der Neufassurg
(Nieders. GVBI, t967 S. 434) uDd Gesetz zur Änderung der Nieders. GemeindeordnuDg, der Nieder6.
Landkreisordtrung uDd des Nieders. Beamtengesetzes vom 26. April 1968 (Nieders. GVBI. S.69).

r) Neufassung der Nieders. Laufbahnverordnung (NLVO) vom 20. Januar 196? (Nieders. GVBI. S. 9).

I Jetzt Ingenieurakademie



l. im Gesd'räftsbereidr der Vermessungs- und Katasterverwaltung (Fadrridrtung
Allgemeiner Vermessungs- und Katasterdienst) die Regierungspräsidenten (Präsi-
denten der Verwaltungsbezirke und das Landesverwaltungsamt),

2. im Gesdräftsbereidr des Ministers für Ernäihrung, Landwirtsdraft und Forsten
(Faüridrtung Vermessungsdienst der Landeskulturverwaltung) die von ihm zu
bestimmende Behörde,

3. im kommunalen Dienst (Fadrridrtung Kommunaler Vermessungsdienst) die
Gebietskörpersd'raften, deren Vermessungsstellen von einem zum höheren vermes-
sungsted'rnisdren Verwaltungsdienst befähigten Bearnten geleitet werden.

(2) De Ausbildungsbehörden bestimmen die Stellen, denen die Anwärter nadr
dem Ausbildungsplan (§§ 9, l0) zur Ausbildung überwiesen werden (Ausbildungs-
stellen).

§4
Bewerbung

(1) Bewerbungsgesud're sollen spätestens drei Monate vor den Einstellungsterminen
(§ 5 Abs. 1) an die zuständigen Ausbildungsbehörden, im kommunalen Bereidr an

die zuständigen Gebietskörpersdraften, geridrtet werden.

(2) Dem Bewerbungsgesudr sind beizufügen'

I . die Personenstandsurkunden ;

2. eine vom Bewerber selbswerfaßte und eigenhändig gesüriebene Darstellung
seines Lebenslaufs;

3. eine beglaubigte Absdrrift des Sdrulabgangszeugnisses und ggf. des Zeugnisses
über d,ie Fadrsdrulreife;

4. eine beglaubigte Absdrrift des Absdrlußzeugnisses einer Ingenieursdrule (§ 2

Nr. 3), ggf. des Zeugn'isses über das letzte Semester (die Absdrift des Absdr,luß-
zeugnisses kann nadrgereidrt werden) ;

5. beglaubigte Absdriften etwaiger Zeugnisse über Besdräftigungen nadr der Sdrul-
entlassung;

6. die Einverständniserklärung der gesetzlidren Vertreter, wenn der Bewerber noch
nidrt volljährig ist;

7. eine Erklärung über Vorstrafen;

8. ein Lidrtbild.

§5
Einstel,lung, Redrtverhältnis

(1) Uber die Einstellung des Bewerbers entsdreidet die zuständige Ernennungs'
behthde. Sie stellt ihn in der Regel zum 1. April oder 1. Oktober j. J. als Beamten

auf §ü'iderruf in den Vorbereitungsdienst ein.

(2) Vor der Einstellung hat der Bewerber ein amtsärztlidres Gesundheitszeugnis
über seine körpedidre Tauglidrkeit zum Vermessungsdienst, besonders über die
körperlidre Eignung für den Außendienst und über ausreidrendes Seh-, Farben'
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untersdreidungs- und Hörvermögen vorzulegenl). Von Sdrwerbesdrädigen darf nur
das Mindestmaß körperlidrer Rüstigkeit ftf die betreffende Stelle veilangt werden.

(3) §fährend des Vorbereitungsdienstes ftihrt der Beamte die Dienstbezeidrnung
,,Vermessungsinspektor-Anwäter(in)", bei mittelbaren Landesbeamten mit einem
auf den Dienstherrn hinweisenden Zusatz, z. B. ,,Stadtvermessungsinspektor-An-
wärter".

(4) §7ährend des Vorbereitungsdienstes und der Prüfung ftihrt der Leiter der Aus-
bildungsbehörde (§ 3) die Dienstaufsidrt über den Anwärter.

(5) Diensdidrer \Tohnsitz ist der jeweilige Ausbildungsort. Bei Mehraufwendungen
anläßli& der Teilnahme an Lehrgängen und der Ausbildung bei anderen Behörden
un Stellen werden Zuwendungen nadr den dafür geltenden Bestimmungen ge-

währt2).

Abschnitt II

Vorbereitungsdienst

§6
Dauer des Vorbereitungsdienstes

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert drei Jahre. Er wird um ein Jahr sedrs Monate
des gelenkten Praktikums oder der Lehre, die Voraussetzung für den Besud'r einer
Ingenieursdrule (§ 2 Nr. 3) sind, gekürzt. Darüber hinaus kann der Vorbereitungs-
dienst um Zeiten eines Studiums des Vermessungswesens an einer wissensd'raftlidren
Hodrsdrule und eines Vorbereitungsdienstes für den höheren vermessungstedrnisdren
Verwaltungsdienst bis zu je secJrs Monaten gekürzt werden. Zeiten einer beruflidren
Tätigkeit, die für die Ausbildung forderlidr sind, können bis zu sedrs Monaten, bei
einem vermessungstedrnisdren Angestellten nadr § 2 Nr. 2 Budrst. c bis zu einem

Jahr, angeredrnet werdens).

(2) Es ist jedodr ein Vorbereitungsdienst von rnindestens einem Jahr, bei einem
vermessungstedrnisdren Angestellten, der die Voraussetzungen des § 2 Nr. 2

Budrst. c e,rfüllt, von mindestens sedrs Monaten abzuleisten.

(3) Der Vorbereitungsdienst kann im Einzelfalle durdr die Ausbildungsbehörde
verlängert werden, wenn

a) der Anwäner nodr nidrt für genügend vorbereitet erachtet wird,

b) der Anwärter das Ziel eines Ausbildungsabsdrnitts nidrt erreidtt hat oder

c) aus anderen Gründen, besonders wegen längerer Krankheit oder Beurlaubung,
' eine Verlängerung angebradrt erscheint.

Eine längere Krankheit im Sinne des Satzes 1 liegt nidrt vorf wenn der Anwärter
wegen Krankheit bis zu zwei Monaten während des Vorbereitungsdienstes an der
Ausbildung nidrt teilgenommen hat.

1) Hinweis auf VV zu §§ 9, 10 NBG und den RdErl. des Nds. SozM v. 10.

,) vgl. RdErl. d. Nds. FinM v.24.6. 1968 (Nds. MBl. S. 591).
3) Die Zuständigkeit ridrtet sich bei unmittelbaren Landesbeamten nadr

rechtlidre Befugnisse.

B. 1966 (Nds. MBl. S. 827).

den Vorsdrriften über personal-
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Legt der Anwäner nach Ablauf des verlängerten Vorbereitungsdienstes die Prüfung
nidrt ab, ist er durch die Ernennungsbehörde zu enrlassen.

(a) Erfüllt ein Anwärter die an ihn zu stellenden Anforderungen in körperlid-rer,
geistiger oder drarakterlidrer Hinsidlt nidrt oder liegt sonst ein widrtiger Crund vor,
so ist er zu entlassen (§ 40 NBC). Die Entsdreidung trifft die Ernennungsbehörde.

§7
Ausbildungsleiter

(l) Die Ausbildungsbehörden bestellen einen geeigneten Beamten des höheren
vermessungstechnischen Verwaltungsdienstes ihres Gesdr'äftsbereidrs zum Aus-
bildungsleiter.

(2) Der Ausbild,ungsleiter lenkt und überwadt die Ausbildung (§ 11 Abs. 2), wertet
die Befahigungsberidrte aus (§ I I Abs. 3) und ist dafür verantwortlidr, daß der
Unterridrt ordnungsgemäß und regelmäßig erteilt wird (§ l2). Er betreut die An-
wärter und hat darauf hinzuwirken, daß sie sidr audr außerhalb der Dienststunden
weiterbilden (§ 12 Abs. a).

§8
Ziel und Art der Ausbildung

(l) Ziel der Ausbildung ist es, für den gehobenen vennessungstechnisd'ren Verwal-
tungsdienst Beamte heranzubilden, die nad, dem Gesamtbild ihrer Persönlictrkeit
sowie nadr ihren allgemeinen und fadrli&en Kenntnissen in ihrer Laufbahn vielseitig
verwendhar sind, sirir ihren Aufgaben und der freiheitlichen demokratisdren Crund-
ordnung verpflic$tet fühlen und den Beruf des lleamten als f)ienst für das allgenreine
§(ohl auffassen. Im Ziel der Ausbildung stehen Persönlidrkeitswerte, Allgemein-
bildung und Fad'rwissen gleidrrangig nebeneinander.

(2) Die Ausbildung des Anwärters soll auf der Vorbildung aufbauen, die nadr § 2
Nr. 3 nadrgewiesen ist; sie ist durdr Unterridrt und vielseitige praktisdre Besdräfti-
gung zu festigen und zu ergänzen. Er soll verannivortlidl handeln und wirtsdraftlidl
arbeiten lernen. Der Anwärter muß die vermessungstedrnisdren und anderen Auf-
gaben seiner Verwaltung von Grund auf kennenlernen, daneben aber audr einen
Einblick in die allgemeine Verwaltungstätigkeit und die Arbeiten der übrigen Zweige
des behördlidren Vermessungswesens und anderer Verwaltungen erhalten. Er ist
auf Ausbildungslü*en redrtzeitig aufmerksam zu madren und aufzufbrdern, sie itr
angemessener Frist zu sdrließen"

(3) Uber das rein Fadrlidre hinaus soll bei dem Anwärter die staatsbürgerliche
Erziehung und das Verständnis für die redrtlichen, sozialen, wirtsdraftlichen und
kulturellen Fragen, die mit seinem Beruf zusammenhängen, gefördert werden. Er
soll zu Fleiß, Zuverlässigkeit, Ordnungsliebe und guten Umgangsfbrmen angehalten
werden.

(4) Der Anwärter ist an den laufenden Arbeiten der Ausbildungsstelle zu beteiligen.
Er ist jedodr mit einfadren, regelmäßig wiederkehrenden Arbeiten nur soweit ztt

besdräftigen, wie sie der Ausbildung dienen.
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(5) Bei den Arbeiten soll er vor allem audr in die dabei u u beachtenden Rechts- und
Verwaltungsvorsdrriften eingeführt u,erden und diese anwenden lernen.

(6) Dem Anwärter sind Sinn, Zwed< und Zusammenhang der Arbeiten und Vor-
sdrriften eingehend zu erläutern. Es ist ihm Gelegenheit zu geben, Entwürfe zu
fertigen. Dabei ist auf einen klaren und allgemeinverst'ändlidren Ausdrudr zu adlten.

§9
Ausbildungsplan

(l ) Der Gang der Ausbildung ri<irtet sidr nadr einem Aushildungsplan.

(2) Die Durdrführungsvorsdrriften für die einzelnen Fadrridrtungen (§ 32 Abs. 1)
regeln das Nähere.

§10
Ausbildung bei den Ausbildungsstellen

(l) Die Anwärter werden entspredrend den Absdrnitten des Ausbildungsplans
Behörden oder Stellen der eigenen oder anderer Verwaltungen zugewiesen. Das
Nähere regeln die Durdrführungsvorsdrriften. Die zugewiesenen Anwärter haben
den für ihren f)ienst gegebenen Anweisungen des Leiters der ausbildenden Behörde
oder Stelle und des mit der Ausbildung beauftragten Beamten zu folgen.

t2) Die Ausbildungsbehörde weist die Anwärter den einzelnen Ausbildungsstellen
zu, nadrdem sie sidr mit diesen verständigt hat. Vor der Zuweisung an ein Grund-
bucfiamt ist das Einversfändnis des zuständigen Oberlandesgeridrtspräsidenten ein-
zuholenl). Begründeten §7ünsdren des Anwärters soll möglidrst entsprodren werden.

(3) - gesrichen -

§ 11

Besdräftigungstagebudr, Befähigungsberidrt

(l ) Der Anwärter hat vom Tage seines Dienstantritts an ein Besdräftigungstagebudr
nadr dem Muster der Anlage I zu führen.

. (2) Das Tagebudr ist in der Regel am Ende eines jeden Vierteljahres dem Ausbil-
dungsleiter vorzulegen, der sidr hiernadr über den Stand der Ausbildung unterridrtet
und prüft, ob der Anwärter zweckentspredrend ausgebililet wird.

(3) Jede Ausbildungsstelle legt der Ausbildungsbehörde einen Befähigungsberidrt
nadr dem Muster der Anlage 2 vor, sobald die Ausbildung beendet ist. Der Inhalt
des Befähigungsberidrts soll dem Anwärter von der Ausbildungsbehörde mitgeteilt
werden. Der Dienstvorgesetzte ist verpflidrtet, dem Anwärter davon Kenntnis zu
geben, wenn seine Leistungen oder sein Verhalten ungünstig beurteilt werden (§ 101

Abs. I NBG).
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§ 12

Unterridrt, Verwaltungslehrgang

(1) Die Kenntnisse des Anwärters sind durdr gründlid'ren Unterridrt nadr einem
Unterridrtsplan zu erweitern und zu vertiefen.l) Der Anwärter soll einen klaren
Uberblicl über die Aufgaben der versdriedenen Zweige des Vermessungswesens
erhalten, ihre Organisation und Stellung zueinander sowie die Beziehungen des
Vermessungswesens zu Verwaltung und §Tirtsdraft kennenlernen und Einblid< in
die Randgebiete gewinnen. Als Vortragende sind audr Fachkräfte der betreffenden
Verwaltung heranzuziehen.

(2) Der Unterridrt ist lebendig zu gestalten. Die Anwärter sollen zu Verhandlungen,
Bespredrungen und Besidrtigungen hinzugezogen werden. Audr sollen sie sidr
während des Unterrichts im freien Vortrag über einfadre allgemeine Themen und
Fälle der Vermessungspraxis üben.

(3) Der Ausbildungsleiter ist für den geordneten Unterridrt verantwortlich. Er sotl
gelegentlidr audr Unterridrtsstunden beiwohnen, die von anderen Fadrkräften erteilt
werden.

(4) Bei dem umfangreidren Lehrstoff, der in den Unterridrtsstunden nid'rt in allen
Einzelheiten behandelt werden kann, muß der Anwärter sidr durdr Studium audr
außerhalb der Dienststunden weiterbilden (§ 7 Abs. 2).

(5) In regelmäßigen Abständen sind Ubungsaufgaben (Haus- und Aufsidrtsarbeiten)
zu stellen.

(6) Die Anwärter haben an einem Verwaltungslehrgang teilzunehrnen. Am Ende
des Lehrganges können Prüfungsleistungen der Laufbahnprüfung aus den im Lehr-
gang behandelten Prüfungsfädrern abgenommen werden (§ l4 Abs. 4 NLVO). Das
Nähere wird in den Durdrführungsvorsdrriften oder besonders geregelt.2)

Abschnitt III

Aufstiegsbearnte

§ 13

Zulassung zum Aufstieg

tt) Ein Beamter des mittleren vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienstes kann
zu einer Laufbahn des gehobenefl vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienstes
zugelassen werden, wenn er

l. eine Dienstzeit (§ 7 Abs. 3 NLVO) von vier Jahren in einem Amt seiner Lauf-
bahngruppe zurüd<gelegt hat,

2. nadr seiner Persönlidrkeit, seinen Fähigkeiten und seinen bisherigen Leistungen
für den gehobenen vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienst geeignet ersdreint,

3. an dem Tage, an dem er zugetassen wird, nidrt älter als 58 Jahre ist.

') vgl. Anhang 6 (Seite 99).

') vgl. Nr. 4 (Seite 59).
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(2) Hat der Beamte die Laufbahnprüfung für den mittleren vermessungsted'rnisdren
Verwaltungsdienst mindestens mit der Note ,,gut" bestanden, kann die Dienstzdt
von vier Jahren (Abs. 1 Nr. 1) um ein Jahr gekürzt werden. zu den Fähigkeiten nadr
Abs. I Nr. 2 gehört der Nadrweis, daß der Beamte die für die Laufbahn des ge-
hobenen vermessungsted,nisöen Verwaltungsdienstes seiner Fadrridrtung (s 3 Abs- 1)
erforderlidre tedrnisdre Fadrbildung (§ 28 Abs. I NBG besitzt.l)

(3) Uber die Zulassung von Beamten des mittleren zum gehobenen vermessungs-
tedrnisdren Verwaltungsdienst entsdreidet die oberste Dienstbehörde.

§14
Redrtsverhältnis, Einführungszeit

Der Beamte bleibt in seiner bisherigen Redrtsstellung und wird in die Aufgaben des
gehobenen vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienstes eingeführt. Die Einfi.ihrungs-
zeit entspridrt dem Vorbereitungsdienst für die Laufbahn des gehobenen vermes-
sungstedrnisdren Venvaltungsdienstes und dauert drei Jahre. Sie kann insoweit
gekürzt werden, als der Beamte während seiner bisherigen Tätigkeit bereits hin-
reid,ende Kenntnisse, wie sie für den gehobenen vermessungstedrnischen Ver-
waltungsdienst gefordert werden, erworben hat, jedodr hödrstens auf ein Jahr sedrs
lvlonate.

§ 15

Aufstiegsprüfung

Nad erfolgreidrer Einführung ist die Aufstiegsprüfung abzulegen Die Aufstiegs-
prüfung entspridrt der Laufbahnprüfung. s 5 Abs. 2 und 5 sowie ss 7 bis 12, t6
bis 30 und 32 Abs. 3 gelten entspredrend.

Abschnitt IV

Laufbahnprtifung

t. Titel
Allgemeines, Zulassung, Prüfungsaussdrüsse

§16
Befähigung, Zwed< und Art der Prüfung

(1) Die Befahigung für die Laufbahn des gehobenen vermessuflgstedrnisdren Ver-
waltungsdienstes wird durdr erfolgreidren Vorbereitungsdienst und Bestehen der
Laufbahnprüfung, bei Aufstiegsbeamten durdt erfolgreidre Einführungszeit und
Bestehen der Aufstiegsprüfung, erworben.

(2) In der Prüfung soll der Anwärter nadtweisen, daß er nadr seiner Gesamtpersön-
lidrkeit, seinen geistigen Anlagen sowie seinem §Tissen und Können zum gehobenen
vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienst geeignet ist. Sdrwerbesdüdigten sollen
die ihrer körperlidren Behinderung angemessenen Erleidrterungen gewährt werden.

r) vgl. Nrn. 7 und 8.

t5



(3) Die Prüfung besteht aus

1 der sd'rriftlidren Prüfung (§§ 22, 23) und

2. der.rnündlichen Prüfung (§ 24).

I)ie schriftliche Prüfung geht der mündlidren voraus.

(a) Die Prüfung ist nidrt ö{fentlidr. Dem für die Prüfung zuständigen Fadrminister,
dem für die Aushildung und Prüfung des Vermessungspersonals atlgemein zust'in-
digen Minister des lnnero und den Ausbildungsleitern ist allgemein gestattet, anderen
Personen kann der Vorsitzer edauben, an der mündlidren Prüfung, nidrt jedodr
an den Beratungen, teilzunehmen. Die Anwesenheit eines Mitgliedes des zuständigen
Personalrats ridrtet sidr nadr § 67 Abs. 3 Nds. PersVG.

(5) Die sdrriftliche Prüfung wird in der Regel am Sitz der Ausbildungsbehörde, die
mündlidre Prüfung am Sitz des Prüfungsaussdtusses abgenornmen (Prüfungsorte),
soweit in den Durdrführungsvorsdrriften nidrts anderes bestimmt ist.

(6) - gestridren -
§17

Zulassung zur Prüfung

(l) Der Anwärter hat spätestens drei Monate vor Beendigung des Vorbereitungs-
dienstos seine Zulassung zur Prüfung (§ 16 Abs. 3) bei seiner Ausbildungsbehörde
zu beantragen.

(2) Zuzulassen ist nur, wer den Vorbereitungsdienst voraussidrtlidr erfolgreidr
beenden wird. Hierüber entsdreidet die Ausbildungsbehörde. Sie soll den Anwärter
mindestens sedrs \(/odren vor Beendigung des Vorbereitungsdienstes mit einer Ab-
schltrßbeurteilung nadr dem Muster der Anlage 3 dem Vorsitzer des Prüfungsaus-
sdrusses melden. Der Prüfling ist hiervon zu unterridrten.

(3) lst der Vorbereitungsdienst nach § 6 Abs. 3 verlängert worden, soll der An-
wärter mit Ablauf der Verlängerung zur Prüfung zugelassen werden.

(4) Mit der Meldung sind vorzulegen:

l. das Besdräftigungstagebudr (Anlage l),

2. die Befähigungsberid'rte (Anlage 2),

3. die Absdrlußbeurteilung (Anlage 3),

4. die Personalakten,

5. die Haus- und Aufsidrtsarbeiten (§ l2 Abs. 5).

§ 18

Prüfungsgebühr

Für die Priitung kann eine Cebtihr erhoben \ryerden.l)

r) Durö RdErl" geregelt. Eine (lebührenordnung

t6

als Rerhtsverordnung ist in Vorbereitung"



§19
Prüfungsaussdlüsse

(l) Die Prüfung wird vor einem unabhängigen Prüfungsaussöuß für den gehobenen
vermessun gstechnisdren Verwaltun gsdienst abgelegt.

(2) Für die in § 3 Abs. l' genannten Fadrriötungen wird je ein Prüfungsaussdruß
gebildet. Das Nähere regeln die Durdrführungsvorsöriften.

(3) Jeder Prüfungsaussd'ruß besteht aus

l.einem zum höheren vefinessungsteclrnisdren Verwaltungsdienst befähigten
Beamten
als Vorsitzer,

2. einem weiteren zum höheren vermessungstechnisdren Verwaltungsdienstbefähigten
Beamten,

3. einem lleamten des gehobenen vermessungstedrnisdren Verwalmngsdienstes und

4. einem im Harrshalts-, Kassen- und Redrnungswesen erfahrenen Beamten des
höheren oder gehobenen Verwaltungsdienstes
als Beisitzern.

(a) Sind Prüfungsleistungen auf dem Gebiet des Harrshalts-, Kassen- und Redr-
nungswesens während des Vorbereitungsdienstes abgenommen worden (§ l2 Abs. 6),
tritt an die Stelle des unter A.bs. 3 Nr. 4 bezeidrneten Beamten ein weiterer Beamter
des gehobenen vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienstes.

(-r) Der Vorsitzer und die Beisitzer des Prüfungsaussdrusses und die Stellvertreter
werden von dem Fadrminister, der für die betreffende Fad,ridrtr{"rg zuständig ist,
widerruflidr bestellt. Soweit zwedcmäßig, sollen die Prüfungsaussöüsse einen
gemeinsamen Vorsitzer haben.

§20
Aufgaben der Prüfungsaussdrüsse

(l) Die Prüfungsaussdrüsse haben folgende Aufgaben,

l. Abnahme der mündlichen Prüfung (§ 24),

2. Entsdreidung über das Prüfungsergebnis (§§ 23 Abs. 1 | 26, 30 Abs. 3 Satz 3 und
Abs. 4 Satz 2),

3. Entsdreidung über die Folgen eines Täusdrungsversudrs (§ 28 Abs. I Sarz 2).

(2) Die Vorsitzer der Prüfungsaussdrüsse haben folgende Aufgaben,

t. Bestimmung und Ubersendung der sdrriftlidren Prüfungsaufgaben (§ 22 Abs. 2),

2. Festsetzung des Zeitpunktes der sdrriftlid'ren und mündlidren Prüfung,

3. Ladung der Prüflinge,

4. Mitteilung über die Nidrtzulassung zur mündlidren Prüfung (§ 23 Abs. 2),

5. Leitung der Prüfung,

6. Entsdreidung bei Abbrudr der sdrriftlidren Prüfun1 ß 27 Abs. 2), Rücktritt von
der Prüfung (§ 27 Abs. 5) und Täusdrungsversudr (§ 28 Abs. I Satz l).
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2. Titel
Präfungsablauf

§21
Praktisdre Prüfung

- gesridren -
§22

Sdrriftlidle Prüfung

(1) In der schriftlidren Prüfung ist je eine Aufgabe aus den fünf Prüfungsfädrern zu
bearbeiten, die in der Anlage 4 genannt sind, soweit nidrt für ein Fadr bereits
Prüfungsleistungen abgenommen worden sind (§ 12 Abs. 6).

(2) Der Vorsitzer des Prüfungsausschusses bestimmt die zu stellendea Prüfungsauf-
gaben und übersendet sie in der erforderlidren Zahl - getrennt nadr Prüfungs-
fädrern - versiegelt der zuständigen Ausbildungsbehörde.

(3) Die sdriftlidren Aufgaben sind an drei aufeinanderfolgenden Tagen zu bear-
beiten. Für jede Aufgabe ist eine bestimmte Bearbeitungsfrist festzusetzen. Sie ist
so zu bemessen, daß die sdriftliüe Prüfung an einem Tage nidrt länger als sedrs
Stunden dauert.

(a) Die zugelassenen Hilfsmittel werden dem Prüfling mit der Ladung angegeben
oder mit der Aufgabe bereitgestellt. Andere Hilfsmittel dürfen nidrt benutzt werden.

(5) De Prüfungsaufgaben sind stets sidrer einzusdrließen. Die Umsdrläge sind erst
rrnmittelbar vor der Prüfung in Gegenwart des Prüflings zu öffnen.

(6) Die sdrriftlidren Arbeiten sind unter der Aufsid'rt eines geeigneten Beamten des
höheren oder des gehobenen Dienstes, den die Ausbildungsbehörde bestimmt, anzu-
fertigen.

(7) Der Prüfling ist auf die Folgen eines Täusdrungsversudrs oder eines erheblidren
Verstoßes gegen die Ordnung hinzuweisen.

(8) Spätestens mit Ablauf der Bearbeitungsfrist hat der Prüfling die Arbeit zu unter-
sdrreiben und dem aufsid'rtfüürenden Beamten abzuliefern.

(9) Der Aufsidrtsbeamte vermerkt auf der Arbeit den Beginn der Bearbeitungsfrist,
den Zeitpunkt, an dem die Arbeit abgegeben worden ist und wie lange der Prüfling
wfirend der für die Prüfungsarbeit festgesetzten Zeit den Prüfungsraum verlassen
hat. In besonderen Fällen, z. B. bei Unregelmäßigkeiten, Täusdrungsversudren,
fertigt er eine Niedersdrift. Der Aufsidrtsbeamte versdrließt die Arbeiten, ggf. mit
der Niedersdrrift, in einem Umsdrlag, verwahrt diesen sidrer und leitet ihn um-
gehend - möglidrst nodr am Prüfungstage - xn ds1 Vorsitzer des Prüfungsaus-
sdrusses oder an den von diesem benannten Beisitzer.

§23
Beurteilung der sdtriftlidren Prüfungsarbeiten

(l) Die sdrriftlidren Arbeiten sind vor der mündlidren Prüfung von dem Beisitzer
ztr begutadrtenj den der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses für das betreffende Fadr
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bestimmt hat, und von dem Prüfungsaussdruß endgültig zu bewerten. Bei der
Bewertung sind Redrtsdrreibung, Stil und Ausdruck zu berüd<sichtigen.

(2) \Terden mehr als zwei der sdrriftlidren Arbeiten ,,mangelhaft" oder sdrledrter
bewertet, so wird der Prüfling nidrt zur mündtidren Prüfung zugelassen. Die Prü-
fung ist dann nidrt bestanden. Der Prüfling und die Ausbildungsbehörde sind hiervon
durdr den Vorsitzer des Prüfungsausdrusses zu unterridrten.

(3) Uefert ein Prüfling eine Arbeit ohne ausreidrende Entsdruldigung (§ 27) ni&t
ab, so wird sie mit ,,ungenügend" bewertet.

§24' Mündlidre Prüfung

(1) Die mündlidre Prüfung soll der sduiftlid'ren möglidrst bald folgen und nidrt
später als vier §Todren danadr abgenommen werden.

(2) Sie soll in der Regel nidrt länger als viereinhalb Stunden dauern und durdr eine
angemessene Pause unterbrodren werden. Mehr als vier Prüflinge sollen nidrt gleidr-
zeitig geprüft werden.

(3) Die mündlidre Prüfung umfaßt die in der Anlage 4 genannten Prüfungsfädrer.
Sind für ein Fadr bereits Prüfungsleistungen abgenommen worden (§ 12 Abs. 6),
wird hierin nidrt geprüft. Auf die Gebiete, die für die betreffende Fadrrid,tung
besonders widrtig sind, ist erhöhter §7ert zu legen.

§25
Prüfungsnoten

(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen sind wie folgt zu bewerten:

sehr gut (1) : eine besonders hervorragende Leistung;

gut (2) : eine erheblidr über dem Durd'rsdrnitt liegende Leistung;
vollbefriedigend (2-3) : eine teilweise erheblidr über dem Durdrsdrnitt lie-

gende Leistung;

befriedigend (3) : eine über dem Durdrsdrnitt liegende Leistung,

ausreidrend (4) : eine Leistung, die durdrsdrnittlidren Anforderungen
entspridrt;

mangelhaft (5) : eine Leistung mit erheblidren Mängeln;

ungenügend (6) : eine völlig unbraudrbare Leistung.

Bis zur Feststellung des Gesamturteils können außerdem Zwisd'rennoten vermerkt
werden.

(2) Das Gesamturteil ist nad'r den Abstufungen

,,sehr gut bestanden",
,gut bestanden",
,,vollbefriedigend bestanden ",
,,befriedigend bestanden",
,,ausreidrend bestanden",
,,nicht bestanden"

zrrsammenzufassen.
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§25
Entsdreidung über das Prüfungsergebnis

(1) Nadr der mündlidren Prüfung berät der Prüfungsaussdruß zunädrst über die
Ergebnisse dieses Prüfungsteils.

(2) Nadr den Ergebnissen der sdrriftlidren und der mündlidren Prüfung - ein-
sdrlie{llidr der Noten der während des Vorbereitungsdienstes abgenomnrenen
Prüfungsleistungen (§ I 2 Abs. 6) - entscheidet der Prüfungsaussdruß unter ange-
messener Berücksidrtigung der Befähigungsberidrte (§ 11 Abs. 3), der Absdrluß-
beurteilung (§ 17 Abs.2), der Haus- und Aufsidrtsarbeiten (§ 12 Abs.5), ob und
mit weldrem Ergebnis die Prüfung bestanden ist. Ausschlaggebend ist der Cesamt-
eindrud<, den der Prüfungsaussdruß gewonnen hat. Eine rein redrnerische Ermitt-
lung der Cesamtnote ist nidrt zulässig. Das Ergebnis der Prüfung ist dem Prüfling
im Namen des Prüfungsaussdrusses vom Vorsitzer mitzuteilen.

(3) Die Prüfung lst jedodr ohne weiteres nidrt bestanden, wenn in der mündlidren
Prüfung für ein Fad-r die Note ,,ungenügend" oder für zwei Fächer die Note ,,mangel-
haft" festgesetzt wird.

(4) Der Prüfungsaussdruß entsdreidet über das Ergebnis der Prüfung in den ein-
zelnen Fädrern und über das Gesamturteil nadr Stimmenmehrheit. Bei Stimmen-
gleichheit entsdreidet die Stimme des Vorsitzers.

(5) Ist die Prüfung nidrt bestanden, sdrlägt der Prüfungsaussdruß vor, um weldre
Zeit der Vorbereitungsdienst verlängert werden soll.

§27
Erkrankung, Versäumnis und Rüd<tritt

(1) Kann der Prüfling wegen Krankheit oder wegen anderer Umst'inde, die er nidrt
zu vertreten hat, die Prüfung oder einen Teil davon nidrt abtegen, so hat er ein
amtsärztlidles Zeugnis vorzulegen bzw. die Hinderungsgründe in geeigneter Form
glaubhaft nadrzuweisen.

(2) Bridrt der Prüfling aus Gründen des Absatzes I die sdrriftliche Prüfung ab,
entsdreidet der Vorsitzer des Prüfungsaussdtusses, wann und in weldrem Umfange
die Prüfung fortzusetzen ist. An Stelle der nidrt bearbeiteten erhält der Prüfling
neue Aufgaben.

(3) Eine aus Gründen des Absatzes I abgebrodrene mündliche Prüfung gilt als nidrt
abgelegt. Sie muß in angemessener Frist nachgeholt werden.

(4) Die Prüfung gilt als nidrt bestandenf wenn der Prüfling ohne stidrhaltigen
Grund die sdrriftlidre oder mündlidre Prüfung ganz oder teilweise versäumt.

(5) Der Prüfling kann aus triftigen Cründen bis zum Beginn der mündlidren Prü-
fung, wenn der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses es genehmigt, einmal von der
Prüfung zurüd<treten. Absatz 2 gilt entspredrend. Der Rücktritt ist nidrt möglidl,
wenn nach den abgelieferten Arbeiten bereits feststeht, daß die Prüfung als nidrt
bestanden anzusehen ist. Tritt ein Prüfling ohne Genehmigung zurüd<, so gilt die
Prüfung als nidrt bestanden.

20



§28
Tätrsdrungsversud, e und ordnungswidriges Verhalten

(l) §7er das Ergebnis der Prüfung durdr Täusdrung oder durdr ordnungswidriges
Verhalten zu beeinflussen versudrt oder sidr bei den sdrriftlidren Arbeiten anderer
als der zugelassenen Hilfsmittel bedient hat, kann von dem Vorsitzer des Prüfungs-
aussdrusses von der weiteren Prüfung ausgesdrlossen werden. Der Prüfungsaussdruß
entsdreidet, ob nadr der Sdlwere der Verfehlung die Prüfung für nidrt bestanden
zu erklären ist oder ob einzelne oder mehrere Prüfungsleistungen zu wiederholen
sind.

(2) §[ird eine Täusdrungshandlung erst bekannt, nadrdem das Prüfungszeugnis
ausgehändigt worden ist, so kann der Prüfungsaussdruß nadrtraglidr innerhalb einer
Frist von drei Jahren nadr dem Tage der mündlidren Prüfung die Prüfung als nidrt
bestanden erklären.

§29
Prüfungsniedersdrrift und Prüfungszeugnis

(1) Uber den Gang der Prüfung ist für jedeL Prüfling eine Niedersdrrift nadr dem
Muster der Anlage 5 zu fertigen. Die Niedersdrrift ist von dem Vorsitzer und den
Beisitzern des Prüfungsaussöusses zu unterzeidlnen.

(2) Der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses fertigt über das Ergebnis der Prüfung ein
Zeugnis nadr dem Muster der Anlage 6 aus und übersendet es mit einer beglau-
bigten Absdrrift der Prüfungsniedersdrrift, einer Zweitausfertigung des Zeugnisses
und den Unterlagen nadr § 17 Abs. 4 der Ausbildungsbehörde. Diese händigt dem
Anwärter das Zeugnis aus und nimmt die Zweitausfertigung des Prüfungszeugnisses
und die Abs&rift der Niedersdrrift zu den Personalakten. Die Niedersdrrift ist mit
den Prüfungsarbeiten zu einer besonderen Prüfungsakte zu vereinigen, die bei der
Gesdräftsstelle des Prüfungsaussdrusses mindestens 5 Jahre verwahrt wird.

§30
§Tiederholung der Prüfung

(l) Hat der Prüfling die Prüfung nidrt bestanden, verlängert sidr der Vorbereitungs-
dienst. Die Ausbildungsbehörde bestimmt Dauer und Ausbildungsabsdrnitte für
den verlängerten Vorbereitungsdienst, wobei der Vorsdrlag des Prüfungsaussdrusses
(§ 26 Abs. 5) berüd<sidrtigt werden soll.

(2) Der Vorbereitungsdienst soll mindestens um sedls Monate verlängert werden
(§ 6 Abs. 3).

(3) Ist der verlängerte Vorbereitungsdienst beendet, kann der Anwärter die Prä-
fung einmal wiederholen. Die §7'iederholung erstred<t sidr auf die ganze Prüfung.
Der Prüfungsaussdruß entsdreidet, ob auf die nod'rmalige Abnahme der Prüfungs-
Ieistungen nadr § 12 Abs. 6 verzidrtet werden kann. Für den Antrag auf Zulassung
zur §Tiederholungsprüfung gilt § 17 Abs. 1 entspredrend.

(4) Besteht der Anwärter audr die §/'iederholungsprüfung nidrt, so kann der
Prüfungsaussdruß, wenn die nadrgewiesenen Kenntnisse ausreidren, dem Prüfling
die Befähigung für die Laufbahn des mittleren vermessungsted'rnisdren Verwaltungs-

2t



dienstes zuerkennen. In diesem Fall ist im Zeugnis (§ 29 Abs. 2) der Zusatz aufza-
nehmen, daß die niöt bestandene Prüfung als erfolgreidre Ablegung der Laufbahn-
prüfung für den mittleren vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienst bewertet
worden ist. §flird die Prüfung nidrt als erfolgreid're Prüfung für den mittleren
verrnessungstedrnisdren Verwaltungsdienst gewertet, endet das Beamtenverhältnis
mit Ablauf des Tages, an dem dem Anwärter das Prüfungsergebnis bekanntgegeben
ffid (S 4o Abs. 2 Satz 2 NBG).

(5) Ein Beamter des mittleren vermessungsted,nisdren Velwaltungsdienstes, der die
Prüfung audr bei §Tiederholung nidrt besteht, verbleibt im mittleren Dienst.

(6) Gilt die Prüfung wegen Versäumnisses (§ 27 Abs. 4) oder Rüd(tritts ohne Geneh-
migung (§ 27 Abs. 5) als nidrt bestanden oder wird sie wegen Täusdrungshand-
lung (§ 28 Abs. I und 2) für nidrt bestanden erklärt, so entsdreidet der zuständige
Fad-rminister auf Antrag des Prüflings, ob er zur §Tiederholung der Prüfung zu-
zulassen ist.

Abschnitt V

Ubergangs- und Sdrlußvorsdrriften

§ 31

Redrtsverhältnis nadr bestandener Laufbahnprüfung

(1) Hat der Anwärter den festgesetzten Vorbereitungsdienst beendet und die Prü-
fung bestanden, wird er, wenn die anderen beamtenredrtlichen Voraussetzungen
erfüllt sind, unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Probe zum ,,Vermessungs-
inspektor zur Anstellung" (2. A), bei mittelbaren Landesbeamten mit einem auf den

Denstherrn hinweisenden Zusatz ernannt.

(2) Der Beamte des mittleren Dienstes, der die Prüfung für den gehobenen vermes-

sungstedrnisdren Verwaltungsdienst bestanden hat, verbleibt bis zur [Ibertragung
eines Amtes des gehobenen vefinessungstedrnisd'ren Verwaltungsdienstes (§ 28

Abs. 5 NLVO) in seiner bisherigen Laufbahn und behält seine bisherige Amts-
bezeidrnung. Er ist jedodr mit Aufgaben des gehobenen vermessungstedrnisdren
Verwaltungsdienstes zu besd-räftigen.

§32
Ubergangsvorsdrriften, Inkrafttreten

(1) Die zuständigen Minister erlassen im Einvernehmen mit dem Minister des

Innern die Durdrführungsvorsdrriften für die einzelnen Fadridrtungen. Für die
Fadrridrtung Kommunaler Vermessungsdienst gilt Anlage 7 zu dieser Verordnung.

(2) Diese Verordnung tritt mit §Tirkung vom 1. April 1963 in Kraft.l)

(3) Die Ausbildung und Prüfung der Anwärter, die vor Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung eingestellt worden sind, sowie die Dauer ihres Vorbereitungsdienstes

t) Die Verordnung zur Anderung der Verorclnung
vermessungstedlnisdren Verwaltungsdienst im
Wirkung vom 1. April 1966 in Kraft getreten.
2c und 3 sowie des § 6 Abs. 3 mit Wirkung vom
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übe; die Ausbildung und Priifung für den gehobenen
Lande Niedersadrsen vom 19. Dezember 1966 ist mit
Abweictrend davon sind die Ahderungen zu § 2 Nrn.
1. Dezember 1966 in Kraft getreten.



ridrten sidr nadr den bisherigen Vorsdrriften. Der Vorbereitungsdienst kann nadr
§ 6 Abs. I gekürzt werden, wenn es der Stand der Ausbildung des Anwärters zu-
läßt. Prüfungsleistungen naö § 12 Abs. 6 können vom 1. Januar 1964 an abge-
nommen werden.

(a) Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Anwärter des gehobenen ver-
messungtedrnisdren Verwaltungsdienstes vom 1. April 1954 (Nieders. MBl. S. 239)
in der Fassung des RdErl. des Nds. Mdl vom 20. August 1956 (Nieders. MBl. S. 684)
tritt vorbehaltlidr des Absatzes 3 mit §Tirkung vom 1. April 1963 außer Kraft.

(Format DIN A 4) Anlage 11)

(zu § ll Abs. 1

Be s dr äfti gun gsta gebudr

Aus-
bildungs-
absdrnitt

vom..

bis...
(Tage) Dienststelle

Darstellung
der Besdräftigung
einsdrl. Unterricht

Ausführung von
Vermessungen

Tage
Unterridrt
(Stunden,l

Besdreinigung des
Leiters der

Ausbildungsstelle,
Sidrtvermerk des

Ausbildungsleiters

1 2 3 4 5 6

(Format DIN A 4) Anlage 22)

(zu § 11 Abs. 3)
(Seite 1)

tü."rt.t tt.l
Befähigungsberidrt

über den vermessungsinspektor-Anwärter

seb. am in
L)

für die Zeit seiner Besdräftieune bei

vom bis

Ausbildungsabsdrnitt

r), 2) vgl. Anhang 7, Seite 101.
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I . Befähigung:

a) Auffassungsgabe

b) urteilsfäihigkeit

d) Zuverlässigkeit, Gründlidrkeit, Ordnungssinn

e) Organisationsfähigkeit

f) Verantwortungsfreude

g) Spradrlidre Ausdrud<sfähigkeit

2. Allgemeinbildung

3. Hervortretende §üresenseigenschaften

::::::
4. Fühnrng

a) dienstlidl

b) auflerdienstlidr

5. Fleiß, Diensteifer

(Seite 2)
6. Leistungen

a) auf tedrnisdrem Gebiet

b) in Verwaltungssadren

d) sdrifdldre Darstellung

7. frgebnisse der Ubungsarbeiten

:::::
8. Interesse an der weiteren Fortbildung

9. Verhältnis zu Vorgesetzten und anderen Bediensteten

10. C,ewandheit und Verhalten im diensdidren Verkehr

11. Gesundheitszusand

12. Ist das Ausbildungsziel erreidrt? Falls nein, Angabe der Gründe, Mängel und
Lüd<en in der Ausbildung

I 3. Zusammenfassendes Urteil
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(Format DIN A 4) Anlage 3t)

(zu § 17 Abs. 2)
(Seite 1)

iÄ;;iiid;;'b.iö;J;,
Absdrlußbeurteilung über die Ausbildung

vermessun gsinspekto r-

(Seite 2)

4. Urteil des Ausbildungsleiters über Befähigung, Fleiß, Leistungen, Führung und

ll''l 
der Ausb,duns

Auf Grund dieser Absd'rlußbeurteilung wird der Anwärter - nidrt - zvr Prüfung
zugelassen. Er ist hiervon unterridltet worden.

Anlage 4

(zu §§ 22 Abs. 1 und 24 Abs. 3)

Prüfungsfädrer der Laufbahnpräfung

für den gehobenen vermessungstedrnisdren Venualtungsdienst

A. Fadridrtung Allgemeiner Vermessungs- und Katasterdienst

l. V e r m e s s u n g s t e c h.n i k: Katastervermessunsen; trigonometrisdre, poly-
gonometrisdre, nivellitisdre und topographisdre Vermessungen; ingenieurtedr.-
nisdre Vermessungeni vermessungstedrnisdre Beredrnungen; Instrumenten- und
Gerätekunde.

2. K a rt e n t e c h n i k' Grundzüge der Kartenkunde; Landeskartenwerke (beson-

ders Deutsdre Grunäkarte 1 : 50O0); Kartendrud< und Vervielfältigungstedrnik.

r) vgl. Anhang 7, Seite 101.
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3. L i e g e n s c h a f t s k a t a s t e r: Zwed<, Entstehung, Einridrtung, Fortführung,
Neueinridrtung und Verwendung des Liegensdraftskatasters; Einrid'rtung des
Grundbudrs, Verbindung des Liegensdraftskatasters mit dem Grundbudr; Grund-
züge des Liegensdraftsred'rts.

4. Fadrbezogene Gesetzes-, Organisations- und Verwaltungskunde; Städtebau und
. Planung (Grundzüge); Kostenwesen; Grundstüd<swertermittlung; Gesdrlifts-

kunde.

5. Staats- und Verfassungskunde, bürgerlidres Redrt, allgemeines Verwaltungsredrt,
Haushalts-, Kassen- und Redrnungswesert, Reise- und Umzugskostenredtt, Be-
amten-r Besoldungs- und Versorgungsredlt, Tarifredrt der Angestellten und
Arbeiter im öffentlidren Dienst - Qrundzüge -; allgemeine Organisations- und
Bürokunde.

B. Fadrridrtung Vermessungsdienst der Landeskulturverwaltung

Der Minister für Eruährung, l,andwirtsdraft und Forsten bestimmt die Prüfungs-
fädrer.

C. Fadrridrrung Kommunaler Vermessungsdienst.

l. Vermessungstechnik unter besonderer Berüd<sidrtigung der kommu-
nalen Vermessungsaufgaben: trigonometrisdre, polygonometrisdre, nivellitisdre
und topogrqphisdre Vermessungen; ingenieurtedrnisd're Vermessungen; Kataster-
vermessungeni vermessungstedrnisdre Beredrnungen; Instrumenten- und Geräte-
kunde.

2. K a rt e n t e c h n i k: Grundzüge der Kartenkunde; Landeskartenwerke (beson-
ders Deutsdre Grundkarte 1 r 5000); städtisdre Kartenwed5e; Kartendrud< und
Vervielfälti gun gstedrnik.

3. Lie genschaf tswes en: Zwe&., Entstehung, Einridrtung, Fortführung,
Neueinridrtung und Verwendung des Liegensdraftskatasters (in den Grundzügea);
Einridrtung des Grundbudrs; kommunale Liegensdraftsnadrweise; Grundzüge
des Liegensdraftsredrts unter beonderer Berüd<sidrtigung der kommunalen Ver-
hältnisse.

4. Fadrbezogene Gesetzes-, Organisations- und Verwaltungskunde; Städtebau und
Planung (Grundzüge); Kostenwesen; Grundstüd<swertermittlung; Gesdräfts-
kunde.

5. Staats- und Verfassungskunde, bürgerlidres Redrt, allgemeines Verwaltungsredrt,
Haushalts-, Kassen- und Redrnungswesen, Reise- und Umzugskostenredrt, Beam-
ten-, Besoldungs- und Versorgungsredrt, Tarifredrt der Angestellten und Arbeiter
im öffentlidren Dienst - Grundzüge -; allgemeine Organisations- und Büro-
kunde.

Anmerkungt

Soweit in den Prüfungsfädrern 1 (Vermessungstedrnik) Prüfungsstoff enthalten ist,
der bereits Gegenstand der von dem Anwärter abgelegten Ingenieurprüfung gewesen
ist, soll in diesen Prüfungsfädrern festgestellt werden, wie weit der Anwärter die
Kenntnisse gefestigt und ergänzt hat, sowie praktisdr anzuwenden versteht.
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t.
2.

3.

(Format DIN A 4) Anlage 5t)

(zu § 29 Abs. 1)

Laufbahnprüfirng für den gehobenen vcrrnessungsteünisden Verwaltungsdienst

Präfungsniedersörift

Der .... .. .. Vermessungsinspektor-Anwärter,
seboren am . ist in der Sitzun-p des
Prüfungsaussdrusses am .................. ..., an der

als Vorsitzer
als Beisitzer

als Beisitzer

als Beisitzer

Prüfung für
1963 in der

Fassung vom
Fadrridrtung
worden

in der
mündlidl geprüft

Abnahme der sdrriftlidren Prüfung
Abnahme von Prüfungsleistungen des

^A,. Prüfungsergebnisse

4. .:-....

teilgenommen haben, nadl der Verordnung über die Ausbildung und
den gehobenen vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienst vom 30. 9.

am
Fadres

Pnifungsfadr Bewertung
der sdrriftlidren der

Pnifung

Mittelnote
mündlidren
Prüfung

1.

2.

3.

4.

5.

Außerdem haben dem Prüfungsausdruß die Befahigungsberidrte,
beurteilung und die Haus- und Aufsidrtsarbeiten vorgelegen.

di;;ilü.

B. Mitteilung des Präfungsergcbnisses usw.

l. Beim Bestehen der Prüfung:
Das Ergebnis ist dem Anwärter durdr den Vorsitzer de§ Prüfungsaussdrusses mit-
geteilt worden.

!) Dieser Vordru*. ist riöt in das Vordruü.verzeiö[is der Vermessungs- ud Katasteryerwaltung aufge-
nommen wordu; seiDe Herstellung wird bei Bedarf voD der Gesöeftsstelle des PrilfungsauB3öusses
verantaßt.

27



2. Beim erstmaligen Nidrtbestehen der Prüfung:

a) Dem Anwärter ist durdr den Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses mitgeteilt
wordenf daß er im (in der)

t.i"ä 
"".r.iAärä., 

i.iitrr;.; t.;;it und daher die Prüfung nidrt bestanden
hat. tlber die §Tiederholung der Prüfung wird auf seinen Antrag die Ausbil-
dungsbehörde entsdreiden.

b) Zum Ausgleid'r der Ausbildungslücken werden voraussidrtlidr Monate
weiteren Vorbereitungsdienstes ausreidren. Auf die nodrmalige Abnahme der
Prüfungsleistungen nadr § 12 Abs. 6 VermlnspAPVO wird - nidrt - verzidrtet.

3. Beim Nidrtbestehen der lViederholungsprüfung'

Dem Anwärter ist durdr den Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses mitgeteilt worden,
daß er die Prüfung nidrt bestanden hat, die nidrtbestandene Prüfung - aber -

auch nidrt - als erfolgreidre Laufbahnprüfung für den mittleren vermessuflgs-

tedrnisdren Verwaltungsdienst bewertet worden ist.

4. Andere Angaben'

Der Prüfungsaussdruß für den gehobenen vefinessungstedrnisdren Verwaltungsdienst

- Fadrriütung -beim

&;;',ir,",)

Beisitzer s.iri tii,f .tti,r..

(Format DIN A 4) Anlage 61)

(zu § 29 Abs. 2)
Prüfungszeugnis

(Dienst- oder Amtsbezeid-rnung, Name)
ingeboren am

hat am
ei. a;;fb;höti""e iuil ä.; ;;h;b;;;; ""'Ä""',i't"ä"i'A;; V;;;tt',g'di.",t
in der Fadrridrtung .. ..

vor dem Prüfungsaussdruß für den gehobenefl vennessuflgstedrnisdren Verwaltungs-
dienst beim
bestanden.

....... ....-.t am

Der Vorsitzer des Prüfungsaussdlusses
(Untersdrrift , Amtsb ezeichnung)

(Siegel)

t) vgl. Fußnote, Seite 27.
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Anlage 7

(zu § 32 Abs. 1 Satz 2)

Durdrführungsvorsdrriften zür Verordnung über die Ausbildung und Prüfung ftir
den gehobenen vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienst in der Fadrridrtung

Kommunaler Vermessungsdienst

flermInspAPVO-DVKomm)

l. Za§ 3 Abs. I Nr. 3 (Ausbildungsbehörden, Ausbildungsstellen)

Kann im kommunalen Dienst die Gebietskörpersdraft nidt gleidrzeitig Ausbildungs-
behörde sein, weil die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Nr. 3 nidrt erfüllt sind, so

können auf Antrag eine andere Gebietskörpersdraft, die diese Voraussetzungen
erfüllt, oder der zuständige Regierungspräsident (Präsident des Verwaltungsbezirks)
die Aufgaben der Ausbildungsbehörde übernehmen, wenn sie sidr hierzu vor der
Ernennung des Bewerbers bereiterklärt haben. Um überprüfen zu können, ob der
Bewerber geeignet ist, sind mit dem Antrag die vollständigen Bewerbungsunter-
lagen oder Personalakten zur Einsidrt zu übersenden.

2. - gestriüen -
3. Zu §§ 9 bis 12 (Ausbildung in den einzelnen Ausbildsngsabsdrnitten)

A. Allgemein

(1) Die Ausbildung ri&tet sidr nadr dem Ausbildungsplan (Anlage).

(2) De Ausbildung in Absdrnitt 2 (Katasteramt) ist möglidlst bei einem Katasteramt
mit kleinerem C,esdräftsumfang am Ort oder in der Nähe des Ortes der kommunalen
Vermessungsstelle abzuleisten. Vor der Uberweisung ist das Einverständnis des zu-
ständigen Regierungspräsidenten (Präsidenten des Venvaltungsbezirks) einzuholen.

(3) Soweit die kommunale Vermessungsstelle über eine eigene drud<tedrnisdre Ein-
ridrtung verfügt, kann der Ausbildungsabsdrnitt 3 (Dezernat Kartographie des

Nieders. Landesverwaltungsamtes - Abteilung Landesvermessung -) ganz oder
teilweise bei ihr abgeleistet werden.

(4) In dem für jeden Anwärter bei Beginn des Vorbereitungsdienstes aufzu-
stellenden Ausbildungsplan ist zu bestimmen, bei weldren Ausbildungsstellen der
Anwärter in den einzelnen Abschnitten des Vorbereitungsdienstes ausgebildet
werden soll.

(5) Zeiten, um die der Vorbereitungsdienst nadr § 6 Abs. 1 Satz 3 gekürzt wird,
oder die nadr Satz 4 auf den Vorbereitungsdienst anzuredrnen sind, sowie die Zeit
des dem Anwärter zustehenden Erholungsuilaubs sind möglidrst so zu verteilen, daß
der Erfolg des einzelnen Ausbildungsabsdrnitts nidrt beeinträdrtigt wird.

B. Ausbildung bei der kommunalen Vermessungsstelle

- Ausbildungeabsdrnitt 1 und 4 -
(l) Die praktisdre und theoretisdre Ausbildung des Anwärters obliegt dem Leiter
der kommunalen Vermessungsstelle. Er kann mit der Unterweisung in den einzelnen
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Gebieten geeignete Beamte des höheren oder gehobenen vermessungstedrnisd'ren
Verwaltungsdienstes beauftragen, bleibt aber für die ordnungsgemäße Ausbildung
verantwortlidr. § 8 ist zu beadrten.

(2) Der Anwärter soll halbjährlidr außerhalb der Dienstzeit eine Hausarbeit mit
hödr-stens zweiwödriger Ablieferungsfrist fertigen. Die hierbei benutzten Hilfsmittel
hat er auf der Hausarbeit anzugeben. Er hat ferner sd'rriftlidr zu versidrern, daß
er die Hausarbeit ohne fremde Hilfe gefertigt hat. Die Aufgaben sind von dem
Ausbildungsteiter (§ 7) zu stellen, von ihm eingehend zu begutadrten und zu
bewerten. Sie sind mit dem Anwärter durchzuspredren und dem Leiter der kommu-
nalen Vermessungsstelle vorzulegen.

(3) Außerdem hat der Anwärter monatlidr eine etwa zweistündige sd'riftlidre Auf-
sidrtsarbeit zu fertigen. .Die geprüften und bewerteten Arbeiten sind mit dem
Anwärter durdrzuspredren und dem Leiter der kommunalen Vermessungsstelle
vorzulegen.

1.a) Auf die Bedeutung und den Gebraudr der tedrnisdren Hilfsmittel ist der An-
wärter mit besonderem Nadrdrud< hinzuweise.n.

(5) Der Anwärter ist etwa sedrs Stunden monatlidr zu unteridrten.

(5) Der Anwärter hat während der Ausbildungszeit bei der kommunalen Vermes-
sungstelle etwa 40 Tage an örtlidren Vermessungsarbeiten teilzunehmen. Von dem
Anwärter gefertigte Vermessungssdrriften können dem Katasteramt zur Ubernahme
in das Liegensdraftskataster eingereidrt werden, wenn der leitende Beamte der
kommunalen Vermessungsstelle sie als ridrtig besdreinigt hat.

(7) Der Ausbildungsabsdrnitt 4 ist erst dann erfolgreidr beendet, wenn audr die
Befähigung zur selbständigen Ausführung von Vermessungen zur Fortführung und
Neueinrid'rtung des Liegensdraftskatasters erkennbar ist. Dem Befähigungsberidrt
(§ 11 Abs. 3) über den Ausbildungsabsdrnitt 4 sind die Ergebnisse von drei Vermes-
sungen - nidrt nur einfadrer A.t -, die der Anwärter selbständig ausgeführt hat,
in Ursdrrift oder Absdrrift beizufügen.

C. Ausbildung bei einem Katasteramt

- Ausbildungsabsdrnitt 2 -
(1) Bei dem Katasteramt soll der Anwärter besonders die Einridrtung und die Ver-
wendung des amtlidren Uegenschaftskatasters und seine Verbindung mit dem
Grundbudr, die Tätigkeit des Katasteramts als amtlidre Sammelstelle für alle Ver-
messungsergebnisse sowie das Zusammenwirken mit den anderen Stellen des
Vermessungswesens und den übrigen Verwaltungszweigen kennenlernen.

(2) Der Anwärter hat einige Tage an örtlidren Vermessungsarbeiten teilzunehmen.

D. Ausbildung beim Grundbudramt

- Ausbildungsabsdrnitt I tlw. -(l) Beim Crundbudramt soll der Anwärter die widrtigsten Vorsdrriften des Grund'
budrredrts, die Einridrtung und Führung des Grundbuchs, dessen Verbindung mit
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dem Liegensdraftskataster (besonders mit Blid< auf die gemeindlidren Belange) und
den Gesdräftsverkehr kennenlernen. An praktisdren Fällen soll er mitarbeiten.

(2) Für den vom Grundbudramt auszufertigenden Befähigungsberidrt ist der Vor-
drud< nadr dem Muster der Anlage 2 (zu § 11 Abs. 3) bereitzustellen.

4. - gestridren -
5. Zu§ 16 Abs. I (Befähigung)

Durd'r die bestandene Prüfung erwirbt der Anwärter zugleidr die Befähigung zur
selbsfändigen Ausftihrung von Vermessungen zur Fortführung und Neueinridrtung
des Liegensdraftskaasters.

6. Za § t7 Abs. 2 (Abnahme der Prüfung)

Die sdriftlidren und mündlidren Prüfungen sollen nadr Absdrluß des Vorbereitungs-
dienstes möglidrst in den Monaten April und Oktober jedes Jahres abgenommen
werden.

7. Zu§ 18 (Prüfungsgebühr)

Die Prüfungsgebühr ist bei der Regierungshauptkasse Hannover einzuzahlen, der
der Minister des Innern Annahmeanordnung erteilt. Der Beleg über die Einzahlung
ist zu den Personalakten zu nehmen.

8. Za § 19 (Prüfungsaussdruß)

Der Prüfungsaussdluß für die Fad'rridrtung Kommunaler Vermessungsdienst wird
bei dem Minister des Innern gebildet. Er führt die Bezeidrnung ,,Prüfungsaussdruß
für den gehobenen verm;essungstedrnisdren Verwaltungsdienst - Fadrridrtung
Kommunaler Vermessungsdienst - beim Minister des Innern". Vorsitzer dieses

Prüfungsaussdrusses ist der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses für den gehobenen
vermessungstedrnisd'ren Venvaltungsdienst - Fadridrtung Allgemeiner Vermes'
sungs- und Katasterdienst -. Die Gesdräftsstelle des Prüfungsaussdrusses wird bei
dem Minister des Innern erridrtet.

9. - 
gestridrer -

to. Zu § 22 Abs. 2 (Süriftlidre Prüfung)

(1) Der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses soll die zu stellenden prüfungsaufgaben
im Benehmen mit den Beisitzern bestimmen.

(2) De kommunalen Vermessungsstellen (§ 3 Abs. I Nr. 3) übersenden zum
1. August jedes Jahres dem Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses geeignete Vorsdrläge
aus allen Prüf ungsf ächern für die sdriftlidren Prüfungsaufgaben. Den
Aufgaben sind die erforderlidren Unterlagen und die I-ösungen (bei Aufsätzen
genügen Stid'rworte) beizufügen. Die vorgelegten Aufgaben dürfen für Ausbildungs-
und Ubungszwed<e nidrt benutzt werden. Die Vorsdrläge sowie die gestellten und
bearbeiteten Aufgaben sammelt die Gesdräftsstelle des Prüfungsaussdrusses.
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Anlage

(zu Nr. 3 Abschn. A Abs. 1 der Anlage 7)

Ausbildungsplan
rürAnwärterlä,J[:l**"äffi:T,:f 

i:*:',',*äJäX,"lngsdienstes

Ausbildungs-

ab- i dauer in Ausbildungsgebiet

schnitt I Monaten

davon
etwa
rlz

Kommunale Vermessungs-
stelle und Grundbuchamt

Grundbuchamt

Katasteramt

Aufgaben des kommunalen Vermessungs-
dienstes

Einrichtung, Fortfrthrung und Verwen-
dung des kommunalen Vermessungswerks

Herstellung und Fortführung des kom-
munalen Kartenwerks einschl. der Sonder-
karten und -plane

Anfertigung von Vermessungsunterlagen

Vorbereitung und Auswertung von Ver-
messungen

Absteckung von Fluchtlinien und Bau-
werken

Planunterlagen frir Bauleipläne und an-
dere Planungsunterlagen

Höhenaufnahmen und Lagevermessungen
aller Art einschl. der Auswertung

Urheberrecht, Vervi elfaltigungsrecht

Grundzüge des Grundbuchrechts

Einrichtung und Führung des Grundbuchs
und der Grundakten

Verbindung zwischen Grundbuch und
Li egenschaftskataster

Entstehung, Einrichtuog, Fortführung und
Verwendung des Liegenschaftskatasters
(Grundzüge)

Anfertigung von Vermessungsunterlagen

Vorbereitung und Auswertung ,vgl Ver-
messungen zur Fortftihrung und Neuein-
richtun§ des Liegenschaftskatasters

Teilnahme an örtlichen Vermessungsar-
beiten (besonders Ftihrung des Fortfüh-
rungsrisses, Entwurf der Abmarkungsnie-
derschrift)

Ausbildungsstelle
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Ausbildungsstelle
Ausbildungs-

ab- | dauer in
schnitt I Monaten

3

davon
8la

Nieders. Landesverwal-
tungsamt - Abteilung
Landesvermessung -

Dezernat Trigonometrie

Ausbildungsgebiet

Allmähliche Neueinrichtung des Liegen-
schaftskatasters

Herstellung und Fortftihrung der Deut-
schen Grundkarte 1 :5000 einschl. Paß-
punktbestimmung, Feldvergleich und
Zeichnung

Zwed<dienlichkeitsbescheinigungen ftir
Grund e rw e rb ss t e u e rb e f re i un ge n

Un schädl i chke i ts z eugn i s s e

Schriftwechsel, Dienstbetrieb, Geschafts-
gang

Entwiddung und Aufbau des Festpunkt-
feldes

FP-Erlaß und Richtlinien für den Aufbau
des Höhenfestpunktfeldes

Trigonometrische und nivellitische Ver-
messungsverfahren (ErkundutrB, Vermar-
kung, Signalbau, Dreied<sverrnessung),
Herablegung, Zentrieffing, Polygonie-
rung frir TP-Bestimmung, Fein- und
Schnelleinwägungen in Theorie und
Praxis -
Auswertung der trigonometrischen und
Höhenvermessungen vor allem unter Ver-
wendung einer Datenverarbeitungsanlage

Uberwachung der FP und NivP

Führung der Nachweise der FP und NivP

Praktische Anwendung der Instrumente
und Geräte

Zusammenarbeit mit anderen Vermes-
sungsstellen

Entwiddung der Deutschen Grundkarte
1 : 5000 (Grundzüge)

Mitwirkung bei der Neubearbeitung der
Folgemaßstäbe (Generalisierung der Deut-
schen Grundkarte 1 : 5000)

Fortfrihrung der Landeskartenwerke 1 :

5000 und l- z 25 000 (in den Grundzügen)

rlz Dezernat Topographie
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Ausbildungsstelle
Ausbildungs-

ab- I dauer in
schnitt I Monaten

Ausbildungsgebiet

rla

I

Dezernat Kartographie

Dezernat Automation

Dezernat Neuvermessung

Kommunale Vermessungs-
stelle u. a.

Luftbildauswertung (Grundzüge)

Praktische Anwendung der Instrumente
und Geräte

Entwicklung und Stand der Landeskarten-
werke

Herstellung und Fortfuhrung der Topo-
graphischen Karte I z 25 000 und Karten
kleinerer Maßstäbe (Grundzüge der Ge-
landedarstellung und Generalisierung,
Kartenzeichen)

Photographie, Kopie, Drucktechnik, Kar-
tenvertrieb

Urheberrecht

Grundzüge der Datenverarbeitung

Aufbau des Polygonfestpunktfeldes

Vermessungs- und Rechenverfahren bei
Polygonierungen

Vorbereitung und Teilnahme an Vermes-
sungen zur Neueinrichtung und Fortfüh-
rung des Liegenschaftskatasters sowie
Auswertung (besonders Arbeiten zur auto-
matischen Berechnung und Kartierung)

Ausfrihrung von Urkundsvermessungen
(ggf. einschl. Führung des Fortftihrungs-
risies und der Abmarkungsniederschrift)

Teilnahme an Arbeiten zur Uberwachung
und Sicherung des trigonometrischen und
Hohenfestpunktfeldes

Herablegung, Zentrierung und Polygg-
ni erung,-besonders Polygonwi ederherstel-
lung

Feinnivellements

Auswertung von kommunalen Vermes-
sungssachen (besonders auch Berech-
nungen nach sämtlichen Vermessungsvor-
dru&en - ohne Ausgleichsrechnung)

Grundzüge der Trassierung und Berech-
nung von Verkehrswegen und Verkehrs-
bäuwerken

Entwickluns der Deutschen Grundkarte
1 : 5000 frtf das Kommunalgebiet aus den
großmaßstäbigen Stadtkarten

Luftbildauswertung in der Stadtvermes-
sung



Ausbildungsstelle

davon

Ausbildungs-

ab-

schnitt

dauer in
Monaten

Verwaltungslehrgang

Stadtkammerei

Rechnungsprüfungsamt

Ausbildungsgebiet

Topographischer Meldedi enst

Grundzüge des Sachen-, Liegenschafts-,
§t/ege-, §Tasser-, Enteignungs- usw.
Rechts

Kommunales Liegenschaftswesen (Nach-
weis, Verwaltung und Besteuerung des
Grundbesitzes, Grundstücl<sbewertung)

Stadtebau und Planung (Grundzüge)

Zusammenarbeit mit Planungsbehörden
sowie ggf. anderen kommunalen Dienst-
stellen

Grundzüge des Bundesbaugesetzes und
seiner Anwendung im Bereich des kom-
munalen Vermessungsdienstes

Andere Aufgaben des kommunalen Ver-
messungsdienstes

Allgemeine Verwaltungsaufgaben, Grund-
lagen des Staats-, Verfassungs- und Ver-
waltungsrechts

Geschaftsführung

Verwaltun gsko stenwes en

Allgemeine Büroarbeiten

Die Dauer und die zu behandelnden Ge-
biete des Verwaltungslehrgangs werden
nach § 12 Abs. 6 vom Minister des Innern
besonders geregelt

Gem eindehaushaltsverordnung
(GemHVO)

Aufstellung und Ausftthrung des Haus-
haltsplanes (Grund sätze, Form, Voran-
.schlage, Verfahren bei der Ausftihrung)

Kassen-, Rechnungs- und Pnifungsver-
ordnung (KRPVO)

Verordnung über das Verwaltungs-
zwangsverfahren (VZV)

Einrichtung und Aufgaben des Rechnungs-
pnifungsamtes

Laufende Belegpnifung (Vorprtifung)

In den Grundzügen r Besoldung und Ver-
sorgung der Beämten, Bezüge der An-
sestellten und Arbeiter, Reise- und Um-
Zugskostenrecht, Beihilf'evorschriften,
Unterstützungsgrundsätze, Gewährung
von Vorschüssen, Erstattungsgesetz

35

Zus.



2. Durchführungsvorschriften zur Verordnung über die
Ausbildung und Prüfung

für den gehobenen vermessungstedrnischen Verwaltungsdienst

- Fachrichtung Allgemeiner Vermessungs- und Katasterdienst -

RdErl. d. Nds. Mdl v. 3. 1. 1967 (Nds. MBl. S. 89)
i. d. F. d" RdErl. v. 9. 5.1968 (Nds. MBl. S. 536) *)

BezuH: Verordnung vom 30. 9. 1963 (Nds. GVBI. S. 375) in der Fassung der
Verordnung vom 19. 12. 1966 (Nds. GVBI. S.281).

l. Zu § 2 (Voraussetzungen für die Einstellung)

1.1. Die Eignungsprüfung (§ 2 Nr. 4) wird in der Regel vor Aufnahme des Ingenieur-
studiums bei einer von mir bezeidrneten Stelle abgehalten.

1.2. Zum Nadrweis, daß der Bewerber Deutsdrer im Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG
ist (§ 9 Sxz 1 Nr. I NBG), kann die Vorlage einer Staatsangehörigkeitsurkunde
verlangt werden.

2. Zu§ 5 (Einstellung, Redrtsverhältnis)

2.1. Ernennungsbehörden sind die Regierungspräsidenten, die Präsidenten der
Verwalrungsbezirke und das Niedersächsisdre Landesverwaltungsamt. Sie fordern
vor der Einstellung einen Strafregisterauszug an und prüfen, ob der Bewerber einen
guten Leumund hat (W zu §§ 9, 10 NBG).

2.2. Dienstvorgesetzter des Anwärters ist der Leiter der Ausbildungsbehörde.

2.3. Uber den Dienstantritt ist eine Niedersdrrift nadr dem Muster der Anlage a

aufzunehmen. Eine Absdrrift ist dem Anwärter auszuhändigen.

2.4. Vereidigt wird der Anwärter in der Regel durdr den Leiter der Ausbildungs.
stelle, bei der er den Vorbereitungsdienst beginnt (vgl. W zu § 65 NBG).

3. Zu § 8 Abs. 2 (Unterridrtung bei anderen Behörden)

§7ährend des Vorbereitungsdienstes soll dem Anwärter im Rahmen der Ausbildung
Gelegenheit gegeben werden, in einem Kurzlehrgang von je 3 Tagen die besonderen
Aufgaben und die Einrid,tung einer kommunalen Vermessungsstelle und einer
Flurbereinigungsbehörde kennenzulernen.

t. Zu§§ 9 bis 12
(Ausbildung in den einzelnen Ausbildungsabsdrnitten)

4.1. Allgemein

4.1.1. Die Ausbildung bei den einzelnen Ausbildungsstellen soll nur erfahrenen
und geeigneten Beamten'übertragen werden. Sie sollen dem Anwärter die Ausbil-

') Adressaten: Die Vermessungs- und Katasterbehörden.
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dungsgebiete und die Vorsdrriften des jeweiligen Ausbildungsabschnitts bezeidrnen
und erläutern, sidr von seinen Fortsdrritten regelmäßig überzeugen und ihn mit Rat
und Tat bei seiner Arbeit unterstütz€n.

4.1.2. Die Ausbildung ridrtet sid'r nadr dem Ausbildungsplan (Anlage b).

4.1.3. In dem für jeden Anwärter bei Beginn des Vorbereitungsdienstes durdr die
Ausbildungsbehörde aufzustellenden Ausbildungpplan ist zu bestimmen, bei weldten
Ausbildungsstellen der Anwärter in den einzelnen Absdrnitten ausgebildet werden.
soll (Muster Anlage c).

4.1 .4. Zeiten, um die der Vorbereitungsdienst nadt s 6 Abs. I Satz 3 gekürzt wird,
oder die nadr Satz 4 auf den Vorbereitungsdienst anzuredtnen sind, sowie die Zeit
des dem Anwärter zustehenden Erholungsurlaubs, sind möglidrst so zu verteilen,
daß der Erfolg des einzelnen Ausbildungsabsdrnitts nidrt beeinträdrtigt wird.

4.1.5. Idl behalte mir vor, den Gang der Ausbildung in den einzelnen Abschnitten
im Einzelfall, besonders für Anwärter, die später bei dem Landesverwaltungsamt

- landesvermessung - verwendet werden sollen, anders festzulegen.

4.1.6. B€i der Aufstellung des Unterridrtsplans (§ t2 Abs .t) sind die besonderen
Bestimnr,ungen über die Unterridrtserteilung in der Vermessungs- und Kataster-
verwaltung zu beadrten.

4.1.7. Den Anwärtern ist zu empfehlen, die Kurzsdrrift zu erlernen.

4.2. Ausbildung beim Katasteramt

(bei dem Dezernat Neuvermessung des Landesverwaltungsamtes

- Abteilung Landesvermessung -) - Ausbildungsabsdrnitt 1" tlw. und 2 -
4.2.1. Die Ausbildung des Anwärters obliegt dem Leiter des Katasteramts (des
Dezernats Nguvermessung). Er kann mit der Ausbildung in den einzelnen Gebieten
geeignete Beamte des gehobenen vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienstes beauf-
tragen, bleibt aber für die ordnungsgemäße Ausbildung verantwordidl. § 8 ist zu
beadrten.

4.2.2. Der Anwärter soll im Ausbildungsabsdrnitt 1 (Katasteramt) außerhalb der
Dienststunden zwei Hausarbeiten mit hödrstens zweiwödriger Ablieferungsfrist
fertigen. Die hierbei benutzten Hilfsmittel hat er auf der Hausarbeit anzugeben. Er
hat ferner sdrriftlidr zu versidrern, daß er die Hausarbeit ohne fremde Hilfe gefertigt
hat Die Aufgaben sind grundsätzlidr von dem Ausbildungsleiter (§ 7) zu stellen.
Die Ausbildungsstelle, bei der der Anwärter die Hausarbeiten fertigt, hat'die
Arbeiten der Ausbildungsbehörde vorzulegen. Die Arbeiten werden vorp, Ausbil-
dungsleiter eingehend begutadrtet, bewertet und mit dem Anwärter durdrgesprodren.

4.2.3. Außerdem hat der Anwärter monatlidr eine etwa zweistündige sdrriftlidre
Aufsidrtsarbeit zu fertigen. Die Aufgaben sind von dem Leiter des Katasteramts (des

Dezernats Neuvermessung) - ggf. nad'r Vorsdrlag der mit der Ausbildung beauf'
tragten Beamten des gehobenen vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienstes - zu
stellen. De von dem Leiter beurteilten und bewerteten Arbeiten sind mit dem An'
wärter durd'rzuspredren und der Ausbildungsbehörde vorzulegen.
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4.2.4. Auf die Bedeutung und den Gebraud'r der tedrnisdren Hilfsmittel ist der
Anwärter mit besonderem Nadrdruck hinzuweisen.

4.2,5. Der Anwärter hat während der Ausbildungszeit beim Katasteramt (dem
Dezernat Neuvermessung) etwa 40 Tage an örtlidren Vermessungsarbeiten teilzu-
nehmen. Von dieser Zeit sollen etwa 20 Tage auf den Ausbildungsabsdrnitt 1

(Katasteramt) und 20 Tage auf den Ausbildungsabsdrnitt 2 (Dezernat Neuvermes-
sung) entfallen. Die von dem Anwärter gefertigten Vermessungssdrriften können
in das Liegensdraftskataster übernommen werd€n, wenn sie der Leiter des Kataster-
amts (leiter des Dezernats Neuvermessung) als braud'rbar besdreinigt hat.

4.2.5. üe Ausbildungsabsdrnitte 1 und 2 sind erst dann erfolgreidr beendet, wenn
audr die Befähigung zur selbständigen Ausführung von Vermessungen zur Fort-
führung und Neueinrid'rtung des Liegensdraftskatasters erkennbar ist. Dem Befähi-

,. gungsberidrt (§ 11 Abs. 3) über den Ausbildungsabsdrnitt I sind die Ergebnisse von

ll drei Vermessungen - nidrt nur einfadrer A.t -, die der Anwärter selbständig aus-
l'ge-Iü-hfr -fi a-t,in-Ursdlrif toderAbsdrrif tbeizuf ügen.

4.3. Ausbildung beim Grundbudramt und der Regierungskasse

(Regierungshauptkasse mit Amtskassengesdräften) '- Ausbildungsabsdrnitt 1 tlw. -
4.3.1. Beim Grundbuchamt soll der Anwärter die wid,tigsten Vorsdrriften
des Grundbud'rredrts, die Einridrtung und Führung des Grundbud'rs, dessen Ver'
bindung mit dem Liegensdraftskataster und den Gesdräftsverkehr kennenlernen.
An praktisdren Fällen soll er mitarbeiten.

Für den vom Grundbud'ramt auszufertigenden Befahigungsberidrt ist der Vordrud<
nadl dem Muster der Anlage 2 (zu § 11 Abs. 3) bereitzustellen.

4.3.2. Beider R e g i e r u n g s k a s s e istder Anwärter möglidrst zu eigenhändigen
Eintragungen in den Zeit-, Sadr- und Hilfsbüdrern heranzuziehen, bei Masdrinen-
budrhaltung über das Budrungsverfahren zu unterridrten und möglidrst an der
Führung von Sadrkontokarten, Vorkarten usw. zu beteiligen.

§Terden Gesdräfte der Regierungskassen, die für die Ausbildung in Betradrt kommen,
von Regierungshauptkassen wahrgenommen, so kann der Anwärter während des

Ausbildungsabsdrnitts 5 (Regierungspräsident/Präsident des Venvaltungsbezirks)
in diesen Dienstgesdräften unterwiesen werden.

4.4. Verwaltungssdrule der allgemeinen Verwaltung des Landes Niedersadrsen

(Verwaltungslehrgang) - Ausbildungsabsdrnitt 4 -
4.4.1 . Der Verwaltungslehrgang (§ 12 Abs.6) findet in der Verwaltungssdrule der
allgemeinen Verwaltung des Landes Niedersadrsen in Bad Münder statt.
4.4.2. Am Ende des Verwaltungslehrgangs wird eine sdrriftlidre Prüfungsaufgabe
des Prüfungsfadrs 5 (Anlage 4 zu§ 22 Abs. 1) angefertigt. Die Bearbeitungszeit soll
fünf Stunden nidrt übersdrreiten.

4.4.3. Der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses für den gehobenen vermessungted'r-
nisdren Verwaltungsdienst - Fadrridrtung Allgemeiner Vermessungs- und Kataster-
dienst - bestimmt die Prüfungsaufgabe auf Vorsd'rlag des Leiters der Verwaltungs-
sdrule und beauftragt einen Fadrlehrer der Verwaltungssdrule mit der gutadrtlidren

38



Vorbeurteilung der Arbeit. Der Fadrlehrer übersendet die Prüfungsarbeit an-
sdiließend dem Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses. Für die endgültige Beurteilung
gilt 5 23.

4.4.4. Die Ausbildungsbehörde ist über die Lehrgangsbeurteilung zu unterridrten.
Diese Lehrgangsbeurteilung tritt an die Stelle des Befähigungsberidrtes nadr § t t
Abs. 3 VermlnspAPVO.

4.5. Ausbildung bei der Behörde des Regierungspräsidenten
(Präsidenten des Vervaltungsbezirks)

- Ausbildungsabsdrnitt 5 -
4.5.1. Der Regierungspräsident (Präsident des Verwaltungsbezirks) kann auf Vor-
sdilag des Ausbildungsleiters geeignete Beamte des gehobenen Dienstes mit der
Ausbildung in den einzelnen Denstzweigen beauftragen.

4.5.2. §fiährend der Ausbildung in Absdrnitt 5 hat der Anwärter vier sdrtftlidre
Aufsidrtsarbeiten zu fertigen. Die Aufgaben bestimmt der Ausbildungsleiter. Hierbei
sind die Prüfungsfädrer 1 bis 4 (Anlage 4 zu§ 22 Abs. 1) zu berüd<sid'rtigen. Die
geprüften und bewerteten Arbeiten sind mit dem Anwärter durdrzuspredren.

4.5.3. De Ausbildung beirn Rechnungsamt der Regierung (Verwaltungs-
präsidium) wird vom Leiter der Vorprüfungsstelle (Redrnungsamt) beaufsidrtigt. Et
kann geeignete Redrnungsrevisoren mit der praktisdren Unterweisung beauftragen.

5. Zu§ 16Abs.l @efäIrigung)
Durdr die bestandene Laufbahnprüfung erwirbt der Verrnessungsinspektor-An-
wärter zugleidr die Befähigung zur selbständigen Ausführung von Vermessungen
zur furtführung und Neueinridrtung des Liegensdraftslarasters und zur selb-
ständigen Bearbeitung von Redrnungssadren.

6. Zu I 17 Abs. 2 (Abnahme dcr Prüfung)

Die sdrriftlidren und mündlidren Präfungen sollen nadr Absdrluß des Vorbereitungs-
dienstes möglid'rst in den Monaten April und Oktober j. J. abgenommen werden.

7. Za § 18 (Prüfungsgebähr)

Die Prüfungsgebühr beträgt 25 DM.) Sie ist bei der Regierungshauptkasse Hannover
einzuzahlen, der idr Annahmeanordnung erteile. Der Beleg über die Einzahlung ist
dem Zulassungsantrag (§§ 17 Abs. 1 und 30 Abs. 3) beizufügen und zu den Personal-
akten zu nehmen.

8. Zu § 19 Abs. 2 (Prüfungsaussdruß)

Der Prüfungsaussdruß für die Fadrridrtung Allgemeiner Vermessungs- und Kataster'
dienst wird bei mir gebildet. Er führt die Bezeidrnung: ,,Prüfungsaussdruß für den
gehobenen vermessuflgstedrnisdren Verwaltungsdienst - Fadrridrtung Allgemeiner
Vermessungs- und Katasterdienst - beim Minister des Innern". Die Gesdräftsstelle
des Prüfungsaussdrusses wird bei mir erridrtet.

r) Wird durch Verordnung neu geregelt"
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9. Zu§22Abs. I und2und§24Abs.3
(sdrriftliüe und mundliüe Prüfung)

9.1. In der sd,riftlidren Prüfung ist je eine Aufgabe aus den Prüfungsfadrern 1 bis 4
zu bearbeiten (vgl. Nr. 4.4.2).

9.2. Gegenstlinde der mündlidren Prüfung sind die Prüfungsfädrer t bis a (vgl.
Nr.4.4.2).
9.3. Der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses soll bei der Bestimmung der sdrriftlidren
Prüfungsaufgaben die Beisitzer beteiligen.

9.4. Ist nadr Nr.4.1.5 der Gang der Ausbildung anders festgelegt worden, so ist
dies in der Prüfung angemessen zu berüd<sidrtigen.

9.5. De Regierungspräsidenten (Präsidenten der Verwaltungsbezirke) übersenden
zurn 1. August j. J. dem Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses geeignete Vorsdrläge a u s

allen Prüf ungsf ächern ftir die sdrriftlidren Prüfungsaufgaben. Den Auf-
gaben sitrd die e.rforderlidren Unterlagen und die Lösungen (bei Aufsätzen genügen
Stidrwotiö) beizufügen. Die vorgelegten Aufgaben dürfen für Ausbildungs- und
Ubungszwe&e nidrt benutzt werden. Die Gesdräftsstelle des Prüfungsaussdrusses
samrnelt die Vorsdrläge sowie die gestellten und bearbeiteten Aufgaben.

lo. Zu § 32 (Aufhebung von Vorsdrriften)

Det Rdkl. vom 10. 10. 1953 (Nds. MBl. S. 915 - GültL 93/36) wird aufgehoben.

Anlage a1)

(zu Nr. 2.3)

den

Der ............... ...................., geboren am .................
hat heute bei der obenbezeidrneten Diexsßtelle seinen Vorbereitungsdienst ange-
treten.

Die Ernennungsurkunde ist ihm heute ausgehändigt worden.
..,... . erklärte, daß er mit den in Betadrt kommenden

widrtigsten Vorsdrriften des Nieders. Beamtengesetzes, der Nieders. Laufbahnver-
ordnung und der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für den gehobenen
vermessungstedrnis.dren Verwaltungsdienst sowie den Dur&führungsvorsdrriften da-
zu bekannt gemadrt worden sei.

Ihm wurde hierauf eröffnet, daß er durd, die Entgegennahme der Urkunde unmittel-
barer l:ndesbeamter auf §Tidernrf geworden sei und als soldrer alle Pflidrten, die
ihm hierdurdr agferlegt sind, gewissenhaft zu erfüllen habe. Er ist besonders.auf die
Sdrweigepfli&t, auf das Verbot der Annahme von Gesdreirken und auf die Vor-
sdrriften über Nebentätigkeit und politisdre Betätigung der Beamten hingewiesen
worden.

Alle dienstlidren Arbeiten, die ihm von seinen Vorgesetzten aufgetragen werden,

') vgl. Anhang 7, Seite 101.
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habe er wie angeordnet auszuführen. Bei sdrriftlidren Eingaben habe er den Dienst'-
weg einzuhalten.

Ohne Erlaubnis seiner Vorgesetzten dürfe er keine Absdrriften und Abzeidrnungen
von Sdrriftstü&en, Karten usw. nehmen, sie anderen Personen zugänglidt madren,
veräußern oder für eigene Zwed<e benutzen.

Der Anwärter ist besonders auf § 6 Abs. 3 und 4 der Verordnung über die Ausbildung
und Prüfung für den gehobenen vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienst vom
30. 9. 1963 (Nds. GVBI. S. 375) in der Fassung der Verordnung vom
(Nds. GVBI. S. ........... ) hingewiesen worden.

Vorgelesen, genehmigt, untersdrrieben,

v;*ä.'"";'i ;'|;k;"; - Ä"*äit.;
gesdrlossen t

Name und Amtsbezeidrnung

Anlage b

(zu Nr. 4.1 .2)

Ausbildungsplan
ftir die Anwärter des gehobenen vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienstes

Fadrridrtung Allgemeiner Vermessungs- und Katasterdienst -
Ausbildungs-

ab- I dauer in Ausbildungsgebiet

schnittl Monaten

Katasteramt
Grundbuchamt
Regierungskasse

Entstehung, Verwendung, Einrichtung
und Fortführung des Liegenschaftska-
tasters, Abschlußarbeiten

Auszüge und Auskünfte aus dem Liegen-
schaftskataster, Vervi elfal ti gungsrecht

Anfertigung von Vermessungsunterlagen

Vorbereitung und Auswertung von Ver-
messungen zur Fortführung und Neuein-
richtun§ des Liegenschaftskatasters

Zeichen frir Vermessungsrisse, großmaß-
stäbige Karten und Plane

Praktische Anwendung der Instrumente
und Geräte

Ausfrthrung von Vermessungsarbeiten
einschl. Frihrung des Fortführungsrisses
und der Abmaikungsniederschrift, Poly-
gonierung, Herstellung von Vermessungs-
rissen

Ausbildungsstelle

4t



Ausbildungsstelle
Ausbildungs-

ab- i dauer in
schnitti Monaten

"//
t

Ausbildungsgebiet

Allmähliche Neueinrichtung des Liegen-
schaftskatasters

Prtifung bei gebrachter Vermessungs-
schriften

Katasteramtliche Arbeiten bei Bauvsr-
haben

Planunterlagen für Bauleipläne und
andere Planungsunterlagen

Höhenaufnahmen und Lagevermessungen
aller Art und ihre Auswertung

Uberwachung und Sicherung des trigono-
metrischen Höhenfestpunktfeldes

Herstellung und Fortführung der Deut-
schen Grundkarte 1 : 5000 einschl. Paß-
punktbestimmung, Feldvergleich und
Zeichnung

Topographischer Meldedienst

Grundbegriffe des Sach€tr-, Liegenschafts-,
§7ege-, §Tasser-, Enteignungs- usw.
Rechts

Grundstüd<swertermittlung, Ermittlung
von Richtwerten, Kaufpreissammlungen

Aufgaben der Geschäftsstelle der Gut-
achterausschüss e, tlnschadlichkeitszeug-
nisse

Zwed<di enliclrkeitsb esch einigungen frtr
Gnrnd erwerb s teuerb e freiungen

Grundzüge der Reichshaushaltsordnung,
der Reichlwirtschaftsbestimmungen und
der Reichsrechnungslegungsordnung

Verwaltungskosten

Kostenwesen der Verrnessungs- und
Katasterverwaltung

Bearbeitung von Rechnungssachen (ein-
schl. Reisekosten)

Grundzüge des Tarifrechts

Berechnung von Löhnen

Führung der Geschättsnachweise und
Kostenbücher

Schriftwechsel, Dienstbetrieb, Geschafts-
gang
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noch 1

Ausbildungsstelle Ausbildungsgebiet

davon
etwa
rlz

Grundbuchamt r'

/

Regierungskasse (Regie-
rungshauptkasse mit Amts-
kassengeichaften)

Grundzüge des Grundbuchrechts, Ein-
richtung und Führung des Grundbuchs
und der Grundakten

Verbindung zwischen Grundbuch und
Li e genschaftskataster

§/esen und Bedeutung des Kassenbe-
triebes, Buchfrihrung

Zahlungsverkehr (Bar-, Giro- und Post-
sched<verkehr)

Zusammenwirken von Katasteramt,
R e gi_e rungskas s e, . Regi erungshaup,,qkas s e

und Landeshauptkasse -f
Bedeutung der Abschlüsse unödef -Ab-

rechnung -mit der übergeordneten Kasse

Rechnungslegung

Verwaltungszwangsverf ahren

Sollstellung und Erhebung der Kosten-
forderungen der Vermessungs- und
Katasterverwaltung

Buchung und Zahlung der Personal-,
Sach- und allgemeinen Ausgaben (Grund-
zuge)

Aufbau des Polygonfestpunktfeldes

Vermessungs- und Rechenverfahren bei
Polygonierungen

Vorbereitung und Teilnahme an Neu-
einricht.rrrgr-" und Fortftihrungsvermes-
sungen (Polygonierung, Stüd<vermessung,
topögraphische Gegenstände, Abmar-
kungsniederschrift)

Auswertung von Vermessungen zur Neu-
einrichtung usw. (besonders auch Berech-
nungen na-ch samtlichen Rech envordrud<en

- ohne Ausgleichsrechnungen -, Arbei-
ten zur autömatischen Berechnung und
Kartierung), Rahmenkartenherstellung

Herstellung von Vermessungsrissen im
Außen- und Innendienst

rlz

Katasteramt oder Landes-
verwaltungsamt - Abt.
Landesvertnessung De-
zernat Neuvermessung -(Neuvermessung)
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Ausbildungs-

ab' i dauer in
schnitti Monaten

noch 2

3

davon t

I

Landesverwaltungsamt

- Abt. Landesveffnes-
sung -
Dezernat Trigonometri e

Dezernat Topographie

Ausbildungsstelle

44

Ausbildungsgebiet

Herstellung umfangreicher Unterlagen für
Bauleitplanung und Bodenordnung nach
dem Bundesbaugesetz

Praktische Anwendung der Instrumente
und Geräte

Neue Zeichenmethoden auf verschiede-
nen Zeichenträgern

Entwid<lung und
feldes

Aufbau des Festpunkt-

FP-Erlaß und Richtlinien für den Aufbau
des Hohenfestpunktfeldes

Trigonometrische und nivellitische Ver-
messungsverfahren (Erkundung, Abmar-
kung, Signalbau, Dreied<sveffnessung),
Herablegung, Zentnerung, Polygonie-
rung frir TP-Bestimmung, Fein- und
Schnelleinwägungen in Theorie und
Praxis -
Auswertung der trigonometrischen und
Höhenvermessungen vor allem unter Ver-
wendung einer Datenverarbeitungsanlage

Uberwachung der FP und NivP

Frihrung der Nachweise der FP und NivP

Praktische Anwendung der Instrumente
und Geräte

Zusammenarbeit mit anderen Vermes-
sungsstellen

Entwicklung der Deutschen Grundkarte
1 : 5000 (Einteilung, Inhalt und Grund-
lagen, Vorarbeiten- für die Aufnahme,
Gelandeaufnahmen im Meßtisch- und zah-
lentachymetrischen Verfahren, Auswer-
tung, Höhenlinienentwurf, Herstellung
bzw. Ergänzung der Folien)

M itwirkung bei der Neubearbeitung der
Folgemaßstäbe (Generalisierung der
Deutschen Grundkarte 1 : 5000)

Fortfrihrung der Landeskartenwerke
1 : 50ü) und'l : 25 000

Luftbildauswertung (Grundzüge)



Ausbildungsstelle
Ausbildungs-

ab- i dauer in
schnitti Monaten

Dezernat Kartographie

Dezernat Automation

Ausbildungsgebiet

Praktische Anwendung der Instrumente
und Geräte

Entwid<l rng und Stand der amtlichen
Landeskartenwerke

Hers_tellung und Fortführung der Topo-
graphischen Karte I : 25 000 und Karten
kleinerer Maßstäbe (Grundzüge der Ge-
landedarstellung und Geneialisierung,
Kartenzeichen)

Photographie, Kopie, Drud<technik, Kar-
tenvertrieb

Ur heberrecht

Gr undlagen und Methoden der Datenver-
arbeitung, Datenaufbereitung urtd -ver-
arbeitung bei den geodatischen Berech-
nungen und der elektronischen Kartie-
ffing, maschinelle Katasterbuchfrthrung

Einfrthrung in die allgemeine Rechtskunde

Grundbegriffe des Staats-, Verfassungs-
und Verwaltungsrechts

Grundzüge des allgemeinen Verwaltungs-
reclrts

Beamten-, Besoldungs-, Versorgungs- .rnd
Tarifrecht, Reisekosten- und Umzugs-
kostenrecht (Grundzüge)

Haushalts-, Kassen- und Rechnungsange-
legenheiten (Grundzüge)

Erstattungsgesetz

Organisations- und Bürokunde, Schrift-
verkehr

Grundzüge des brlrgerlichen Rechts Ge-
sonders Sachenrecht;

Ordnungswidrigkeitsgesetz (besondere
Verfahren)

Crrundzüge der Gerichtsverfassung, Ver-
waltungszwang

r/z

Verwaltungsschule der allg.
Verwaltung des Landes
Niedersachsen
(Ve rwal tun gsl eh rgan g)
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Ausbildungsstelle
Ausbildungs-

ab- i dauer in
schnitti Monaten

4

davon
etwa
Srlz

Ausbildungsgebiet

Uz

Regierungspräsident
(Päsident des Verwaltungs-
bezirks)

vermessungs- und kataster-
technische Dezernate

Kartenerneuerung

Ubernahme der Ergebnisse von Vermes-
sungen zur Neueinrichtung, Flurbereini-
gung usw.

Bodenschätzung, Teilname an Feldver-
gleich und Nachsch ätzung

Ubernahme der Nachschätzungsergebnisse

Prüfung von Blättern der Deutschen
Grundllarte 1 : 5000 und Sonderkarten

Stadtebau und Planung (Grundzüge)

Zusammenarbeit mit Planungsbehörden
und der Hochbauverwaltung

Grundzüge des Bundesbaugesetzes (be-
sonders verrnessungstechnische Aufgaben)

Urheberrecht, Veruielfaltigungsrecht

Eigentumsrecht und Beschränkungen

Siedlungswesen

Grundzüge des Liegenschafts- und des
Enteignungsrechts

Grundzüge der Reichsabgabenordnung

Aufgaben der Dienst- und Fachaufsicht

Berufsordnung der Offentlich bestellten
Vermessun gsingeni eure

Kostenangelegenheiten

Gesetzes-, Organisations- und Verwal-
tungskunde auf dem Gebiete des Ver-
messungswesens

Einrichtung und Aufgaben des Rechnungs'
amtes

Verkehr mit dem Landesrechnungshof

Laufende Belegpnifung (Vorprtifung)

Vorprüfung der Rechnungen

Pnifung der delegierten Rechnungen

Rechnungsamt
(Vorpnifungsstelle)



Muster

Anlage c

(zu Nr. 4.1.3)

Monate

1

Katasteramt, Grund-
budramt

etwa r/z Monat

Regierungskasse
etwa l/z Monat

Monate

Ausbildungsabsdrnitt

Einstellungstermin
1. November

)

Regierungs-
präsident
t Präsident
des
Verw.-Bez.)
davon
Redrnungs-
amt
etwa 1/z Mon.

4

Verw.-
Sdrule
der allg.
Verwaltung
des Landes
Nds.
(Verw.-
Lehrgang)

3

[:ndes-
verwal-
tungsamt
Trigono-
metrle,
Topo-
graphie,
Kano-
graphie,
Automation

3

[,andes-
verwal-
tungsamt
Trigono-
metrie,
Topo-
graphie,
Karto-
graphie,
Automation

Ausbildungsabsdrnitt

Einstellungstermin
1. April

I

Katasteramt

Grundbuchamt
etwa 1'z Monat

Regierungskasse
etwa 1/r Monat

+,
E
«,
tA*§^qJSoc

9üE
(E(a

+.>0El9dotrfr>LO tr: 6)üse
§Ed(ü (B"7
)4J3

E
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öEm
B.g E

lll(a

Eepctotrfr>E
O 'u, A)

Eüä
ES3

5

Regierungs-
präsident
tPräsident
des
Verw.-Bez. )
davon
Redtnungs-
amt
etwa 1/z Mon.

4

Verw.-
Sdrule
der allg.
Verwaltung
des Landes
Nds.
(Verw.-
Lehrgang)

3. Durdrführungsvorsdrriften zur VermlnspAPVO in der
Fadrrichtun g Vermessun gsdienst

der Landeskulturverwaltung (VermlnspAPVO-DVLKV)
RdErl. d. Nds. MfELuF v. 30. 6. 1967 (Nds. MBt. S. eW) *)

Auf Grund des § 32 Abs. 1 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
den gehobenen vermessungstedtnisdren Verwaltungsdienst im Lande Niedersadrsen

- VermlnspAPVO - vom 30. 9. 1963 (Nds. GVBI. S. 375) in der Fassung der
Verordnung vom 19. 12. 1966 (Nds. GVBI. S. 281) werden im Einvernehmen mit
dem Minister des Innern für die Fadrrid'rtung Vermessungsdienst der Landeskultur-
verwaltung folgende Durdrführungsvorsdrriften erlassen,

t. Zu § 2 (Voraussetzungen für die Einstellung)

l.t. Die Eignungsprüfung (§ 2 Nr.4) wird in der Regel vor der Aufnahme des

Ingenieurstudiums bei einer vom Nds. Minister des Innern bezeidrneten Stelle ab-

.) Adressaten: Die Dienststellen der Landeskulturverwaltung.
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gehalten. De Bewerber sind mir von der Ausbildungsbehörde zur Anmeldung nahm-
haft zu madren.

I .2. Zum Nadrweis, daß der Bewerber Deutsdrer im Sinne dßs Art. 1 16 Abs. 1 GG
ist (§ 9 Satz 1 Nr. I NBG), kann die Vorlage einer Saatsangehörigkeitsurkunde
verlangt werden.

2. Zui 3 Abs. I Nr.2 (Ausbildungsbehörde)

Ausbildungsbehtrrde in meinem Gesöiiftsbereidr ist das Nds. Landeskulturamt in
Hannover.

?. Zu § 5 (Einstellung, R.edrtsverhältnis)

3.1. Einstellungsbehörde ist dns Nds. landeskulturamt in Hannover. B fordert vor
der Einsteüfung einen Strafuegisterauszug an.

3.2. Denstvorgesetzter des Anwärters ist der Leiter des Nds. Landeskulturamtes
in Hannover.

3,3. Uber den Denstantritt ist eine Niedersdrift nadr dem Muster der Anlage a
aufzunehmen. Eine Absdrift ist dem Anwärter auszuhändigen.

3.4. Vereidigt wird der Anwärter in der Regel durdr den Leiter der Ausbildtrngs-
stelle, bei der er den Vorbereitungpd.ienst beginnt (vgl. W zu § 6I NBG).

a. Zu §§ 9 bis t2 (Ausbildung in den einzelnen Ausbildungsabsdrnitten)

4.1. Allgemein

4.1.1. De Ausbildung bei den einzelnen Ausbildungsstellen soll nur erfahrenen
und geeigneten Hiiensteten übertragen w€:rden. Sie sollen dem Anwärter d,ie Aus-
bildungsgebiete und d,ie Vorsdrriften des jeweil,igen Ausbildungsabsdmittes bezeidr-
nen und,edäutmn, sidr von seinen Fortsdrritten regelmäßig überz,eugen und ihn mit
Rat und Tat auda bei der Selbstarbeit unterstützen.

4.1.2. Die Ausbildung ridrtet sid, nadr dem Ausbildungsplan (Anlage b).

4. t .3. Für jeden Anwärter sind zu Beginn des Vorbereitungsdiensites durch das Nds.
l.andeskulturamt die Ausbildungs§tellen und -zeiten festzulegen.

4.1.4. Zeitet, um die der Vorbereitungsdienst nadr § 6 Abs. 1 Satz 3 gekürzt wird
oder die nadr Satz 4 auf den Vorbereitungsd,ienst angeredrnet werden, sowie der
döm Anwlüter zustehende kholungsurlaub sind rnögliüst so zu verteilen, daß der
Erfolg des einzelnen Ausbildungsabsdrnittes nidrt beeinträd'rtigt wird.

4.1.5. Idr behalte mir vor, den Gang der Ausbildung im Einzelfall anders festzulegen.

4,2. Ausbildung beim Kulturamt

- Ausbildungsabsdrnitt 1 -
4.2.1. Fijr die Ausbildung ist der leitende tedrnisdre Beamte verantwortlidr. Er kann
geeignete Bedienstete mit der Unterweisung in den einzelnen Gebieten beauftragen.
§ 8 ist zu beadrten.
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4.2.2. Der Anwärter soll außerhalb der Denststunden zwei Hausarbeiten mit
hö&stens je zweiwödriger Abliefenrngsfrist fertigen. De hierbei benutzten Hilfs-
mittel hat er auf der Arbeit anzugeben. Der Anwärter hat ferner sdrrifdidr zu
versidr,ern, daß er die Hausarbeit ohne fremde Fiilfe gefertigt hat. Die Aufgaben
stellt der Ausbildungsleiter (§ 7); der leitende tedrnisdre Beamte hat drei Themen
vorzusdrlagen. Das Kulturamt legt die vom leiterrden tedlnrisdren Beamten begut-
adrteten Arbeiten mit seinem Bewertungsvorsdrlag innerhalb eines Monats dem
Nds. l-andeskukuramt vor. Sie werden von dem Ambildungsleiter absdrließend
bewertet und mit dem Anwärter durdrgesprodren. Die Bespredurng der Arbeiten
kann audr dem leitenden tedrnisdren Beamten der Ausbildungsstelle übertragen
werden.

4.2.3. Außerdem hat der Anwärter monatlidr eine sdrriftlidre Aufsidrtsarbeit von
mindestens zweistündiger Dauer zu fertigen. De Aufgaben sind vom leitenden
tedrnisdren Bearnten zu stellen. Nr. 4.2.2 Sär/€ 5 bis 7 gelten mit der Maßgabe, daß
die Arbeiten grundsätzlidr vom leitenden tedrnisdren Beamten mit dem Anwärter
besprodren werden.

4.2.4. Der Anwärter hat während der Ausbildungszeit beim Kulturamt etwa 40 Tage
an örtlid,en Arbeiten tei'lzunehmen. Vom Anwärter gefertigte Arbelteri können für
den Dienstgebrardl venvendet und ggf. in das Liege,nsdraftskataster übernommen
werden, wenn der leite'nde tedmisdr,e Beamte sie als,braudrbar besdr'einigt hat.

4.2.5. Der Ausbildungsabsdrniu 1 ist erst dann erfolgreidr beeodet, wenn. audr die
Mähigung zur selbständigen Ausführung von Ve'rmessungen zur Fortführung und
Neueinridrtung des Liegensdnftskatasters erkennbar ist. Dem Befähigungsberidrt
(§ 11 Ab,s. 3) üb€r den Aushildungsabsdrnitt I sind die frgebnrisse von drei Ver-
nrcssung€n - nidrt nur einfadrer Art -, die der Anwärter selbeendig ausgeführt
hat, in Ursdrift oder Absdrift beizufügen.

4.2.5. Das Kulturamt erstattet dem Nds. l,andeskulturamt einen Ausbildungsberidrt
in doppelter Ausfertigung unter Verwendung d,es Vordrud<es nadr dem Muster der
Anlage c nadr Beend,igung des Ausbildungsabadrniues 1 oder auf Anforderung des
Nds. Landeslculturanrtes.

Mit dem Beri&t ist das Besdräftigungstagebudl (§ 1 I ) vorzulegen.

4.3. Ausbildung beim Katasteramt

- Aushildungsabsdrnitt 2 -
Beim Katasteramt soll der Anwärter insbesondere die Einridrtung, Fortführung und
Verwendung des Liegensdraf8katasters, seine Verbindung mit dem Grundbudr,
die Tiitigkeit des Katasteramtes als amtlidre Sammelstelle für alle Vermessungsergeb-
nisse sowie das Zusammenwirken mit den anderen Stellen des Vermessungswesens
und den übrigen Verwaltungszweigen kennenlernen.

4.4. Ausbildung beim GnrndbudraTt

- Ausbildungsabsdrnitt 3 -
4.4.1. Beim Grundbudramt soll der Anwärter die widrtigsten Vorsdrriften des Grund-
budrredrts, die Einridrtung und Führung des Grundbudres sowie die Verbindung
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mit den amtlidten Verzeidrrissen der Kataster- und der l,andeskulturverwaltung
kennenlernen.

4.4-2. Ftu den vom Grundbudramt anzufertigenden Beflihigungsberidrt ist der Vor-
dru& nadr dem'Muster der Anlage 2 (zu § 11 Abs. 3 der APVO) bereitzustellen.

1.5. Ausbildung bei einer Regierungskasse oder
Regierungshauptkasse mit Amtskassengesdräften

- Ausbildungsabsdrnitt 4 -
4.5 .l . Der Anwärter ist an praktischen Beispielen über die Eintragungen in dte 7*it',
Sadr- und Hilfsbüdrer, bei Masdrinenbudrhaltung über das Budrungsverfahren sowie
über die Führung von Sadrkonten, Vorkartert usw. zu unterridrrten.

4.5.2. Für den anzufertigenden Befähigungsberidtt ist nadr Nr. 4.4.2 zu verfahren.

4.6. Verwaltungssdrule der allgemeinen Verwaltung
des Landes Medersadrsen (Verwaltungslehrgang)

- Ausbildungsabsdrnitt 5 -
4.6.1. Der Verwaltungslehrgang (S tZ Abs. 6) findet in der Verwaltungssdrule der
allgemeinen Verwaltung des Landes Niedersadrsen in Bad Münder statt.

4.6.2. Am Ende des Verwaltungslehrganges wird eine sdriftlidrs Prüfung des Prü-
fungsfaü,es 5 (Anlage d) abgenomrnen. Sie soll 5 Stunden nidrt übersdrreiten.

4.6.3. Der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses für den gehobenen vermessungstedr-
nisdren Verwaltungsdienst § 19 Abs. 3 Nr. t) - Fadnidrtung Vermessungsilienst
der Landeskulturverwaliung - bestimmt die Prüfmgsaufgabe auf Vorsdrlag des

Leiters der Verwaltungssdrule und beauftragt einen Fadrlehrer der Verwaltungssdrule
mit der gutadrtlid,en Vorbeurteilung der Arbeit. Der Fadrlehrer übersendet die
Prüfungsarbeit ans&ließend dem Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses. Für'die end-
gültige Beurteilung gilt § 23.

4.6.4. Die Ausbildungsbehörde ist über die Lehrgangsbeurteilung zu unterridrten.
Diese Beurteilung ritt an die Stelle des Befähigungsberidrtes nadr § 11 Ab'§. 3.

4.7. Ausbildung beim Landesverwaltungsamt - Abteilung Landesvermcssung -
- Ausbildungsabsdrnitt 6 -

Dem Anwärter soll C,elegenheit gegeben werden, Aufgaben - insbesondere die
Kartenvervielfältigungs- und Drud<tedrnik - sowie Einridrtung und Gesdtäftsgang
des land,esverwaltungsamtes - Abteilung Landesvermessung - kennenzulernen.

4.8. Ausbildung beim Landeskulturamt

- Ausbildungsabsdrnitt 7 -
4.8.1. Der Leiter des Landeskulturamtes kann auf Vorsdrlag des Ausbildungsleiters
geeignete Bedienstete mit der Unt€rweisung in den einzelnen Denstzweigen beauf'
tragen.
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4.8.2. Der Anwärter nimmt am Unterridtt für Regierungsinspektor-Anwärter teil,
soweit seine Ausbildung dadurdr gefördert wird. Der Ausbildungsleiter hat das

hforderlid're redrtzeitig zu veranlassen

4.8.3. §7'ährend der Ausbildung im Absdrnitt 7 hat der Anwärter 3 sdrriftlidre Auf-
sidrtsarbeiten an fertigen. Die Aufgaben bestimmt der Ausbildungsleiter. Hierbei
sind die Prüfungsfädrer 1 bis 4 (Anlage d) zu berüd<sidrtigen. Die geprüften und
bewerteten Arbeiten sind mit dem Anwärter durdrzüspredren.

5. Zu § 16 Abs.l (Befähigung)

Drrdr die bestandene Laufbartrnprüfung erwirbt der Vermessungsinspektor-An-
wärter zugleidr die Befahi,guns zur selbat'ändigen Ausführung von Vermessungen

zur Fortftifirung und Neueinridrtung des Liegensdraftskatasters und zur selbständigen

Bearbeitung von Redrnulgssadren.

6. Zu I t8 (Prüfungpgebahr)

Die Prüfungsgebühr beträgt 25 DM.r) Sie ist bei der Nds. Landeshauptkasse (Kap.

0910 Titel 6) einzuzahlen, der idr Annahrneanordnung erteile. Der Beleg über die

Einzahlung ist dem Zulassungsantrag (§§ 17 Abs. 1 und 30 Abs. 3) beizufügen und

zu den Personalakten zu nehrnen.

7. Zu § 19 Abs. 2 (Prüfungsaussdruß)

Der Prüfungsaussdruß für d,ie Fadridrtung Vermessungsd,ienst der landeskultur-
verwaltung *i.d bei mir gebildet. Er führt die Bezeidrnung ,,Prüfungsaussdruß ftir
den gehoLenen vermessungstedrnisdren VerwaltungSdienst - Fadrridrtung Ver-
messungSdienst der Landeskulnrrverwaltung - beim Nds. Minister für Ernährung,

Landwirtsdraft und Forsten". Die Gesdräftsstelle des Prüfungsaussdrusses wird bei

mir erridrtet.

8. Zu § 22 Abs. 1 und 2 und § 24 Abs. 3 (süriftliüe und mündlidre Prüfung)

8.1. In der sdrriftlidren Prüfung ist je eine Aufgabe aus den Prüfungsfädrern 1 bis

4 (Anlage d) zu bearbeiten - vgl. Nr. 4.6.2 -.
8.2. Gegenstände der mündlidren Prüfung sind die Prüfungsfädrer 1 bis 4 (Antage d)

- vgl. Nr. 4.6.2-.

8.3. Der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses kann bei der Bestimmung der sdrriftlidren
Prüfungsau,fgaben die Beisitzer beteiligen.

8.4. Ist nadr 4.1.5 der Gang der Ausbildung anders festgelegt worden, so ist dies in

der Prüfung angemessen zu berüdcsidrtigen.

8.5. Das Nds. Landeskulturamt in Hannover übersendet zum l- August j. J. dem

Vorsitzer des Prüfungsaussdiusses geeignete Vorschläge aus a I I e n Prüfungs-

5l

t) Wird durdr Verordnung neu geregelt.



fädrern für die sdrriftliöen Prüfungsaufgaben. Den A"ufgaben sind die erforderlidren
Unterlagen und die lösungen (bei Aufsätzen genügen Stidrworte) beizufügen. Die
vorgelegten Aufgaben dürfen für Ausbildunrgs- und Ubungszwed<e nidrt benutzt
werden. Die Gesdräftsstelle des Prüfungsaussdrusses sammelt die Vorsdrläge sowie
die gestellten und bearbeiteten Aufgaben.

9. Za§ 32 (Aufhebung von Vorsdrriften)

Der RdErl. vom I 1 . 5 . 1964 (Nds. MBl. S. 536 - GültL 61/94) wird aufgehoben.

Anl4ge a

(zu Nr. 3.3)

(Dienststelle)

geboren am .................. .. hat heute bei der obenbezeidrneten Denst-
stelle seinen Vorbereitungsdienßt angetreten.

Die Ernennungsurkunde ist ihm heute ausgehändigt worden. ....................

erklärte, daß er mit den in Betradrt kornrnenden wid'rtigsten Vorsdrriften des Nieders.
Beamtengesetzes, der Nieders. Laufbahnverordnung und der Verordnung über die
Ausbildung und Prüfung für den gehobenen vermessungstedrnisd,en Verwaltungs-
dienst sowie den Durd'rführungsbestimmungen dazu bekanntgemacht wonden sei.

Ihm wurde hierauf eröffnet, daß er durdr die Entg,egennahme der Urkunde unmittel-
barer [,andesbeamter auf §Tidernrf geworden sei und als soldrer alle Pflidrten, die
ihm hierdurdr auferlegt sind, gewissenhaft zu erfüllen habe. Er ist besonders auf die
Sdrweigepflidrt, auf das Verbot der Annahme von Gesdrenken und auf die Vor-
sdrriften über Nebentätigkeit und politisdre Betätigung der Beamten hingewiesen
worden.

Alle dienstlidren Arbeiten, die ihm von seinen Vorgesetzten aufgetragen werden,
habe er wie angeordnet auszuführen. Bei sdrriftlidren Eingaben habe er den Dienst-

äilH1*#lreir., vo.goetzten dürfe er keine Absd*iften und Abzeidrnungen
von Sdrriftstücken, Karten usw. nehmen, sie anderen Personen zugänglidr madren,

veräußern oder für eigene Zwed<e benutzen.

Der Anwärter ist besonders auf § 6 Abs. 3 und 4 der Verordnung über die Aus-
bildung und Prüfung für den gehobenen vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienst
vom 3O. 9. 1963 (Nds. GVBI. S. 375) in der Fassung der Verordnung vom 19.12. 1966
(Nds. GVBI. S. 281) hingewiesen worden.

Vorgelesen, genehmigt, untersdrrieben :

Vermes sungsin sp ekto r -Anwärter

geschlorss€n:

(Name und Amtsbezeichnung)
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Anlage b

(zu Nr. 4.1 .2)

Ausbildungsplan
ftir die Anwärter des gehobenen vennessungstedrnisdren Verwaltungsdienstes

- Fadrridrtung Vermessungsdienst der Landeskulturverwaltung -
Ausbildungs-

ab- i dauer in Ausbildungsgebiet

schnittl Monaten

Kulturamt Allgemeine Büroarbeiten in Flurbereini-
gungs- und Siedlungs-(Rentenguts-)ver-
fahren

Arbeiten zum Flurbereinigungs- oder Ein-
teilungsplan im besonderen

Berichtigung von Grundbuch u. Liegen-
schaftskataster

Anwendung d. Instrumente u. Geräte in
der Praxis

Vorbereitung, Ausftihrung und Auswer-
tung von Vermessungen zur Fortführung
und Neueinrichtung des Liegenschafts-
katasters einschl. Grundlagenvermessung
und Grenzfeststellung

Teilnahme an der Beurkundung von Ab-
markungen

Ausfrthrung und Auswertung von anderen
Lage- und Hohenvermessungen

Teilnahine an der Schätzung, §Tertbe-
rechnung

Teilnahme an Terminen, Protokollftih-
rung

Entwurf, Absteckung und Ausbau des
§t/ege- und Gewässernetzes, Meliora-
tionen'

Kostenanschläge, Finanziefl,rng, Vergabe,
Bauaufsicht, Bäuleitung, Bauabnahme

Landesplanung und Bauleiplanung in Ver-
bindung mit der Flurbereinigung und land-
lichen Siedlung (Grundzügä)

Arbeiten gem. § 81 Abs. 1 FlurbG

Unschädlichkeitszeugniss e, Zw ed<di enlich -

keitsbescheinigungen
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noch 1
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Ausbildungsstelle
Ausbildungs-

ab- i dauer in
schnitt! Monaten

Katasteramt

Grundbuchamt

Regierungskasse

Verwaltungslehrgang

Landesverwaltungsamt

- Abteilung Landesver-
messuns -

Ausbildungsgebiet

Grundbegriffe des Sachen-, Flurbereini-
gungs-, Siedlungs-, §ü/asser-, §7ege- und
Stra[Jenrechts

Rechnungs- und Flaushaltsangelegen-
heiten und Kostenwesen der Landeskul-
turverwaltung

Schriftwechsel, Dienstbetrieb, Gesc'hafts-
gang

EinrichtutrB, Fortführung und Verwen-
dung des Liegenschaftskatasters, Boden-
schätzung (vgl. Nr. 4.3)

Einric'htung des Grundbuches ;

Buchung€n, Berichtigungen, Umschrei-
bungen im Grundbuch

Allgemeine Kassengeschäfte

Einführung in die allgemeine Rechtskunde

Grundbegriff e des Staats-, Verfassungs-
und Verwaltungsrechts

Grundzüge des allgemeinen Verwaltungs-
rechts

Beamten-, Besoldungs-, Versorgungs- und
Tarifrecht, Reisekosten- und Umzugs-
kostenrecht (Grundzüge)

Haushalts-, Kassen- und Rechnungsange-
legenheiten (Grundzüge)

Erstattungsgesetz

Organisations- und Bürokunde, Schrift-
verkehr

Grundzüge des brtrgerlichen Rechts (be-
sonders Sachenrecht)

Ordnungswidrigkeitsgesetz (besondere
Verfahren)

Grundzüge der GerichtsverfassutrB, Ver-
waltungszwang

Einrichtung und Aufgaben der Abteilung
Landesvermessung

Nachweis der FP und NivP

Landeskartenwerke, auch Herstellung

rlz
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noch 6

7

Zus.z
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Ausbildungsstelle
Ausbildungs-

ab- | dauer in
schnittl Monaten

Ausbildungsgebiet

Vervielfaltigungs- und Drud<technik
(Crundzüge)

Photogrammetrie

Allgemeine Verwaltungsaufgaben

Aktenplan, Haushalts- und Kostenwesen
der Landeskulturverwaltung, Geschäfts-
kunde

Gesetzes-, Organisations- und Verwal-
tungskunde auf dem Gebiete des Ver-
messungs- und Landeskulturwesens

Raumordnung, Landesplanung, Bauleit-
planung und Landschaftspflege

Finanzierung der verschiedenen Flurbe-
reinigungs- ünd Siedlungsarten

Einschaltung anderer Stellen in der Flur-
bereinigung

Rationalisierung (Mechanisierung und
Automation) dör Arbeiten in der Landes-
kulturverwaltung

Photogrammetrie

Technische Einrichtungen und Geräte der
Landeskulturverwaltung

Archiv

Herstellung und Pnifung der Verfahrens'
unterlagen

Prüfung der Entwürfe und Kostenan-
schlage

Verfahren der Absted<utrg, Aufnahme und
Auswertung

Vervollständigung und Pnt{ung der
Katasterberichti gün gsunterlagen

Bearbeitung der Siedlungs-, Rentenguts-
und Teilungsverfahren

Landeskulturamt



Anlage c

(zu Nr. 4,2.6)
Niedersädrsisdres

Kulturamt

' - 
tetl.r,"ia'l"l

An das
Niedersädrsisdre Landeskulturamt

3 Hannover

Bericht
über die Ausbildung des Vermessungsinspektor-Anwärters

in der Zeit vom .................... bis . ... ...

I. Stand der Ausbildung im Außendienst

Anmerkung: Pie Z,eitangaben_der selbständig ausgelübrteD Arbeiten sind durdr Unterstreiöen
kenntlidr zu madren.
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Lfd.
Nr.

Bezeidrnung der Arbeiten

Dauer der Be-
sdräftigung in Tagen

tr*l tr-l ?,6f,1 6#l ö
sK.i I -K.= i N

E!§iHlÄ1 EF,

Ist die
Ausbildung
als beendet
anzusehen?

§?'ann

Gelegenheit
zur Aus-
bildung?

1 2 3 4 5 6 7

I

2

3

4

5

6

7

8

Schätzung

Arbeiten zum Entwurf des \Wege- und
Gewässernetzes

Vorarbeiten zv Meliorationen und
Kostenanschlägen

Grundl agenverrn e ssungen

Absteckung, Abmarkung und Vermessung
des §7ege- und Gewässernetzes

Planabsteckung und -aufmessung

Sonstige Urkundsvermessungen: Fest-
stellung der Gebietsgrenze, Fortführun-
Ben, Teilnahme an der Beurkundung von
Abmarkungen

Ausbau des \ü7ege- und Gewässernetzes,
Bauleitung, Bauaufsicht, Bauabnahme

Teilnahme an Terminen



II. Stand der Ausbildung im Innendienst

Lfd.
Nr.

Bezeidrnung der Arbeiten

Dauer der Be-
sdräftigung in Tagen

e:l erl trö.f,1 ö,f;1 {,

E§Elt§sI Eä

Ist die
Ausbildung
als beendet
anzusehen?

'§7'ann

Gelegenhei
zur Aus-
bildung ?

I 2 3l + lr 6 7

7

8

9

10

tt

t2

t3

14

t5

1

2

3

4

5

6

Herstellung von Verfahrenskarten

Flachen- und §Tertberechnungen in FIur-
bereini gungsverfahren

Berechnung der Absteckungsmaße

Aufstellung der Nachweise

Mithilfe beim Planentwurf

Mithilfe bei der. Aufstellung des Flurbe-
reinigungsplanes, der Nachträge, Sonde-
rungsberechnungen und -nachweise

Anfertigung von Fortfrthrungsunterlagen

Pntfung von Vermessungsschriften und
Anfertigung von Auflassüngsschriften

Fertigung der Grundbuchberichtigungs-
unterlagen

Grundstücksverkehr während des Flurbe-
reinigungsverfahrens

Bearbeitung von Meliorationsentwürfen
und Kostenanschlagen im Zusammen-
hang mit der Bearbeitung des §7ege- und
Gewässerplanes, Vergabe

Bearbeitung der Katasterberichtigungs-
unterlagen

Siedlungs- und Rentengutsverfahren

Rechnuflgs-, Haushalts- und Kostenwesen

Geschafts- und Brirokunde
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Anlage d

(zu Nrn. 8.1 und 8.2)

Prüfungsfädrer

der Laufbahnprüfung für den gehobenen vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienst

- Fadrridrtung Vermessungsdienst der Landeskulturverwaltung -

1. Landeskulturwesen, Liegenschaftskataster und Grundbucht
Einridrtung und Aufgaben der Landeskulturverwaltung;

Durdführung der Flurbereinigung und Siedlung, Einsatz der Automation (Ver-
fahrensnadrweise);

Einridrtung und Verwendung des Liegensdraftskatasters und Grundbudres i

Verbindung des Uegensdraftskatasters mit dem Grundbudr;

2. Y ermessun gstechnik :

Vermessungsted'rnisdre Arbeiten der landeskulturverwaltung;

elektronisdre Datenverarbeitungsantragen i

allgemeine Landesvermessung ;

Gru,ndzüge der Kartenkunde, Landeskartenwerke ;

Kartendrud< und Vervielfältigungstedrnik;

3. Kulturtechnik,
Entwurf und Ausbau des §üege- und Ccwässernetzesi

Meliorationen;

kulturbautedrnisdre Vermessungen und Beredrnungen ;

Kostenansdrläge, Vergabe, Bauleitung, Bauaufsidrt und -abnahme;

4. Gesetzbs-, Organisations- und Verwaltungskunde auf dem Gebiete des Landes"

kultur- und Vermessuflgswesens;

Grundzüge der Bodenordnung, Raumordnung, Landesplanung, Bauleitplanung

und Landsdraftspflege;

Kostenwesen in der Landeskulturverwaltung;

Cesdräftskunde;

5. Staats- und Verfassungskunde, bürgeilidres Redtt, allgemeines Verwaltungsredrt,
Haushalts-, Kassen- rrnd Redrnungswesenr Reise- und Umzugskostenredrt,
Beamten-, Besr,ldungs' und Versorgungsredrt, Tarifredrt der Angestellten und

Arbeiter im öffentlidren Dienst - Grundzüge -;
allgemeine Organisations- und Bürokunde.
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4. Verwaltungslehrgang für Anwärter des gehobenen

vermessun gstechnischen Verwaltun gsdienstes

in der Fachrichtung Kommunaler Vermessungsdienst

RdErl. d. Nds. MdI v. 1. 12. 1964 (Nds. MBl. S. 1110)
i. d. F. des RdErl. v. 16.8. 1966 (Nds. MBl. S' s44) *)

B e z u g: VermlnspAPVO vom 30. 9. 1963 (Nds. GVBI. S. 375).

Zur vorläufigen Durdrführung des § 1 2 Abs. 6 VermlnspAPVO wird bestimmt,

l. Der Verwaltungslehrgang findet in der Niedersädrsisdren Gemeindeverwaltungs-
sdrule e. V. in Hannover statt.

2. Der Verwaltungslehrgang dauert adrt §fodren (290 Stunden). Hiervon entfallen
auf die Gebiete des Prüfungsfadrs 5 (Anlage 4 zu § 22 Abs. 1 VermlnspAPVC)
168 Stunden. Diese verteilen sidr auf ,

Staats- und Verfassungskunde

Kommunalrecht

Bürgerli dre s Re cht (S chwergewi cht, Sadrenre drt)

All,gemeines Verwaltun gsredrt

Haushalts-, Kassen- und Redr,nungswesen

Beamtenrecht, Tarifredtt der Angestellten und Arbeiter
im öffentlidren Dienst, Besoldungs- und Versorgungsrecht,
Reise- und Umzugskostenredrt

.-Grun dz'j ge-
Organisations- und Bürokunde

20 Stunden

20 Stunden

24 Stunden

30 Stunden

30 Stunden

32 Stunden

12 Stunden

168 Stunden.

3. Am Ende des Verwaltungslehryangs wird eine sdrriftlidre Prüfu:gsaufgabe aus

dem Prüfungsfadr 5 angefertigt. Die Bearbeitungszeit soll fünf Stunden nidrt über-

sdreiten.

4. Der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses für den gehobenen vermessungstedrnisdren

Verwaltungsdienst - Fadrridrtung Kornmunaler Vermessungsdienst - bestimmt die

Prüfungsaufgabe auf Vorsdrlag des Leiters der Gemeindeverwaltungssdrule. Ein

Fadrlehrer &eser Sdrule begutaötet die Prüfungsarbeit und übersendet sie an'

sd'rließend mit der gutadrtlidren Vorbeurteilung dern Vorsitzer des Prüfungsaus-

sdrusses. Für die endgültige Beurteilung gilt § 23 VermlnspAPVO.

5. Die Ausbildungsbehörde ist über die Lrhrgangsbeurteilung zu unterridrten. Diese

Lehrgangsbeurteilung tritt an die Stelle des Befähigungsberidrtes nadr § 1 1 Abs. 3

VermlnspAPVO.

6. Diese Vorsdrriften gelten bis zu einer künftigen Neuregelung, die im Zusammen-

hang mit dem Erlaß von Ausbildungs- und Prüfungsvorsdrriften für andere Fadr-

ridrtungen erforderlidr werden kann.

r ) A d r e s s a t e n' 
R'J*:ffi; l ät: ä'ä't Jtr*: :,'ü:YT lt 

r 

ä u, t 

" 
r b e h ö r d e n .
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5. Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für den

gehobenen kartographischen Dienst im Lande Niedersachsen
(KartlnspAPVO)

vom 28. Juni 1967 (Nieders. GVB1. S. 241)

Inhalt
Absdrnitt I Allgemeines

5 I Geltungsbereidr
§ 2 Voraussetzungen ftir die Einstellung
§ 3 Ausbildungsbehörden, Ausbildungsstellen
§ 4 Bewerbung
§ 5 Einstellung, Redrtsverhiiltnis

Absünitt II Vorbereitqngsdienst
§ 6 Dauer des Vorbereitungsdienstes
§ 7 Ausbildungsleiter
§ 8 Grundsätze für die Ausbildung
§ 9 Ausbildungsplan
§ 10 Ausbildung bei den Ausbildungsstellen
§ 1 1 Besdrliftigungstagebudr, Befähigungsberidrt
§ 12 Unterridrt, Verwaltungslehrgang

Absünitt III Aufstiegsbeamte.
§ 13 Zulassung zum Aufstieg
§ 14 Redrtsverhältnis, Einführungszeit
§ 15 Aufstiegsprüfung

Absdrnitt IV Laufbahnprüfung
l. Ti tel Allgemeines, Zulassung, Prüfungsaussdruß

§ 16 Befähigung, Zwed< und Art der Prüfung

§ 17 Zulassung zur Prüfung
§ 18 Prüfungsgeb,ühr
§ 19 Prüfungsaussdr'uß

§ 2o Aufgaben des Prüfungsausschusses

2. Titel Prüfungsablauf
§ 21 Sdrriftlid-re Prüfung
§ 22 Beurteilung der sdrrifdidren Prüfungsarbeiten

§ 23 Mündlidre Prüfung
§ 24 Prüfungsnoten
§ 25 Entsd-reidung über das Prüfungsergebnis
§ 26 Erkrankung, Versäumnis und Rücktritt
§ 27 Täusdrungsversudre und ordnungswidriges Verhalten

§ 28 Prüfungsniedersdrift und Prüfungszeugnis

§ 29 §Tiederholung dor Prüfung

AbsdrnittV Ubergangs- und Sdr,lußvorsdrriften
§ 3O Redrtsverhältnis nadt bestandener Laufbahnprüfung
§ 31 Ubergangsvorsdrriften, Inkrafttreten

60



Auf Grund des § 21 Abs. 2 des Niedersädrsisdren BeamtengesetzeS in der Fassung
vom l. lufi 1967 (Nieders. GVBI. S. 175)r) und des s 3 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes
über die Landesvermessung und das Liegensdraftskataster vom 8. November 1961
(Nieders. GVBI. S. 319) wird im Einvernehmen mit dem Minister für \l(/irtsdraft
und Verkehr verordnet:

Abschnitt I

Allgemeines

§1

Geltungsbereidr

Diese Verordnung regelt die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des geho-
benen kartographisdren Dienstes (§§ 24 bis 26 und 28 NLVO).) Sie gilt für die
unmittelbaren und mittelbaren Landesbeamten.

§2
Voraussetzungen für die Einstellung

In den Vorbereitungsdienst der Laufbahn des gehobenen kaÄgraphisdren Denstes
kann eingestellt werden, wer

l.die gesetzlidren Voraussetzungen für die Ernennung zum Beamten erfütlt (§ 9
Nrn. lund2NBG),

2. a) hödrstens 3O Jahre alt ist oder

b) als Sdrwerbesdrädigter oder als Inhaber eines Zulassungssdreines hödrstens
40 Jahre alt ist oder

c) als land,kartentedrnisdrer Angestellter hödrstens 40 Jahre alt ist und mindestens
fünf Jahre im öffentlidren Denst mit Aufgaben besdräftigt worden ist, die
üblidrerweise von Beamten des gehoLene" ka.tographisdrin Dienstes wahr-
genofirmen werden,

3. das A.bsdrlußzeugnis einer Ingenieursdrule (lngenieurakademie) der Fadrridrtung
Vermessung - Abteilung Landkartentedrnik (Kartographie) - besitzt (§ 24
Abs.4 NLVO),

4. sidr einer Eignungsprüfung (§ 3 Abs. 1 NLVO) erfolgreidr unterzogen hat.

§3
Ausbildungsbehörden, Ausbildungsstellen

(1) Für die Uberwadrung der Ausbildung der Anwärter des gehobenen karto-
graphisdren Dienstes und die Einführung der Aufstiegsbeamten sind als Ausbildungs-
behörden verantwortlidr

'), t) vgl. Hinweise auf Seite 9.
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f . im Geschäftsbereidr der Vermessungs- und Katasterverwaltung das Nieder-
sädrsisdre Landesverwaltungsamt,

2. im Gesdräftsbereich des Ministers für \üirtsdraft und Verkehr das Niedersäch-
sisd-re Landesamt ftir Bodenforsdrung,

3. im kommunalen Dienst die von dem Minister des Innern auf Antrag zugelassenen
Gebietskörpersdraften und Kommunalverbände, deren Vermessungsstellen von
einem zum höheren vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienst befähigten Be-

amten geleitet werden.

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nrn. 2 und 3 kann auf Antrag das Niedersädrsisdre
Landesverwaltungsamt die Aufgaben der Ausbildungsbehörde übernehmen.

(3) Die Ausbildungsbehörden bestimmen die Stellen, denen die Anwärter nadr
dem Ausbildungsplan (§§ 9, t0) zur Ausbildung überwiesen werden (Ausbildungs-
stellen).

§4
Bewerbung

(1) Bewerbungsgesudre sollen spätestens drei Monate vor den Einstellungsterminen
(§5 Abs. 1) an die zuständigen Ausbildungsbehörden, im kommunalen Bereich an die
zuständigen Gebietskörpersdraften oder Kommunalverbände geridrtet werden.

(2) Dem Bewerbungsgesudr sind beizufügen,

1 . die Personenstandsurkunden ;

2. ein eigenlrändig gesdrriebener Lebenslauf ;

3. eine beglaubigte Absdrrift des Sdrulabgangszeugnisses und gegebenenfalls des

Zeugnisses über die Fadrsdrulreife ;

4. eine beglaubigte Absdrrift des Absdrlußzeugnisses nadr § 2 Nr. 3, gegebenenfalls

des Zeugnisses über das letzte Semester (die Absdrrift des Absdrlußzeugnisses
kann nadrgereid'rt werden);

5. gegebenenfalls beglaubigte Absdrriften von Zeugnissen über beruflid're Tätig-
keiten;

6. die Einverständniserklärung der gesetzlidren Vertreter, wenn der Bewerber nodr
nidrt volljährig ist;

7. eine Ed«lärung des Bewerbers über Vorstrafen.

8. ein Lidrtbild.

§5
Einstellung, Redrtsverhältnis

(l) Die zuständige Einstellungsbehörde stellt den Bewerber in der Regel zum

l. April oder 1. Oktober j. J. als Bearnten auf §Tiderruf in den Vorbereitungsdienst
ein.

(2) Vor der Einstellung hat der Bewerber ein Zeugnis eines Amtsarztes, beamteten
Arztes oder Vertrauensarztes über seine körperliche Taugliükeit zum karto-
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graphisdren Dienst, besonders über ausreidrendes Seh-, Farbenuntersdreidungs- und
Hörvermögen vorzulegen.l)

(3) §7ährend des Vorbereitungsdienstes führt der Beamte die Dienstbezeidrnung
,, Karto grapheninspektor-Anwärter(in) ".

(4) §7äihrend des Vorbereitungsdienstes fährt der Leiter der Ausbildungsbehörde
(§ 3) die Dienstaufsidrt über den Anwärter.

(5) Denstlidler §(ohnsitz ist der jeweilige Ausbildungsort.2)

Abschnitt II

Vorbereitungsdienst

§6
Dauer des Vorbereitungsdienstes

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert drei Jahre. Er wird um ein Jahr und sedrs
Monate des gelenkten Praktikums oder der Lehre, die Voraussetzung für den Besudr
einer Ingenieursdrule (lngenieurakademie) sind, gekürzt. Zeiten einer beruflidren
Tätigkeit, die für die Ausbildtrng förderlidr sind, können bis zu sedrs Monaten, bei
einern landkartentedrnisdren Angestellten nadr 5 2 Nr. 2 Budrst. c bis zu einem Jahr,
angeredrnet werden.s)

(2) Es ist jedoch ein Vorbereitungsdienst von mindestens einem Jahr, bei einem
landkartentedmisdren Angestellten, der die Voraussetzungen des § 2 Nr. 2 Budrst. c
erfüllt, von mindestens sedrs Monaten abzuleisten.

(3) De1 Vorbereitungsdienst kann im Einzelfalle durdr die Ausbildungsbehörde
verlängert werden, wenn

a) der Anwärter nodr nidrt für genügend vorbereitet eradrtet wird oder

b) dqr Anwärter das Ziel eines Ausbildungsabsdrnitts nidrt erreidrt hat oder

c) aus anderen Gründen, besonders wegen längerer Kran*heit oder Beurlaubung,
eine Verl'ängerung angebradrt ersdreint.

Bei einer Erkrankung bis zur Gesamtdauer von zwei lvlonaten wird der Vorberei-
tungsdienst nidrt verlängert. [rg( der Anwärter nadr Ablauf des verlängerten Vor-
bereitungsdienstes die Prüfung nidrt ab, ist er durdr die Einstellungsbehörde zu
entlassen.

(4) Erfüllt ein Anwärter die an ihn zu stellenden Anforderungen in körperlidrer,
geistiger oder drarakterlidrer Hinsidrt nidrt oder liegt sonst ein widrtiger Grund vor,
so ist er zu endassen (§ 40 NBG). Die Entsdreidung trifft die Einstellungsbehörde.

§7
Ausbildungsleiter

(1) Die Ausbildungsbehörden bestellen inneihalb ihres Gesdräftsbereidrs einen

,), ,), 8) vgl. Hinweise auf Seite 11.
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Beamten des höheren vermessqngstedrnisdrcn Verwaltungsdienstesf der in der Karto-
graphie besonders erfahren ist, zum Ausbildungsleiter.

(2) Der Ausbildungsleiter lenkt und überwadrt die Ausbildung (§ t t A,bs. 2), wertet
die Befähigungsberidrte aus (§ I I Abs. 3) und ist dafür verantwortlidr, daß der Unter-
ridrt ordnungsgemäß und regelmäßig erteilt wird (§ 12). Er betreut die Anwärter und
hat darauf hinzuwirken, daß sie sidr audr außerhalb der Dienststunden weiterbilden
(§ 12 Abs. 4).

(3) Ist das Niedersädrsisdre Landesamt für Bodenforsdrung Ausbildungsbehörde
(§ 3 Abs. 1 Nr. 2), so kann - abweidrend von Absatz 1 - ein anderer geeigneter
Beamter als Ausbildungsleiter bestellt werden.

§8
Grundsätze für die Ausbildung

(l) Ziel der Ausbildung ist es, für den gehobenen kartographisdren Dienst Beamte
heranzubilden, die nadr dem Gesamtbild ihrer Persönlidrkeit sowie nadr ihren
allgemeinen und fadrlidren Kenntnissen in ihrer I-aufbahn vielseitig verwendbar
sind, sid'r ihren Aufgaben und der freiheitlidren demokratisdren Grundordnung
verpflidrtet fühlen und den Beruf des Beamten als Dienst für das allgemeine §flohl
auffassen. lm Ziel der Ausbildung stehen Persönlidrkeitswerte, Allgemeinbildung
trnd Fadrwissen gleidrrangig nebeneinander.

(2) Die Ausbildung des Anwärters soll aui der Vorbildung aufbauen, die nadr § 2
Nr. 3 nadrgewiesen ist. Sie ist durdr Unterridrt und vielseitige praktisdre Besdräfti-
gung zu festigen und zu ergänzen. Der Anwärter soll verantwortlidr handeln und
wirtsdraftlidr arbeiten lernen. Er muß die landkartentedrnisdren A,ufgaben seiner
Verwaltung von Grund auf kennenlernen, daneben aber audr einen Einblid< in die
allgemeine Verwaltungstätigkeit und die Arbeiten der einzelnen Zweige des behörd.
lidren Vermessungswesens und anderer Verwaltungen erhalten. Er ist auf Ausbil-
dungslürJ<en redrtzeitig aufmerksam zu madren und aufzufordern, sie in ange-
messener Frist zu sdrließen.

(3) Uber das rein Fadrlidre hinaus sollen bei dem Anwärter die staatsbürgerlidre
Erziehung und das Verständnis für die redrtlidren, sozialen, wirtsdraftlidren und
kr,rlturellen Fragen, die mit.seinem Beruf zusammenhängen, gefördert werden. Er
soll zu Fleiß, Zuverl'ässigkeit, Ordnungsliebe und guten Umgangsformen angehalten
werden.

(4) Der Anwärter ist än den laufenden Arbeiten der Ausbildungsstelle zu beteiligen.
Er ist jedodr mit einfadren, regelmäßig wiederkehrenden Arbeiten nur soweit zu
besdiäftigen, wie sie der Ausbildung dienen.

(5) Bei den Arbeiten soll der Anwärter vor allem audr in die dabei zu beadrtenden
Redrts- und Verwaltungsvorsd'rriften eingeführt werden und diese anwenden.lernen.

(6) Dem Anwärter sind Sinn, Zwed< und Zusarnmenhang der fubeiten und Vor-
sdrriften eingeheird zu erläutern. Es ist ihm Gelegdnheit zu geben, sidr im Sdrrift-
verkehr zu üben. Dabei ist auf einen klaren und allgemeinverständli&en Ausdruck
zu adrten.
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§9
Ausbildungsplan

(1) Der Gang der Ausbildung ridrtet sidr nadr einenr, Ausbildungsplan.

(2) Die in § 3 Ab,s. 1 Nrn. 2 und 3 genannten Ausbildungsbehörden stellen jeweils
einen Ausbildungsplan im Einvernehmen mit dem Niedersädrsisdren Landesverwal-
tungsamt - Landesvermessung - auf. Dabei gilt der Ausbildungsplan für die Ver-
messungs- und Katasterverwaltung als Anhalt, soweit nidrt Ausbildungsgebiete beim
Niedersädrsisdren Landesamt für Bodenforsdrung oder kommunalen Dienststellen
(§ 3 Abs. I Nr. 3) besonders zu berüd<sidrtigen sind.

§10
Ausbildung bei den Ausbildungsstellen

(1) Die Anwärter werden entsprechend den Absdrnitten des Ausbildungsplans
Behörden oder Stellön dtir eigenen oder anderen Verwaltungen zugewiesen. Die An-
wärter haben den ftir ihren Denst gegebenen. Anweisungen des Leiters der aus-

bildenden Behörde oder Stelle und des mit der Ausbildung beauftragten Beamten
zu folgen.

(2) De Ausbildungsbehörde weist die Anwärter den einzelnen Ausbildungsstellen
zu, nadrdem sie sidr mit diesen verständigt hat. Begründeten §flünsdren des An'
wärters soll mä,glidrst entsprodren werden.

§ 11

Besd'räftigungstagebudr, Befähi gungsberidrt

(t) Der Anwärter hat vom Tage seines Dienstantritts an ein Besdräftigungstagebudr
nad'r vorgesdrriebenem Vordrud< zu führen.

(2) Das Tagebudr ist in der Regel am Ende eines Ausbildungsabsdrnitts dem Aus-
bildungsleiter vorzulegen, der sidr hiernadr über den Stand der Ausbildung unter-
ridrtet und prüft, ob der Anwärter zwed<entspredrend ausgebildet wird'

(3) Jede Ausbildungsstelle legt der Ausbildungsbehörde einen Befähigungsberid'rt
nadr vorgesdrriebenem Vordrud< vor, sobald die Ausbildung beendet ist. Der Inhalt
des Befähigungsberidrtes ist dem Anwärter von der Ausbildungsbehörde mitzuteilen.

§12
Unterridrt, Verwaltungslehrgang

(1) Die Kenntnisse des Anwärters sind durdr gründlidren Unterridit na& einem

Unterridrtsplan zu erweitern und zu vertiefen.l) Der Anwärter soll einen klaren

Uberblid< tiber die Aufgaben der Kartographie und des Vermessungswesens allge-

mein erhalteri, ihre Organisation und Stellung zueinander sowie die Beziehungen der

Kartographie zu Verwaltung und §[irtsdraft kennenlernen. Als Vortragende sind

audr Fadrkräfte der betreffenden Verwaltung heranzuziehen.

') vgl. Anhang 6 (Seite 99)"
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(2) Der Unterricht ist lebendig zu gestalten. Die Anwärter sollen zu Verhandlungen,
Bespredrungen und Besidrtigungen hinzugezogen werden. Audr sollen sie sidr
während des Unterrichts im freien Vortrag über einfad,e allgemeine Themen und
Fälle der kartographisdren Praxis üben.

(3) Der Ausbildungsleiter ist für den geordneten Unterridrt verantwortlidl. Er soll
gelegentlidr audr Unterridrtsstunden beiwohnen, die von anderen Lehrkräften er-
teitt werden.

(4) Der Anwärter hat sidr audr außerhalb der Dienststunden weiterzubilden (§ 7
Abs. 2).

(5) In regelmäßigen Abständen sind Ubungsaufgaben (Haus- und Aufsidrtsarbeiten)
zu stellen.

(6) Die Anwärter haben an einem Verwaltungslehrgang teilzunehmen. Am Ende des
Lehrganges können Prüfungsleistungen der Laufbahnprüfung aus den im Lehr-
gang behandelten Prüfungsfädrern abgenommen werden (§ 1a Abs. 4 NLVO). Das
Nähere wird in l)urdrführungsvorsdrriften geregelt.

Abschnitt III
Aufstiegsbeamte

§ 13

Zulassung zum Aufstieg

(1) Ein Beamter des mittleren kartographisdren Dienstes kann zu einer Laufbahn
des gehobenen kartographisdren Dienstes zugelassen werden, wenn er

I . eine Dienstzeit (§ 7 Abs. 3 NLVO) von vier Jahren in einem Amt seiner Laufbahn-
gruppe zurüd<gelegt hat,

2. nadr seiner Persönlidrkeit, seinen Fähigkeiten und seinen bisherigen Leistungen
für den gehobenen kartographisdren Dienst geeignet ersdreint,

3. an dem Tage, an dem er zugelassen wird, nidrt älter als 58 Jahre ist.

(2) Hat der Beamte die Laufuahnprüfung für den mittleren kartographisdren Dienst
mindestens mit der Note ,,gut" bestanden, kann die Dienstzeit von vier Jahren
(Absatz 1 Nr. 1) um ein Jahr gekürzt werden. Zu den Fähigkeiten nadr Abaatz 1

Nr. 2 gehört der Nachweis, daß der Beamte die für die Laufba,trn des gehobenen
kartographisdren Dienstes erforderlidre tedrnisdre Fadrbildung (§ 28 Abs. 1 NBG)
besitzt.

(3) Uber die Zulassung von Beamten des mittleren zum gehobenen kartographisdren
Dienst entsd'reidet die oberste Denstbehörde.

§14
Redrtsverhältnis, Einführungszeit

Der Beamte bleibt in seiner bisheri§en RedTtsstellung und wird in die Aufgaben des

gehobenen kartographisdren Dienstes eingeführt. Die Einführungszeit entspridrt
dem Vorbereitungsdienst für die laufbahn des gehobenen kartographisdren Dienstes
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und dauert drei Jahre. Sie kann insoweit gekürzt werden, als der Beamte während
seiner bisherigen Tätigkeit bereits hinreidrende Kenntnisse, wie sie für den geho-
benen kartographisdren Dienst gefordert werden, erworben hat, jedodr hödrstens auf
ein Jahr sedrs Monate.

§ 15

Aufstiegsprüfung

Nad erfolgreidrer Einführung ist die Aufstiegsprüfung abzulegen. Die Aufstiegs-
prtifung entspridrtder Laufbahnprüfung. § 5 Abs. 2 und 5 sowie §§ Tbis 12 und 16

bis 29 gelten entspredrend.

Abschnitt IV
Laufbahnprüfung

1. Titel
Allgemeines, Zulassung, Prtifungsaussdruß

§ 16

Beffiigung, Zyte& und Art der Prüfung

(1) Die Befähigung für die laufbahn des gehobenen kartographisdren Dienstes wird
durdr erfolgreidren Vorbereitungsdienst und Bestehen der Laufbahnprüfung, bei
Aufstiegsbeamten durdr erfolgreidre Bnfuhrungszeit und Bestehen der Aufstiegs-
prüfung, erworben.

(2) In der Prüfung soll der Anwärter nadtweisen, daß er nadl seiner Gesamtper'
sönlidrkeit, seinen geistigen Anlagen sowie seinem §Tissen und Können zum geho'
benen kartographisdren Dienst geeignet ist. Sdrwerbesdrädigten sollen die ihrer
körperlidren Behinderung angemessenen Erleidtterungen gewährt werden.

(3) Die Prüfung besteht aus

I . der sdrriftlidren Prüfung (§§ 2 I , 22) und

2. der mündlidren Prüfung (§ 23).

Die sd'rriftlidre Prüfung geht der mündlidren voraus.

(a) Die Prüfung ist nidrt öffentlidr. Dem für die Ausbildung und Prüfung zuständigen
Minister des Innern und den Ausbildungsleitern ist allgemein gestattet, anderen
Personen kann der lorsitzer eilauben, an der mündlidren Prüfung, nidrt jedodr an

den Beratungen teilzunehmen.

§ 17

Zulassung zur Prüfung

(l) Der Anwärter hat spätestens drei Monate vor Beendigung des Vorbereitungs-
dienstes seine Zulassung zuf Prüfung (§ 16 Abs. 3) bei seiner Ausbildungsbehörde
zu beanffagen.

(2) Zuzulassen ist nur, wer den Vorbereitungsdienst voraussidrtlidr erfolgreidr
beenden wird. Hierüber entsdreidet die Ausbildungsbehörde. Sie soll den Anwärter
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mindestens sedrs \Todren vor Beendigung des Vorbereitungsdienstes mit einer Ab-
sdrlußbeurteilung nadr vorgesd'rriebenem Vordrud< dem Vorsitzer des Prüfungs-
aussdrusses melden. Der Anwärter ist hiervon zu unterridtten.

(3) Ist der Vorbereitungsdienst nach § 6 Abs. 3 verlängert worden, soll der An-
wärter mit Ablauf der Verlängerung zur Prüfung zugelassen werden.

(4) Mit der Meldung sind vorzulegen'

1. das Besdräftigungstagebu& (S t t Abs. 1),

2. die Beffiigungsberichte (§ 11 Abs. 3),

3. die Absdrlußbeurteilung (§ 17 Abs. 2),
,[. die Personalakten,

5. die Haus- und Aufsidrtsarbeiten (§ 12 Abs.5).

§ 18

Prüfungsgebühr

Für die Prüfung kann eine Gebühr erhoben werden.l)

§19
Prüfungsaussdruß

(1) Die Prüfung wird vor einem unabhängigen Prifungsaussdruß für den gehobenen
kartographisdren Denst abgelegt, der beim Minister des Innern gebildet wird. Er
führt die Bezeidrnung, ,,Prüfungsaussdruß für den gehobenen kartographisdren
Dienst beim Minister des Innern". Die Gesdräftsstelle des Prüfungsausschusses wird
bei dem Minister des Innern erridrtet.

(2) Der Prüfungsaussdruß besteht aus

l.einem zum höheren vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienst befähigten
Beamten als Vorsitzer,

2. einem weiteren zum höheren vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienst be-
fähigten Beamten,

3. einem Beamten des gehobenen kartographisdren Dienstes und

4. einem im Haushalts-, Kassen- und Redrnungswesen erfahrenen Beamten des

höheren oder gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienstes als Beisitzern.

(3) Sind Prüfungsleistungen während des Vorbereitungsdienstes abgenommen
worden (§ 12 Abs.5), tritt an die Stelle des unter Absatz 2 Nr.4 bezeidrneten
Beamten ein weiterer Beamter des gehobenen kartographischen Denstes.

(4) Der Vorsitzer und die Beisitzer des Prüfungsaussdrusses und die Stellvertreter
werden vom Minister des Innern widerruflidr bestellt.

(5) Bei Prüfungen von Anwärtern aus dem C,esdräftsbereidr des Ministers für §[irt-
sd'raft und Verkehr (§ 3 Abs. 1 Nr. 2) soll einer der Beisitzer (Abs. 2 Nrn. 2 und 3)

1) Durdr RdErl. geregelt. Eine Gebührenordnung als Rechtsverordnung ist in Vorbereitung.
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dieser Verwaltung, bei Prüfungen von Anwärtern des kommunalen Dienstes (§ 3

Abs. 1 Nr. 3) einer Kommunalverwaltung angehören.

§20
Aufgaben des Prüfungsaussdrusses

(1) Der Prüfungsaussdruß hat folgende Aufgaben:
1. Abnahme der mündlidren Prüfung (§ 23),

2. Entsdreidung über das Prüfungsergebnis (s 22 Abs. 1, §s 25,29Abs. 3 Satz 3 und
Abs. 4 Satz 2),

3. Entsdreidung über die Folgen eines Täusdrungsversudrs (§ 27 Abs. t Satz 2).

(2) Der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses hat folgende Aufgaben,
l. Bestimmung und Ubersendung der sdrriftlidren Prüfungsaufgaben (§ 2l Abs. 2),

2, Festsetzung des Ortes und des Zeitpunktes der sdrriftlidren und mündlidren Prü-
fung,

3. Ladung der Anwärter zur Prüfung,

4. Mitteilung über die Nidrtzulassung zur mündlid'ren Prüfung (§ 22 Abs. 2),

5. Leitung der Prüfung,

6. Entsdreidung bei Abbrudr der sdrriftlidren Prüfung (§ 26 Abs. 2), Rüd<tritt von
der Prüfung (§ 25 Abs. 5) und Täusdrungsversudr (§ 27 Abs. 1 Satz 1).

2. Titel
Prüfungsablauf

§21
Sdrriftlidre Prüfung

(1 ) In der sdrriftlidren Prüfung ist je eine Aufgabe aus den fünf Prüfungsfädrern zu

bearbeiten, die in der Anlage gänannt sind, soweit nidrt für ein Fadr bereits Prüfungs-
leistungen abgenommen worden sind (§ 12 Abs. 6).

(2) Der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses bestimmt die zu stellenden Prüfungsauf-
gaben.

(3) De sdrriftlidren Aufgaben sind an drei aufeinanderfolgenden Tagen zu bear-
beiten. Für jede Aufgabe ist eine Bearbeitungsfrist festzusetzen. Sie ist so zu be-
messenf daß die sdlriftlidre Prüfung an einem Tage nidrt länger als sedrs Stunden
dauert.

(a) Die zqgelassenen Hilfsmittel werden dem Prüfling mit der Ladung angegeben

oder mit der Aufgabe bereitgestellt. Andere Hilfsmittel dürfen nidrt benutzt werden.

(5) Die Prüfungsaufgaben sind stets sidrer einzusd'rließen. Die Umsdrläge sind erst

unmittelbar vor der Prüfung in Gegenwart des Prüflings zu öffnen.

(6) Die sdrriftlidren Arbeiten sind unter der Aufsidrt eines geeigneten Beamten des

höheren oder des gehobenen Dienstes anzufertigen.

(7) Der Prüfling ist auf die Folgen eines Täusdrungsversudrs oder eines erheblidren
Verstoßes gegen die Ordnung hinzuweisen.
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(8) Spätestens mit Ablauf der Bearbeitungsfrist hat der Prüfling die Arbeit zu unter-
sdrreiben und dem aufsidrtführenden Beamten abzuliefern.

(9) Der aufsidrtführende Beamte vermerkt auf der Arbeit den Beginn der Bearbei-
tungsfrist, den Zeitpunkt, an dem die Arbeit abgegeben worden ist und wie lange
der Prüfling während der für die Prüfungsarbeit festgesetztenZeitden Prüfungsraum
verlassen hat. In besonderen Fällen, z. B. bei Unregelmäßigkeiten, Täusdrungsver-
sudren, fertigt er eine Niedersd'rrift. Der aufsidrtfrihrende Beamte versüließt die
Arbeiten, gegebenenfalls mit der Niedersdrrift, in einem Umsdrlag, verwahrt diesen
sicher und leitet ihn umgehend - möglidrst nodr am Prüfungstage - an den Vor-
sitzer des Prüfungsaussdrusses oder an den von diesem benannten Beisitzer.

§22
Beurteilung der sdrriftliclen Prüfungsarbeiten

(1) Die sdrriftlidren Arbeiten sind vor der mündlidren Prüfung von dem Beisitzer
zu begutadrten, den der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses für das betreffende Fad'r
bestimmt hat, und von dem Prüfungsaussdruß endgültig zu bewerten. Bei der Be-
wertung sind Redrtsd,reibung, Stil und Ausdrud< mit zu berücksidrtigen.

(2) §Terden mehr als zwei der sdriftlid-ren Arbeiten ,,mangelhaft" oder sdrledrter
bewertet, so wird der Prüfling nidrt zur mündlidren Prüfung zugelassen. Die Prüfung
gilt als nidrt bestanden. Der Prüfling und die Ausbildungsbehörde sind hiervon durdr
den Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses zu unterichten.

(3) Liefert ein Prüfling eine Arbeit ohne ausreidrende Entsdruldigung (§ 26) nidrt
ab, so wird sie mit ,,ungenügend" bewertet.

§23
Mündlidre Prüfung

(1) Die mündlidre Prüfung soll der sd'rriftlichen möglidrst bald folgen und nidrt
später als vier rüTodren danad-r abgenommen werden.

(2) Sie soll in der Regel nidrt länger als viereinhalb Stunden dauern und durdr eine
angemessene Pause unterbrodren werden.

(3) Die mündlidre Prüfung umfaßt die in der Anlage genannten Prüfungsfädrer. Sind
für ein Fach bereits Prüfungsleistungen abgenommen worden (§ 12 Abs. 6), wird
hierin nidrt geprüft.

§24
Prüfungsnoten

( I ) Die einzelnen Prüfungsleistungen sind wie folgt zu bewerten :

sehr gut (1) :. eine besonders hervorragende Leistung;

gut (2) : eine erheblidr über dem Durd'rsdrnitt liegende
Leistung;

vollbefriedigend (2-3) : eine teilweise erheblidr über dem Durdrsdrnitt
liegende Leistung;

70



befriedigend (3)

ausreichend (4)

mangelhaft (5)

ungenügend (6)

Bis zur Feststellung
merkt werden.

- eine über dem Durchschnitt liegende Leistung;

_ eine Leistung, die durchschnittlidren Anforde-
rungen entspricht;

- eine Leistung mit erheblichen Mängeln;

: eine völlig unbrauchbare Leistung.

des Gesamtergebnisses können außerdem Zwischennoten ver-

(2) Das Gesamtergebnis ist nadr den Abstufungen

,,sehr gut bestanden",
,,gut bestanden",
,,vollbefriecli gend bestanden",
,,befriedigend bestanden",
,,aqsreidrend bestanden",
,,nidrt bestanden"

zusammenzufassen.

§25
Entsd'reidung über das Prüfungsergebnis

(1) Nadr der mündlidren Prüfung berät der Prüfungsaussdruß zunädrst über die
Ergebnisse dieses Prüfungsteils.

(2) Na& den Ergebnissen der sdrriftlidren und der mündlidren Prüfung - ein-
sdrließlidr der Noten der während des Vorbereitungsdienstes abgenom.menen Prü-
fungsleistungen (§ 12 Abs. 6) - entsdleidet der Prüfungsaussdruß unter ange-
messener Berürlsidrtigung der Befähigungsberidrte (§ 11 Abs. 3), der Abadrlußbeur-
teilung (§ 17 Abs. 2) und der Haus- und Aufsidrtsarbeiten (§ 12 Abs. 5), ob und mit
weldrem Ergebnis die Prüfung bestanden ist. Aussdrlaggebend ist der Gesamtein-
drud<, den der Prüfungsaussdruß gewonnen hat. Eine rein redtnerisdre Ermittlung
der Gesamtnote ist nid'rt zulässig. Das Ergebnis der Prüfung ist dem Prüfling im
Namen des Prüfungsaussdrusses vom Vorsitzer mitzuteilen.

(3) Die Prüfung ist jedodr nidrt bestanden, wenn in der mündlichen Prüfung für ein
Fadr die Note ,,ungenügend" oder für zwei Fädrer die Note ,,mangelhaft" festge-

setzt wird.

(4) Der Prüfungsaussdruß entsdreidet über das Ergebnis der Prüfung in den ein'
zelnen Fädrern und über das Gesamtergebnis nadr Stimmenmehrheit. Bei Stimmen-
gleidrheit gibt die Stimme des Vorsitzers den Aussdrlag.

(5) Ist die Prüfung nidrt bestanden, sdrlägt der Prüfungsaussdruß vor, um weldre
Zeit der Vgrbereitungsdienst verlängert werden soll (§ 29 Abs. I und 2).

§26
Erl«ankung, Versäumnis und Rü&tritt

(l ) Kann der Prüfling wegen Krankheit oder wegen anderer Umstände, die er nidrt
zu vertreten hat, die Prüfung oder einen Teil davon nidrt ablegen, so hat er ein
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Zeugnis eines Amtsarztes, hamteten Arztes oder Vertrauensarztes vorzulegen oder
die Hinderungsgründe in geeigneter Form glaubhaft nadrzuweisen.

(2) Bridrt der Prüfling aus Gründen des Absatzes 1 die sdrriftlidre Prüfung ab,
entsdreidet der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses, wann und in weldrem Umfange
die Prüfung fortzusetzen ist. An Stelle der nidrt bearbeiteten erhält der Prüfling
neue Aufgaben.

(3) Eine aus Gründen des Absatzes 1 abgebrodrene mündlidre Prüfung gilt als nidrt
abgelegt. Sie muß in angemessener Frist nadrgeholt werden.

(a) Die Priifung gilt als nid'rt bestanden, wenn der Prüfling ohne stidrhaltigen Grund
die sdrriftlid,e oder mündlidre Prüfung ganz oder teilweise versäumt.

(5) Der Prüfling kann aus triftigen Gründen bis zum Beginn der mtindlidren Prüfung,
wenn der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses es genehmigt, einmal von der Prüfung
zurüciktreten. Tritt ein Prüfling ohne Genehmigung zurück, so gilt die Prüfung als
nidrt bestanden.

§27
Täusdrungsversudre und ordnungswidriges Verhalten

(1) §fler das Ergebnis der Prüfung durdr Täusdrung oder durdr ordnungswidriges
Verhalten zu beinflussen versudrt oder sidr bei den sdrriftlidren Arbeiten anderer
als der zugelassenen Hilfsmittel bedient hat, kann von dem Vorsitzer des Prüfungs-
aussdrusses von der weiteren Prüfung ausgesdrlossen werden. Der Prüfungsaussdluß
entsdreidet, ob nadr der Sdrwere der Verfehlung die Prüfung für nidrt bestanden
zu erklären ist oder ob einzelne oder mehrere Prüfungsleistungen zu wiederholen
sind.

(2) §7ird eine Täusdrungshandlung erst bekannt, nadrdem das Prüfungszeugnis
ausgehändigt worden ist, so kann der Prüfungsaussdruß nadrtraglidr innerhalb einer
Frist von drei Jahren nadr dem Tage der mündlidren Prüfung die Prüfung als nidrt
bestanden erklären.

§28
Prüfungsniedersdrrift und Prüfungszeugnis

(1) Uber den Gang der Prüfung ist für ieden Prüfling eine Niedersdrrift nadr vorge-
sdrriebenem Vordrud< zu fertigen. Die Niedersd'rift ist von dem Vorsitzer und den
Beisitzern des Prüfungsaussdrusses zu unterzeidrnen.

(2) Der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses fertigt über das Ergebnis der Prüfung
ein Zeugnis nadr vorgesdrriebenem Vordrud< aus und übersendet es mit ei4er beglau-
bigten Absdrrift der Prüfungsniedersdrrift, einer Zweitausfertigung des Zeügnisses
und den Unterlagen nadr § 17 Abs. 4 der Ausbildungsbehörde. Diese händigt dem
Anwärter das Zeugnis aus und nimmt die Zweitausfertigung des Prüfungszeugnisses
und die Absdrrift der Niedersdrrift zu den Personalakten. Die Niedersdrift ist mit
den Prüfungsarbeiten zu einer besonderen Prüfungsakte zu vereinigen, die bei der
Gesdräftsstelle des Prüfungsaussdlusses mindestens fünf Jahre verwahrt wird.
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§29
§Tiederholung der Prüfung

(1) Hat der Prüfling die Prüfung nidrt bestanden, verlängert sidr der Vorbereitungs-
dienst. Glt die Präfung wegen Versäumnisses (§ 26 Abs. 4) oder Rüd<tritts ohne
Genehmigung (§ 25 Abs. 5) als nidrt bestanden oder wird sie wegen Täusd'rungs-
handlung (§ 27 Abs. 1 und 2) für nidrt bestanden erklärt, so entsdreidet die oberste
Dienstbehörde, ob der Anwärter zur §fliederholung der Prüfung zuzulassen ist. §7ird
er nidrt zugelassen, so ist er naü § 4O Abs. 1 NBG zu entlassen.

(2) Die Ausbildungsbehörde bestimmt Dauer und Ausbildungsabsdrnitt für den
verlängerten Vorbereitungsdienst; der Vorsdrlag des Prüfungsaussdrusses (§ 25
Abs. 5) soll berüdssidtigt werden. Der Vorbereitungsdienst soll mindestens um sedrs

Monate verlängert werden (§ 6 Abs. 3).

(3) Ist der vedängerte Vorbereitungsdienst beendet, kann der Anwärter die Prüfung
einmal wiederholen. Die §Tiederholung erstred<t sidr auf die ganze Prüfung. Der
Prüfungsaussdruß entsdreidet, ob auf die nodrmalige Abnahrne der Prüfungslei-
stungen nadr § 12 Abs. 6 verzidrtet werden kann. Für den Antrag auf Zulassung zur
§[iederholungsprüfung gilt § 17 Abs. 1 entspredrend.

(4) Besteht der Anwärter audr die §Tiederholungsprüfung nidrt, so kann der Prü-
fungsaussdruß, wenn die nadrgewiesenen Kenntnisse ausreidren, ihm die Befähigung
für die laufbahn des mittleren kartographisdren Dienstes zuerkennen. In diesem
Fall ist im Zeugnis (§ 23 Abs. 2) der Zusatz aufzunehmen, daß die nidrt bestandene
Prüfung als erfolgreidre Ablegung der Laufbahnprüfung für den mittleren karto'
grap,hisdren Denst bewertet worden ist. Vird, die Prüfung nidrt als erfolgreidre
Prüfung für den mittleren kartographisdren Denst gewertet, endet das Beamten-

verhältnis mit Ablauf des Tages, an dem dem Anwärter das Prüfungsergebnis be-
kanntgegeben wird (§ 4o Abs. 2 Sarz 2 NBG).

(5) Ein Beamter des mittleren kartographisdren Dienstes, der die Prüfung aud'r bei
§(iederholung nidrt besteht, verbleibt im mittleren Dienst.

Abschnitt V

Ubergangs- und Sülußvors&riften

§30
Redrtverhältnis nadr bestandener laufbahnprüfung

(t ) Hat der Anwärter den Vorbereitungsdienst beendet und die Prüfung bestanden,
wird er, wenn die anderen beamtenredrtlidren Voraussetzungen erfüllt sind, unter
Berufung in das Beamtenverhältnis auf Probe zum ,,Kartographeninspektor zur An-
stellung" (2. A.) ernannt.

(2) Der Beamte des mittleren Dienstes, der die Prüfung ftir den gehobenen karto-
graphisdren Denst bestanden hat, verbleibt bis zur llbertragung eines Amtes des

gehobenen kartographisdren Dienstes (§ 28 Abs. 5 NLVO) in seiner bisherigen
Laufbahn und behält seine bisherige Amtsbezeidrnung. Er ist jedodr mit Aufgaben
des gehobenen kartographisdren Dienstes zu besdräftigen.
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l.

§31
Ubergangsvorsdrriften, Inkrafttreten

(1) Der Minister des Innern kann für die Vermessungs- und Katasterverwaltung
Durdrführungsvorsdrriften erlassen. Diese gelten sinngemäß für kommunale Denst-
stellen (§ 3 Abs. t Nr. 3).

Der Minister für §Tirtsd,aft und Verkehr kann im Einvernehmen mit dem Minister
des Innern für Ausbildungsgebiete beim Niedersädrsisöen landesamt für Boden-
forsdrung (§ 9 Abs. 2) Durdrführungsvorsdrriften erlassen.

(2) Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Anwärter des gehobenen karto-
graphisdren Dienstes bei behördlidren Vermessungsstellen vom 1. April 1957
(Nieders. MBl. S. 262) tritt außer Kraft.

(3) Diese Verordnung tritt mit §flirkung vom 1 . April 1967 in Kraft.

Anlage

(zu §§ 21 Abs. 1 und" 23 Abs. 3)

Prüfungsfädrer
der Laufbahnprüfung fär den gehobenen kartographisdren Dienst

K arte nkun d e, K artente ch nik
Grundlage einer Karte; Karteninhalt; Darstellungsmethoden; Grundsätze des

Generalisierens; Landsdrafts-, Siedlungs- und Gelandeformen in Niedersachsen;
die Landeskartenwerke (Stadtkartenwerke), Herstellung, Fortfrihffing, Bedeu-
tung und Anwendung; thematisdre Karten; kartographisdre Arbeitsgänge bei der
Herstellung von Sonderkarten und Sonderausgaben der Landeskartenwerke;
Tedrniken der Originalherstellung; Geräte- und Materialkunde.

R.produktions- und Drucktechnik
Kopierverfahren; photomechanische Verfahr€n; Landkartendrud< (Flachdruck,

Siebdruck); Herstellung und Anwendung von Druckfarben und. Papier; Lidrt-
paus- und andere Vervielfältigungsverfahren; Berechnung reproduktions- und
drucktedrnischer Arbeiten.

Vermes sun gstechnische Vo rarbeiten
f tir die Kartenherstelung
Vermessungen am l,-;ige- und Höhenfestpunktfeld; Verfahren der Gelandeauf-
nahme; Anwendung des Luftbildes bei der Kartenherstellung; Herstellung und
Fortführung der Deutschen Grundkarte 1 : 5000; topographisdrer Meldedienst;
Feldarbeiten und Vorlagenherstellung (Erkundung) ftir die Top. Karte 1 :25 000.

4. FadTbezogene Gesetzes-, Organisations- und Verwaltung;skunde, Urheberredrt,
Gesdräftskunde, Kosten, Preise.

5. Staats- und Verfassungskunde, bürgerlidres Redrt, allgemeines Verwaltungsredrt,
Haushalts-, Kassen- und Redrnungswesen, Reise- und Umzugskostenredrt, Be-

amten-, Besoldungs- und Versorgungsredrt, Tarifredrt der Angestellten und
Arbeiter im öffentlidren Dienst: Grundzüge -; allgemeine Organisations- und
Bürokunde.

2.

3.
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Anmerkung'
Soweit in dem Prüfungsfad'r I (Kartenkunde, Kartentedrnik) Prüfungsstoff enthalten
ist, der bereits Gegenstand der von dem Anwärter abgelegten Ingenieurprüfung ge-
gewesen ist, soll in diesem Prüfungsfadr festgestellt werden, wieweit der Anwärter
die Kenntnisse gefestigt und ergänzt hat sowie praktisdr anzuwenden versteht.

6. Durchftihrungsvorschriften zur Verordnung über die
Ausbildung und Prüfung für den gehobenen

kartographischen Dienst im Geschaftsbereich der Vermessungs-
und Katasterverwaltung (KartlnspAPVO - DVVerm)

RdErl. d. Nds. Mdl v. 15.7.1967 (Nds. 
^,lBl. 

S. 734)
i. d. F. d. RdErl. v.9. 5. 1968 (Nds. MBl. S. 536)*)

B e z u g , Verordnung vom 28. Juni 1967 (Nds. GVBI. S. 241).

l. Zu 12 (Voraussetzungen ftir die Einstellung)

1.1. De Eignungsprüfung (§ 2 Nr. 4) wird in der Regel vor Aufnahme des Ingenieur-
studiums bei einer von mir bezeidrneten Stelle abgehalten.

1.2. Zum Nadrweis, daß der Bewerber Deutsdrer i. S. des Art. 116 Abs. 1 GG ist
(§ 9 Satz 1 Nr. 1 NBG), kann die Vorlage einer Staatsangehörigkeitsurkunde verlangt
werden.

2. Zu | 5 (Einstellung, Redtsverhältnis)

2.1. Einstellungsbehörde ist das Niedersädrsisdre Landesverwaltungsamt. Es fordert
vor der Einstellung einen Strafregisterauszug an und prüft, ob der Bewerbet einen
guten Leumund hat (W zu §§ 9, 10 NBG).

2.2. Uber den Dienstantritt ist eine Niedersdrift nadr vorgesd'rriebenem Vordrud<
aufzunehmen. Eine Absd'rrift ist dem Anwärter auszuhändigen.

3. Zu §§ 9 bis 12 (Ausbildung in den einzelnen Ausbildungsabsdrnitten)

3.1. Allgemein

3.1.1. Die Ausbildung bei den einzelnen Ausbildungsstellen soll nur erfahrenen und
geeigneten Beamten übertragen werden. Sie sollen dem Anwärter die Ausbildungs-
gebiete und die Vorsd,riften des jeweiligen Ausbildungsabsdrnitts bezeidrnen und
erläutern, siö von seinen Fortsdrritten regelmäßig überzeugen und ihn mit Rat und
Tat bei seiner Arbeit unterstützen.

3.1.2. Die Ausbildung ridrtet sidr nadr dem Ausbildungsplan (Anlage a).

') Adressaten: Die Vermessungs- und Katasterbehörden.
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3.1.3. In dem für jeden Anwärter bei Beginn des Vorbereitungsdienstes durdr die
Ausbildungsbehörde aufzustellenden Ausbildungsplan ist zu bestimmen, bei weldren
Ausbildungsstellen der Anwärter in den einzelnen Absdrnitten ausgebildet werden
soll (Muster Anlage b).

3.1.4. ZÄten, um die der Vorbereitungsdienst nadr § 6 Abs. 1 Satz 2 gekürzt wird,
oder die nadr Satz 3 auf den Vorbereitungsdienst anzuredrnen sind, sowie dre Zeit
des dem Anwärter zustehenden Erholungsuilaubs, sind möglidrst so zu verteilen,
daß der Erfolg des einzelnen Ausbildungsabsdrnitts nidlt beeinträdrtig wird.

3.1.5. Idr behalte mir vor, den Gang der Ausbildung in den einzelnen Absdrnitten
im Einzelfall, besonders für Anwärter, die später bei dem Landesverwaltungsamt -Abt. Landesvermessung - Dezernat Topographie - verwendet werden sollen,
anders festzulegen.

3.1.6. Bei der Aufstellung des Unterridrtsplans (§ 12 Abs. 1) sind d.ie besonderen
Bestimmungen über die Unterridrtserteilung in der Vermessungs- und Kataster-
verwaltung zu beadrten.

3.1.7. Den Anwärtern ist zu empfehlen, die Kurzsdrrift zu erlernen.

3.2. Ausbildung beim Landesverwaltungsamt

- Landesvermessung - Dezernat Kartographie -
- Ausbildungsabsdrnitt 1 tlw. -

3.2.1. Die Ausbildung des Anwärters obliegt dem Leiter des Dezernats.
Er kann mit der Ausbildung in den einzelnen Sadrgebieten geeignete Beamte des
gehobenen kartographisdren Denstes beauftragen, bleibt aber ftir die ordnungs-
gemäße Ausbildung verantwordidr. § 8 ist zu beadrten.

3.2.2. Der Anwärter soll im Ausbildungsab&nitt 1 (Dezernat Kartographie) außer-
halb der Denststunden zwei Hausarbeiten mit höd'rstens zweiwödriger Abliefenrngs-
frist fertigen. Die hierbei benutzten Hilfsmittel hat er auf der Hausarbeit anzugeben.
Er hat ferner s&riftli& zu versidrern, daß er die Hausarbeit ohne fremde Hilfe ge-
fertigt hat. Die Aufgaben sind grundsätzlidr von dem Ausbildungsleiter (§ 7) zu
stellen. Die Arbeiten werden von dem Ausbildungsleiter eingehead begutadrtet,
bewertet und mit dem Anwärter durdrgesprodren. Der Ausbildungsabsdrnitt 1 ist
erst dann erfolgreidr beendet, wenn die Befahigung zur praktisdren kartographisd,en
Arbeit durdr die selbständige Bearbeitung eines Entwurfs (Generalisierung) und
einer Reinzeidrnung nadrgewiesen ist. Dem Befähigungsberidlt (§ lt Abs. 3) über
den Ausbildungsabschnitt 1 ist die Arbeit beizufügen.

3.2.3. Außerdem hat der Anwärter monadidl eine etwa zweistündige sdrriftlidre
Aufsidrtsarbeit zu fertigen. De Aufgaben sind von dem Leiter des Dezernats Karto-
graphie - ggf .nadr Vorsdrlag der mit der Ausbildung beauftragten Beamten des
gehobenen kartographisdren Dienstes - zu stellen. Die von dem Leiter beurteilten
und bewerteten Arbeiten sind mit dem Amvärter durdrzuspredren und dem Aus-
bildungsleiter vorzulegen.

3.2.4. §7firend der Ausbildung im Ausbildungsabsdrnitt 1 soll dem Anwärter Ge-
legenheit gegeben werden, Einridrtung und Aufgaben des Nds. Landesamtes für
Bodenforsdrung kennenzulernen. Der Anwärter kann audr an die Landesvermes-
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sungsbehörde eines anderen Landes abgeordnet werden. Die informatorisdre Be-
sdräftigung bei einer dieser Dienststellen soll einen Monat dauern.

3.3. Ausbildung beim [andesverwaltungsamt

- Landesvermessung - Dezcrnat Topographie -
- Ausbildungsabsdrnitt 1 tlw. -

3.3.1. Der Anwärter hat während der Ausbildungszeit beim Dezernat Topo-
graphie etwa 20 fubeitstage an örtlidren Vermessungsarbeiten teilzunehmen.

3.?.2. Er soll besonders die Verfahren der Geländeaufnahme für die Deutsdre
Grundkarte 1 : 5000, die Erkundungsarbeiten für die Top.Karte I : 25 000 und die
Anwendung des Luftbildes für die Herstellung und Fortführung der Landeskarten-
werke kennenlernen.

3.4. Ausbildung beim Landesverwaltutrgsamt

- Allgemeine Abteilung -
- Ausbildungsabsdrnitt 1 tlw. -

3.4.1. Der leiter der Allgemeinen Abteilung beauftragt auf Vorsdrlag des Aus-
bildungsleiters geeignete Beamte des gehobenen Dienstes mit der Ausbildung in dbn
einzelnen Sad'rgebieten.

3.4.2. §/äihrend dieses Ausbildungsabsdrnitts soll der Anwärter etwa in zwei
§Todren die Verwaltungsaufgaben der Abteilung Landesvermessung - Abteilungs-
büro - kennenlernen.

3.5. Ausbildung bei der Regierongshauptkasse Hannover

- Ausbildungsabsdrnitt 1 tlw. -
Der Anwärter ist möglidrst zu eigenhändigen Eintragungen in denZeit-, Sadr' und
Hilfsbüdrern heranzuziehen, bei Masdrinenbudrhaltung über das Budrungsverfahren
zu unteridrten und möglidrst an der Führung von Sadrkontokarten, Vorkarten usw.

zu beteiligen.

3.6. Ausbildung beim Redtnungsamt

- Ausbildungsabsd'rnitt 1 tlw. -
Die Ausbildung beim Redrnungsamt des landesverwaltungsamtes wird vom Leiter
der Vorprüfungsstelle (Redrnungsamt) beaufsidrtigt. Er kann geeignete Redrnungs'
revisoren mit der praktisdren Unterweisung beauftragen.

3.7. Ausbildung beim Katasteramt

- Ausbildungsabsdrnitt 2 -
3.7.1. Bei dem Katasteramt soll der Anwärter besonders die Arbeiten auf dem Ge-
biete der fandesvermessung kennenlernen, an denen das Katasteramt beteiligt ist.

3.7.2. Der Anwärter soll etwa zehn Arbeitstage an ördidren Vermessungsarbeiten
teilnehmen.
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3.8. Verwaltungssdrule der allgemeinen Verwaltung des Landes Medersadrsen

(Verwaltun gslehrgang)

- Ausbildungsabsdrnitt 3 -
3.8.1. Der Verwaltungslehrgang (§ 12 Abs.6) findet in der Verwaltungssöule der

allgemeinen Verwaltung des Landes Niedersadrsen in Bad Münder statt.

3.8.2. Am Ende des Verwaltungslehrgangs wird eine süriftlidrc Prüfungsaufgabe

des Prüfungsfadrs 5 (Anlage zu § 21 Abs. 1) angefertigt. Die Bearbeitungszeit soll

fünf Stunden nidrt übersdrreiten.

3.8.3. Der Vorsitzer des Prüfungsaussdtusses für den gehobenen kartographisdren

Dienst bestimmt die Prüfungsaufgabe auf Vorsdrlag des Leiters der Verwaltungs-

sdrule und beauftragt einen Fadrlehrer der Verwaltungssdrule mit der gutad,tlidren

Vorbeurteilung dei Arbeit. Der Fadrlehrer übersendet die Prüfungsarbeit an'

süließend deÄ Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses. Für die endgültige Beurteilung

gilt § 22.

3.8.4. Die Ausbildungsbehörde ist über die Lehrgangsbeurteilung zu unteffidrten-

Diese Lehrgangsbeurteilung tritt an die Stelle des Befähigungsberidrts nadr § lt
Abs. 3.

4. Zu § 17 Abs. 2 (Abnahme der Prüfung)

Die sdrriftlidren und mündlidren Prüfungen sollen nadr Absdrluß des Vorbereitungs'
dienstes in den Monaten April und Oktober jeden Jahres beim Landesverwaltungs-

amt abgenommen werden.

5. Zu§ 18 @rüfungsgebtihr)

Die Prüfungsgebtihr beträgt 25 DM.l) Sie ist bei der Regierungshauptkasse Hannover

einzuzahleri, äer idr Annahmeanordnung erteile. Der Beleg über die Fjnzahlung ist

dem Zulassungsantrag (§§ 17 Abs. I und 29 Abs. 3) beizufügen und zu den Personal'

akten zu nehmen.

6. Zu §21 Abs. I und 2 und § 23 Abs. 3 (sd[iftlidre und mündlidre Prtifung)

6.1. In def sdrriftlidren Prüfung ist je eine Aufgabe aus den Prüfungsfädrern 1 bis 4

zu bearbeiten (vgl. Nr. 3.8.2).

5.2. Gegenstände der mündlidren Prüfung sind die Prüfungsfädrer 1 bis 4 (vgl. Nr.
3.8.2).

6.3. Der Vorsitzer des Prüfungsaussdrusses soll bei der Bestimmung der sdrriftlidren
Prüfungsaufgaben die Beisitzer beteiligen.

6.4. Ist nadr 3.1.5 der Gang der Ausbildung anders festgelegt worden, so ist dies

in der Prüfung tngetuessen zu berüd<sidrtigen.

') vgl. Hinweis auf Seite 39.
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6.5. Das Landesverwaltungsamt übersendet auf Anforderung dem Vorsitzer des
Prüfungsaussdrusses geeignete Vorsdrläge au s all en P rü f u n g sf ä ch ern
für die sdrriftlidren Prüfungsaufgaben. Den Aufgaben sind die erforderlidren Unter-
lagen und die läsungen (bei Aufsätzen genügen. Stidrworte) beizufügen. Die vor-
gelegten Aufgaben dürfen für Ausbildungs- und Ubungszwed<e nidrt benutzt werden.
Die Gesdräftsstelle des Prüfungsaussdrusses sammelt die Vorsdrläge sowie die ge-
stellten und bearbeiteten Aufgaben.

7. Die in der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für den gehobenen
kartographisdren Dienst im Lande Niedersadrsen (KartlnspAPVO) vom 28.6. 1967
(Nds. GVBI. S. 241) und in diesen Durdrführungsvorsdrriften vorgesehenen Vor-
drud<e hält das Landesverwaltuflgsamt - Landesvermessung - bereit.t)

Anlage a

(zu Nr. 3.1.2)

kartog,"orfä'3J*:::iil?Jä:l;.iä::Tä,1T"1'?.:T,1:L.,*a,tung

Ausbildungs-

ab- I dauer in Ausbildungsgebiet

schnitt I Monaten

l4

davon

Landesverwaltungsamt
und Regierungshauptkasse
Hannover

Landesverwaltungsamt

- Abteilung Landes-
vermessung -
- Dezernat Karto-
graphie -

Geschichtliche Entwiddung der Landes-
verTnessung

Herstellung und Fortfrihrung der Landes-
kartenwerke

Z eichenverfahren, Schichtgravurverfahren

Anfertigung von Vorlagen frir Fortfrth-
rung und Neuherstellung der Top.Karten
I 225 Offi, 1 :50000 und 1 :100000

Ableitung der Top.Karte 1 : 25 000 aus
der Deuischen Grundkarte 1 : 5000

Bearbeituns von Sonderkarten und Son-
derausgab eä der Landeskartenwerke

Korrekturlesungen

K:tlkulation und Vergabe kartographi-
scher Arbeiten

t) Die für den gehobenen vermessungstechnisöen Verwalturgsdienst vorgesehenen Vordru*e 210,
210.1. 210.2 ud 210.3 des Vordrudverzeidxrisses sird Daö entspredreDder ADderurg auö für den
gehobenen kartographisöeu Dienst zu verwerdeni vgl. Anhalg 7, Seite 101.'Wegen der Vordru&e
Prüfungsniedersdrrift uDd PrüfuDgszeugnis vgl. FuSnote I auf Seite 27 und 28.

Dienststelle
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Dienststelle
Ausbildungs-

ab- i dauer in
schnitt I Monaten

noch 1

Dezernat Trigonometrie

Dezernat Topographie

Dezernat Automation

Regierungshauptkasse
Hannover

rlz

Ausbildungsgebiet

Berechnung kartographischer, reproduk-
tions- und drud<technischer Arbeiten

Kopier-, Reproduktions- und Druckver-
fahren

Buchbinderei

Kartenvertrieb

Urheberrectht

Schri ftwechsel, Geschaftsgang

Gesetzes-, Organisations- und Verwal-
tungskunde auf dem Gebiet des Vermes-
sungs- und Landkartenwesens

Aufbau und Erhaltung des Lage- und
Höhenfestpunktfeldes

Trigonometrische und nivellitische Ver-
messungsverfahren

Frihrung der Nachweise der TP und NivP

Entwiddung der Deutschen Grundkarte
1 : 5000 (örundlagen und Inhalt, Vorar-
beiten ftir die Aufnahme, Verfahren der
Gelandeaufnahme einschließlich Auswer-
tung und Höhenlinienentwurf, Herstel-
lun§ bzw. Ergänzung der Originale)

Herstelluns der Bodenkarte 1 : 5000 auf
der Grundlage der Bodenschätzvng

Fertigung der Generalisierungsvorlagen
frtr die Top.Karte 7 : 25 m0

Vermessungstechnische Arbeiten (Feldar-
beiten und Vorlagenherstellung) fttr die
Top.Kartel:2500O

Topographischer Meldedienst

Photogrammetrische Arbeiten für das
Flurkartenwerk und die Landeskarten-
werke

Grundlagen und Methoden der Datenver-
arbeitung (Grundzüge)

Einrichtung und Aufgaben der Kassen

Zusammenwirken von Landesverwaltungs-
amt - Landesverrnessung -, Regierungs'
hauptkasse und Landeshauptkasse

r/z

r/z
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Dienststelle
Ausbildungs-

ab- I dauer in
schnitt I Monaten

Landesverwaltungsamt

- Allgemeine Abteilung

Rechnungsamt
(Vorpnifungsstelle)

Ausbildungsgebiet

Reichshaushaltsordnung, Reichswirt-
schaftsbestimmungen, Reichskassenord-
nung, Reichsrechnungslegungsordnung

Geschafts-, Büro- und Organisationskunde

Dienstbetrieb, Schrifwerkehr, Geschafts-
gang

Reisekostenrecht

Beamten-, (Versorgungs-) und Tarifrecht

Besoldung, Vergütung, Entlohnung

Umzugskostenrecht

Beihilfen, Unterstützungen, Vorschüsse

Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

Grundbegriffe des Staats- und Verwal-
tungsrecht, des Straf- und brirgerlichen
Rechts

Einrichtung und Aufgaben des Rechnungs-
amts

Laufende Belegpnifung (Vorpnifung)

Vorprüfung der Rechnungen

Prüfung der delegierten Rec}nungen

Einrichtung und Fortftihrung des Liegen-
schaftskatisters (Grundztrge)

Herstellung und, Fortführung der Deut'
schen Gruf;dkarte 1 : 5000 (änschl. Feld-
vergleich)

Topographischer Meldedienst

Uberwachung und Sicherung des Lage-
und Hohenfespunktfeldes

Aufbau des Polygonfespunktfeldes

Einfrihrung in die allgemeine Rechtskunde

Grundbegriffe des Staats-, Verfassungs-
und Verwaltungsrechts

Grundzüge des allgemeinen Verwaltungs-
rechts

Beamten-, Besoldungs-, Versorgungs- und
Tarifrecht

t/z

Katasteramt

Verwaltungsschule
der allgemeinen
Verwaltung des Landes
Niedersachsen
(Verwaltungsl ehrgang)
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Dienststelle
Ausbildungs-

ab- I dauer in
schnitt i Monaten

noch 3

1 tlw.
Landesvenualtungsamt

davon
8 Monate
Abt. Landesvefinessung
- Dez. Kartographie -
1/z Monat Redrnungsamt

einschließlich
r/z Monat
Regierungshauptkasse

Monate

Ausbildungsabsdrnitt

Einstellungstermin
1. November

Ausbildungsgebiet

Reisekosten- und Umzugskostenrecht
(Grundzüge)

Haushalts-, Kassen- und Rechnungsange-
legenheiten (Grundzüge)

Erstattungsgesetz

Organisations- und Bürokunde, Schrift-
verkehr

Grundzüge des brtrgerlichen Rechts (be-
sonders Sac'henrecht)

Ordnungswidrigkeitsgesetz (besondere
Verfahren)

Grundzüge der Gerichtsverfassung, Ver-
waltungszwang

Anlage b
(ru Nr. 3.1.3)

Muster

1 tlw.
Landesvenualtungsamt

- Abt. Landesverrnessung -
davon

6 Monate Dez. Kartographie

2 Monate Dez. Topographie
r/z Monat Dez. Trigonometrie
l/s Monat Dez. Automation

1 tlw.
Landesverw.-Amt
- Abt. Landesverm.
Dezernate
Trigonometrie,
Automation,
Topographie
davon

2 Mon. Altg. Abt.

Monate

1 tlw.

Landesverw.-Amt
davon
2 Mon. Abt.
Landesvennessung
- Dez. Kaftogr. -
2 Mon. Allg. Abt.
r/z M. Redrn.-Amt

einschließlich
1/z Monat
Reg.-Hauptkasse

Ausbildungsabsdrnitt

Einstellungstermin
1. April

3

Verw.-
Sdrule
der allg.
Verwaltung
des Landes
Nds.
(Verw.-
Lehrgang)+.

E
rü
tio
+,
ah
(ü
+.,
(üv

3

Verw.-
Sc.hule
der allg.
Verwaltung
des Landes
Nds.
(Verw.-
Lehrgang)
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7. Zulassung von Beamten des mittleren zur Laufbahn des

. gehobenen vermessungstedrnischen Verwaltungsdienstes

- Faclrichtung Allgemeiner Vermessungs- und Katasterdienst -
hier: Einridrtung von Lehrgängen

RdErl. d. Nds. Mdl v. 12.2.1965 (Nds. MBl. S. 198)*)

B e z u g: VermlnspAPVO vom 30. 9. 1963 (Nds. GVBI. S. 375)

Nadr § t a Abs. 2 Satz 2 VermlnspAPVO hat ein Beamter des mittleren Dienstes vor
seiner Zulassung zu einer Laufbahn des gehobenen vermessungstedrnisdren Ver-
waltungsdienstes nadrzuweisen, daß er die tedrnisdre Fadrbildung (§ 28 Abs. 1 NBG)
besitzq die für diese Laufbahn seiner Fadrridrtung erfordedidr ist.

Die Beamten, die für einen Aufstieg in Aussidrt genommen worden sind, können
diese tedrnisdre Fadrbildung auf einem Lehrgang erwerben, der nad'r Bedarf - etwa
alle zwei bis drei Jahre - bei dem Niedersädrsisdren l.andesverwaltungsamt -Abteilung Landesvermessung - eingeridrtet wird. Der Lehrgang dauert neun
Monate und umfaßt folgende Fädrer, Unterridltsstunden und Ubungen,l)

Praktisdre
Ubungen u.
Außendienst

(Stunden)

Mathematik

Darstellende Geometrie

Vermessungskunde

Instrumentenkunde

Kartentechnik

Topographie

Photogrammetrie

Vermessungste chni s ches Redrn en

Allgemeinbildung

zusammen 340

Am S&luß des Lehrgangs werden die Beamten absdrließend beurteilt.
Beamte des mittleren Dienstes, weldre die Voraussetzungen des § 13 VermInspAPVO
bis auf die Fähigkeiten, die in dem Lehrgang vermittelt werden sollen, in vollem
Umfange erfüllen, können mir zum 1. Oktober j. J., erstmals zum l. Oktober 1965,
benannt werden. Die Personalakten und die dienstlidre Beurteilung im Zeitpunkt der
Meldung sind beizufügen.

Der erste Lehrgang wird voraussidrtlid, im Herbst 1966 abgehalten werden.

t) Adressaten: Die Vermessungs- und Katasterbehörden.
t) Die Ausbildung im einzelnen erfolgt nadr einem vom Minister des Innern genehmigten Lehrplan.
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8. Zulassung von Beamten des mittlerer zur Laufbahn des

gehoben en vermess un gstechni scJr en Verwaltun gsdien s tes

- Fachridrtung Allgemeiner Vermessungs- und Katasterdienst -
hier: Einridrtung von Lehrgängen zum Erwerb der tedrnisdren Fadrbildung

RdErl. d. Nds. Mdl v. 12. 3.1968 - I/4 (Verm) - 1223-tO (GültL 93/72)*)

B e z u g : RdErl. d. Nds. Mdl vom 12. 2. 1965 (Nds. MBl. S. 198 - GäkL93/47)

An dem ersten Lehrgang vom 1.10.1966 bis 30. 6. 1967 haben zunädrst 10 Beamte
des mittleren vermessungstedrnischen Verwaltungsdienstes teilgenommen ; einer von
ihnen ist krankheitshalber vorzeitig ausgesdrieden. Nadr den Absdrlußbeurteilungen
konnten alle Beamten nadr § 13 Abs. 3 VermlnspAPVO zur Laufbahn des gehobenen
vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienstes zugelassen werden.

De Einridrtung des Lehrgangs hat sid'r im großen und ganzen bewährt. Um jedodr
einerseits die Unterridrtsstunden und die Ubungen zu straffen und von der Ver-
mittlung von Vorkenntnissen und Fertigkeiten zu entlasten, andererseits den Teil-
nehmer während des Lehrgangs zeitlidr nidrt zu überfordern, bitte idr vor Beginn
des Lehrgangs folgendes sidrerzustellen :

l. Der Beamte muß unmittelbar vor Beginn des Lehrgangs mindestens ein Jahr im
vermessungstedmisdren Innen- und Außendienst besdräftigt gewesen sein. Hierbei
sind audr die notwendigen Kenntnisse im Gebraudr von Redren- und Vermessungs-
geräten und der Redrenvordrud<e zu erwerben. Der Ausbildungsplan für die ge-
lenkte Praktikantenausbildung von Ingenieurakademie-Bewerbern der Fadrrid,-
tung Vermessung - Abteilung AllgemeinE Vermessung - kann als Anhalt dienen.

2. Der Beamte hat in geeigneter §0'eise nadrzuweisen, daß er die erforderlidren
Grundkenntnisse der Mathematik besitzt. Er ist redrtzeitig darauf hinzuweisen,
sidr selbst fortzubllden oder an entspredrenden Kursen teilzunehmen. Im ersten
Lehrgang warear z. B. die Kenntnisse im logarithmisdren Redrnen und über die
Lösung von Gleidrungen mit zwei Unbekannten besonders sdrwadr. Nr. 1 Satz 3

gilt entspredrend.

3. Der Beamte muß Redrts&reibung und Zeidrensetzung beherrsdren sowie die
Fähigkeit besitzen, sidr in \Vort und Sdrrift angemessen und klar auszudrüd<en
(Hinweis auf den Duden, die Fingerzeige für die Gesetzes- und Amtsspradre und
geeignete Bücher zur Spradrpflege). Die Bescläftigungsstellen haben sidr hiervon
zu überzeugen.

4. Vorausgesetzt werden muß mindestens ein Uberblid< über das Liegensdraftsredrt.
Im ersten Lehrgang waren meist nur die Verbindung des Liegensdraftskatasters
mit dem Grundbudr bekannt.

.) AdresEaten: Die RegierungspräsidetrteD (Präs. der Verwaltungsbezirke), das Nieders. Landesver-
waltungsamt.
Naöriötlidr: der Nieders. Mini6ter für Ernährung, LaDdwirtsdraft und Forsten.
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5. Für die Arrsr,r'ahl der Beamten sind nidrt allein die Leistungen, die der Beamte
auf seinem bisherigen Dienstposten gezeigt hat, entsdreidendi es ist vor allem
seine Aufnah mefähigkeit zu berüd<sidrtigen.

Der näcfiste Lehrgang, zu dem idr etwa 12 Beamte des mittleren vermessungstedr-
nisd.ren Verwaltrrngsdienstes zulassen werde, ist für den Herbst 1969 in Aussicht
genommen worden. Zum nächsten Meldetermin (1. 10. 1968) bitte idr in Ihrem
Beridrt oder ergänzend auc{r darzulegen, daß die vorgenannten Voraussetzungen
erfüllt sind nder wie ihr Erwerb bis zum Beginn des Lehrgangs sid,ergestellt ist.

[)ie Bewerber haben vor Beginn des Lehrgangs an einer Eignungsprüfung teilzu-
nehmen.

ANHANG

1. Ausbildung der Vermessungsinspektoranwärter
der Deutsdren Bundesbahn bei Katasterämtern

RdErl. d. Nds. Mdl v.22.6.1951 (Nds. MBl. S. 252)*)

B e z u g, § 17 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Anwärter des geho-
benen vermessungstedrnisd'ren Denstes vom 9. 4. 1940 (RMBliV. 5.745).

Die Hauptverwaltung der Deutsdren Bundesbahn hat mit Verfügung vom 7. Mai 1951

- 12 123 - Pol 12a - die Ausbildung der Vermessungsinspektoren in Durdr-
führung der allgemein verbindlidren Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die
Anwärter des gehobenen vermessungstedrnisdren Dienstes vom 9. 4. l94O (RMBliV.
5.745) neu geregelt. Der Ableistung des Ausbildungsabsdmitts 7 der Ausbildungs-
ridrtlinien bei einem Katasteramt haben die für das Vermessungswesen zuständigen
Fadrminister der Länder zugestimmt. Die Ausbildung auf einem Katasteramt dauert
I Monat und soll sidr darauf besdrränken, dem Anwärter insbesondere die Verbin-
dung des Liegensdraftskatasters mit dem Grundbudr und die Einridrtung und Fort-
führung des Liegensdraftskatasters nahezubringen.

Die zuständigen Eisenbahndirektionen werden sidr mit den Ausbildungsbehörden
(Regierungspräsidenten bzw. Präsidenten der Niedersäd'rsisdren Verwaltungsbe-
zirke) red'rtzeitig wegen Uberweisung eines Anwärters in Verbindung setzen. Für die
Ausbildung sind im allgemeinen die Monate November bis lvlärz vorgesehen.
Katasterämter mit überwiegend städtisd'rem Charakter sdreiden ftir die Ausbildung
in der Regel aus. Da die Anwärter einen besonderen Ausbildungsabsdtnitt ,,3 Monate
katastertedlnisdre Vermessungen" bei einem Vermessungsamt der Deutsdren Bundes-
'bahn ableisten und während dieser Ausbildung audr die vorgesdrriebenen praktisdren
Prüfungsarbeiten fertigen, ist eine Teilnahme an örtlidren Vermessungsarbeiten des
Katasteramts auf soldre Ausnahmefälle zu besdrränken, die zur Abrundung des

'l Adressaten: Die Dienststellen der Vermessungs- und Katasterverwaltung.
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Ausbildungsstandes erforderlidr oder wünsdrenswert ersdleinen. Eine Ausarbeitung
oder Ubungsarbeit für den Absdrnitt ,,Katasteramt" ist nidrt vorgesehen. Uber die
Ausbildung ist von dem Leiter des Katasteramtes eine Teilnahmebesdreinigung aus-

zustellen.

Die Arrsbildungsbehörden sorgen dafür, daß die Anwärter trotz der Kürze der Aus-
bildungsdauer in den bezeidrneten Arbeitsgebieten sorgfältig ausgebildet werden
und sidr darüber hinaus einen Uberblid< über die Arbeitsgebiete der Vermessungs'
und Katasterverwaltung und ihre Beziehungen zu den Sondervermessungsbehörden,
dem freien Vermessungsberuf und den übrigen Verwaltungen versdraffen können.
Na& Möglidrkeit soll besonderen §7ünsdren der Eisenbahndirektionen und der An-
wärter Redrnung getragen werden.

Kosten für die Ausbildung entstehen der Vermessungs- und Katasterverwaltung
durdr die Unterweisung der Anwärter der Deutsdren Bundesbahn nidrt.

2. Ausbildung der Anwärter für den gehobenen Dienst
der Bundesvermögensverwaltung bei Katasterämtern

RdErl. d. Nds. Mdl. v.21. 8.1958 (Nds. MBl. S. 5o7)*)

Auf Antrag des Herrn Bundesminister der Finanzen habe idr midr bereit erklärt, den
Anwärtern für den gehobenen Dienst der Bundesvermögensverwaltung (Finanzan-
wärtern) eine informatorisdre Besdräftigung bei einem Katasteramt zu ermöglidren.l)
Der Anwärter soll lediglidr die Einridrtung und Fortführung des Liegensdrafts-
katasters, die Verbindung des Liegensdraftskatasters mit dem Grundbudr und dem
Grundbesitzkataster der Finanzverwaltung und die Erteilung von Absd-rriften ur,d

Abzeidrnungen in allgemeinen Grundzügen kennenlernen sowie einen Uberblid<
über den Gesdräftskreis eines Katasteramts erhalten.
Die zuständigen Dienststellen der Bundesvermögensverwaltung werden sidr jeweils

redrtzeitig mit einem Katasteramt in Verbindung setzen. Uber die Ausbildung ist
eine Teilnahmebesdreinigung auszustellen.

3. Ausbildung der Anwärter für
den gehobenen verrnessungstechnisdren Verwaltungsdienst
der'W'asser- und Sdriffahrtsverwaltung bei Katasterämtern

RdErl. d. Nds. Mdl v.16.7.1959 (Nds. MBl. S. 538)*)

Der Bundesminister für Verkehr hat am 28. Juni 1953 die Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für die Anwärter des gehobenen vermessungstedrnisdren Verwaltungs-
dienstes der \U'asser- und Sdriffahrtsverwaltung erlassen (Laufbahnvorsdrriften der

') Adressatenr Die Dieaststellen der Vermessuugs- und Katasterverwaltung.
t) Nadr Anlage I der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Laulbahn- des gehobenen tridrttedr'

nisöen Veiwaltungsdienstes in der Bundesvermögensverwaltung (APO-BV) v. 30. 10. 1963 (MinBlFin
S. 654) dauert die informatorisdre BeschäftiguDg 1 Monat.

86



ri7asser- und Sd,iffahrtsverwaltung tLV§7] II Nr. 3; 1953, Bonner Universitäts-
Bud,drud<erei). Hiernadr soll der Anwärter drei Monate bei einem Katasteramt
ausgebildet werden. Der Leiter der Ausbildungsbehörde wird sidr jeweils redrtzeitig
mit dem Katasteramt, an das der Anwärter überwiesen werden soll, in Verbindung
setzen.

Im Ausbildungsabsdrnitt ,,Katasteramt" soll der Anwärter Einridrtung, Aufgaben
und Gesdräftsbetrieb eines Katasteramtes kennenlernen. An allen für seine spätere
Tätigkeit widrtigen Arbeiten soll er sidr beteiligen, z. B. an der Anfertigung von
Vermessungsunterlagen, Absduiften und Abzeidrnungen, der Fortführung der
Büdrer und Karten des Liegensd'raftskatasters, den Absdrlußarbeiten, den Kosten-
beredrnungen, der Ubernahme det Bodensdrätzungsergebnisse, der Herstellung
und Fortführung der deutsdren Grundkarte I : 50@ (Vorstufe) sowie der Verbin-
dung des Liegens&aftskatasters mit dem Grundbud'r. Er soll außerdem die Ein-
ridrtung des Liegensd-raftskatasters kennenlernen und an einigen Vermessungen im
Felde teilnehmen. Dem Anwärter sind ein oder zwei Ubungsaufgaben zu stellen, zu

beurteilen und dem Leiter der Ausbildungsbehörde zu übersenden.

Bei der Ausbildung soll nadr Möglidrkeit besonderen §(Iünsdren der §(asser- und
Sdriffahrtsverwaltung und der Anwärter entsprodren werden. Dabei sind vor allem
die Verordnungen und Erlasse, die der Anwärter nadr seiner Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung L"r.rrn.r, wird, und die er zu studieren gehalten ist, zugänglid'r zu

madren, soweit sie im Lande Niedersadrsen gelten.

Am Ende der Ausbildung ist von dem Leiter des Katasteramtes eine Teilnahmebe-
sdreinigung an Stelle des Besdräftigungsnadrweises und des Befähigungsberidrts
auszustellen.

Kosten für die Ausbildung entstehen der Vermessungs- und Katasterverwaltung durd,
die Unterweisung der Anwärter der §Tasser- und Sdriffahrtsverwaltung nid'rt.

Der Bundesminister für Verkehr hat zugestimmt.

4. Gelenkte Fraktikantenausbildung
von Ingenieursclulbewerbem für alle Fachridrtungen

(außer Gartenbau und Landbau)

Erl. d. Nds. KultM v. 3O. 3. 1967 (Nds. MBl. S. 375)

- sgs2ugs\reiss -
B e zu g, 1. Erl. vom 28.1.1955 - III C 3237/54 (SVBI. S. 29)

2. Erl. vom 13. tl.1961-lllC2427/61(SVBI. S. 294)

3. Erl. vom 28.6.1962 - III C 1991/62 (SVBI. S. 208)

- GültL KultM 196114, 20, 24 -
N,lit dem Nadrweis einer gelenkten Praktikantenausbildung kann sidr bei einer
Ingenieursdrule um Aufnahme bewerben, wer als Sdrulvorbildung mindestens

a) das Absdrlußzeugnis einer Realsdrule oder
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b) ein als gleidrwertig anerkanntes Zeugnis einer anderen allgemeinbildenden Sdrule
besitzt.

Für die gelenkte Praktikantenausbildung erlasse idr im Einvernehmen mit dem
Minister für \flirtsdraft und Verkehr, dem Minister des Innern, dem Minister für
Ernährung, Landwirtsdraft und Forsten sowie den für die Ausbildungsbeffiebe zu-
ständigen Kammern des Landes Niedersadrsen die naöfolgenden Bestimmungen
(Anlagen I bis 3).

Abweidrungen bedürfen der Genehmigung des Kultusministers.

Der Eilaß tritt mit sofortiger \Tirkung in Kraft.

Den Absdrnitt a des Bezugserlasses Nr. I und den Bezugserlaß Nr. 3 hebe idr zum
gleidren Zeitpunkt auf.

Anlage I

Allgemeine Bestimmungen

I. Aufgabe und Zel der Praktikantenausbildung

l. Die gelenkte Praktikantenausbildung für Ingenieursdrulbewerber ist auf die Be-
sonderheiten des Ingenieursdrulstudiums ausgeridrtet. Für Bewerber mit dem Ab-
sdrlußzeugnis einer Realsdrule oder einem diesem gleid,wertigen Zeugnis einer
anderen allgemeinbildenden Sdrule stellt die gelenkte Praktikantenausbildung daher
diejenige praktisdre Vorbildung dar, die für den Besudr einer Ingenieursdrule in
erster Linie geeignet ist und den geringsten Zeitaufwand erfordert.

2. De Praktikantenausbildung hat die Aufgabe, auf das Studium an einer Ingenieur-
sdrule so vorzubereiten, daß die für das Verständnis und die Anwendung des
späteren Unterridrtsstoffes erforderlidren Kenntnisse und Einsid'rten vorhanden sind.

3. Selbst ausgeführte Arbeiten und vertiefte Einblid<e in den tedrnisdren und organi-
satorisdren Zusammenhang dieaen dem Ziel, §7erk- bzw. Baustoffe, wirtsdlaftlidle
Arbeits- und Fertigungsverfahren sowie Arbeitsmittel und Einridrtungen in hin-
länglidrer Vielseitigkeit kennenzulernen. Das vollständige Beherrsdren von Fertig-
keiten im Sinne einer Lehrabsdrlußprüfung ist wegen der Kürze der Ausbildungs-
zeit nicllt Ziel der Praktikantenausbildung.

4. Audr mit den sozialen Problemen soll der Praktikant während seiner Ausbildung
bekanntgemadrt werden. Verständnis für diese Probleme ist für seine spätere Zu-
sammenarbeit mit den Organen der Betriebe oder Behörden unerläßlidr.

5. Für ein erfolgreidres Studium an der Ingenieursdrule ist es erforderlidr, daß die
Sdrulkenntnisse während der Praktikantenzeit wad'rgehalten und ergänzt werden.
Hierzu soll den Praktikanten, die zum Besudr der Berufssdrule nidrt verpflidrtet sind,
ermöglidrt werden, am Unterridrt in Praktikantenklassen der Berufssdrulen teilzu-
nehmen.

6. Venn eine Praktikantenklasse nid,t besudrt werden kann, muß der Praktikant
auf andere §fleise bemüht sein, die Sdrulkenntnisse wad'rzuhaltenr zu ergänzen und
zu vertiefen. Die Praktikanten werden hierbei durdr die Praktikantenstellen der
Ingenieursdrulen beraten. Hierfür sind diejenigen einsdrlägigen Ingenieursdrulen
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am besten geeignet, die dem jeweiligen Ort der Praktikantenausbildung am näd'rsten
liegen.

7. Soll bei Nidrtaufnahme oder Nidrtbeendigung des Ingenieursdrulstudiums nadr-
träglich ein Lehrverhältnis abgesdrlossen werden, entsdreidet die zuständige Kammer
oder Behörde, ob und gegebenenfalls in weldrem Umfang die abgeleistete Prakti-
kantenzeit auf die Lehrzeit angeredrnet werden kann.

II. Praktikantenstellen der Ingenieursdrulen

l. Die Praktikantenausbildung wird nadr den Erfordernissen der Ingenieursctrul-
ausbildung auf Grund der Bestimmungen dieses Erlasses durdr die Praktikanten-
stellen der Ingenieursdrulen in ständiger Verbindung mit den zuständigen Kammern
bzw. den behördlidren oder behördlidr beaufsidrtigten Ausbildungsstellen gelenkt.

2. Die Praktikantenstelle entscheidet im Auftrage des Direktors der Sdrule darüber,
ob der Nadrweis der erforderlidren praktisdren Ausbildung durdr eine gelenkte
Praktikantenausbildung oder durdr eine abgesdrlossene Lehrzeit mit einem erforder-
lidrenfalls ergänzenden Zusatzpraktikum erbrad'rt ist.

3. Für die Berufsberatung der Sdrulabgänger sind die Arbeitsämter zuständig. Bei
der Vermittlung von Ausbildungsbetrieben für eine den Anforderungen der Ingeni-
eursdrulen entspredrende Praktikantenausbildung werden sie durdr die zuständigen
Kammern bzw. Behörden beraten.

4. Durdr die Praktikantenstellen werden Inhaber der eingangs unter Buchst. a und b
genannten Sdrulzeugnisse vor Beginn einer praktisd'ren Ausbildung möglidrst früh-
zeitig fadrlidr beraten. Dies kann ohne Rüd<sidrt auf den künftigen Studienort durdr
jede Ingenieursdrule gesdrehen, an der die gewünsdrte Fadridrtung geführt wird.

5. Außerdem geben die Praktikantenstellen der Ingenieursdrulen Merkblätter aus.

III. Dauer der Praktikantenausbildung

L Die vor Beginn des Studiums abzuleistende gelenkte Praktikantenausbildung
dauert für Bewerber, die die oben angegebene Sdrulausbildung nadr a und b nadr-
weisen, 22 Monate entspredrend 96 §flodren iinsdrl. Urlaub (vgl. Anlage 3).

2. Die Praktikantenausbildung für Inhaber von Reifezeugnissen und Bewerber, die
von einer Tedrnisd'ren Hodrsdrule auf eine Ingenieursöule übergehen, wird be-
sonders geregelt.

IV. Ausbildungsstellen

5. Zar Annahme und Ausbildung von Praktikanten der Fadrridrtung Vermessung

- Abteilung ,,Allgemeine Vermessung" - sind in der Regel die Vermessungs- und
Katasterbehörden, die anderen behördlidren Vermessungsstellen und die Uffentlich
bestellten Vermessungsingenieure befugt. Ein Teil der Ausbildung kann in geeig-
neten Betrieben durdrgeführt werden. Der lvlinister des Innern bestimmt, welche
Bedingungen yon den Betrieben erfüllt sein müssen.

6. Andere einsdrlägige Ausbildungs- und ßesdräftigunggszeiten, z. B. in einem
Lehrverhältnis, können durdr die Praktikantenstelle der lngenieursdrule auf die ab-
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zuleistende Praktikantenzeit angeredrnet werden, soweit sie dem Ausbildungsplan
für das gelenkte Praktikum entspredren.

7. Eine einsdrlägige praktisdre Ausbildung als Soldat bei der Bundeswehr kann bis

zu 24 §[odren auf die geforderte Praktikantenausbildung angeredrnet werden; über
die Anredrnung entsdreidet die Praktikantenstelle der Ingenieursdrule. Nadrweis über
den Dienst bei tedrnisdren Einheiten oder die Teilnahme an Sondedehrgängen sind
allein keine hinreidrenden Grundlagen ftir eine Anredrnung auf die Praktikanten-
ausbildung. Es ist eine Besdreinigung der zuständigen Bundeswehrdienststelle vorztt-
legen, die erkennen läßt, daß der Bewerber im Sinne der Ausbildungspläne (Anlage 3)

praktisdr tätig gewesen ist.

8. §Tissensdraftlidre Institute und Hodrsdrulinstitute sind für die Praktikantenaus-
bildung nidrt geeignet und sdreiden daher als Ausbildungsbetriebe für Praktikanten
aus.

V. Praktikantenvertrag und Zeugnis

1. Die Praktikantenausbildung erfordert den Absdrluß eines Praktikantenvertragesf
der in die Praktikantenrolle der zuständigen Kammer eingetragen wird und dessen

Laufzeit auf die Ausbildungsabschnitte begrenzt ist, für die ein Betrieb die Aus-

bildun gsrnöglidrkeit besitzt.

2. \flird die Ausbildung garrz oder teilweise bei einer Behörde oder bei einer Aus-
bildungsstelle abgeleistet, die der Denstaufsidrt einer Behörde untersteht, kann der
zuständige Fadrminister im Rahmen der Bestimmungen dieses Erlasses Regelungen

nadr Nr. I treffen.

3. Nad-r Absdrluß der Ausbildung wird dem Praktikanten ein Zeugnisr) ausgestellt, in
dem angegeben werden

a) die einzelnen Ausbildungsabsdrnitte nad, Inhalt und Dauer,

b) Fehlzeiten,

c) die Beurteilung von Führung und Fleiß,

d) Beurteilung des Ausbildungsstandes,

aa) Leistungen,

bb) Führung des Praktikantenbudres.

VI. Nadrweise der Praktikantenausbildung

Uber die Praktikantenausbildung hat der Ingenieursd,ulbewerber zugleidr mit den

übrigen Bewerbungsunterlagen der Ingenieursdrule als Nactrweis vorzulegen

a) die Praktikantenzeugnisse der Ausbildungsstellen,

b) die in die Praktikantenrolle eingetragenen Praktikantenverträge,

c) die ordnungsgemäß geführten Praktikantenbüdrer (vgl. Anlage 2),

d) etwa vorhandene Nadrw,eise über den Berufssdrulbesudr,

e) etwa vorhandene Nadtweise über die freiwillige Teilnahme an sonstigen Unter-
ridrtsveranstaltungen während der Praktikantenausbildung.

') vgl. Anhang 7, Seite 101.
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Anlage 2

Führung des Praktikantenbudres

1. Die Praktikantenbüdler werdea als Nad'rweise anerkannt, wenn die Eintragungen
den vollständigen Ausbildungsgang erkennen lassen und sie nadr Inhalt und Form
keine wesentlidren Mlingel aufweisen.

2. In Form von \Todrenbe,ridrten sind in einer für einen Irgenieursdrulbewerber
angernessenefl §7'eise einzutragen :

a) Art, Dauer und Zwed< der täglidr ausgeführten Arbeiten,

b) Arrgaben über die verwendeten §7erk- bzw. Baustoffe (Normenbezeidrnungen),
Arbeitsmittel, Betriebseinridrtungen, Masdrinen, §7'erkzeuge, Vorridrtungerr, In-
sffumerrtef Geräüe, Verfahren und Geräte zur Kontrolle, Messung und Prüfung,
soweit sie zur Ausbildung in der ieweiligen FadTridrtung gehören,

c) betriebsorganisatorisdre Angaben bei Ausbildung in Betrieben,

d) die erhaltenen Unterweisungen und die eigenen Erfahrungen und Erkenntnisse,

e) die Un{allverhütungsmaßnahmen.

3. De 'Iexteintragungefl werden in übersi&tlid'rer Anordnung mit Tusdre oder
Tinte in Normsd'rrift gefertigt. L'ängere Ausführungen können in normaler Hand-
sdrift gesdrieben werden.

4. Der Praktikant muß bemüht sein, alle textlidlen Eintragungen spradrlidr ridrtig
darzustellen.

5. Durdr Skizzea rmd Zeidrnungen ist der Text zu erläutern; die Zeidrnungsnormert
sind zu beadrten. In das Praktikantenbudr dürfen keine Zeidmungen eingeklebt
werden.

6. Abzeidrnen und Absdreiben von Vorlagen ist nidrt zulässig. Unentbehrlidre
Beredrnungen können angegeben werden.

7. Die Beridrte sind durdr den jeweiligen Ausbilder wödlentli& durdrzusehen und
abzuzeidmen.

8. Spätestens nadr einer Ausbildungszeit von 48 Vodren legt der Praktikant die
während dies,es Ausbildungsabedrnittes geführten Praktikantenbüd,er zur Zwisdren-
konrolle der Praktilcantenstelle derjenigen Ingenieursdrule vor, die er besudren will.

9. De Zwisdrcnkontrolle wird im Praktikantenbudr durdr den Leiter der Prakti-
kantenstelle besdreinigt.

10. Ste*rt def, kfrnfuge Studierrort des Praktikanten nodr nidrt fest, wird die Zwisdren-
kontrolle d,urdl die Ingenieursdrule vorgenomrnen, die dem Ort der letzten Aus-
bildungsstelle am nädrsten liegt.
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Anlage 3

Ausbildungsplan

, o1 a"*n*tung Vermessung

3.01 Abteilung Allgemeine Vermessung

§(/odren

A. Verme ssun gstechni s che s Zeich n en u nd Kartieren
Benutzung der Zeidren- und Kartiergeräte, Anfertigung von Rissen, groß-
maßstäbi gen Zeidrnungen und Kartierun gen nadr den Zei drenvorsdrriften,
Vervielfaltigungsverfahren 16

B. Vermessungstechnisches Rechnen,
Aus:wertung von Verme ssun gen

Grun dlagen des verm:€ssufl,gstechnis chen Rechnens, Flächen -, Koordinaten -

und andere einfachere Berechnungen, Rechenhilfsmittel und Rechenvor-
drucke, Vorbereitung und Auswertung von Vermessungen

C. Vermessungen zur Fortf ührung und Neueinrich-
tung der Landesvermessung und des Liegen-
s c h a f t s k a t a s t e r s

1 . Handwerksmäßige fubeiten (Verrnr€ssungsgehilfe),
Setzen von Grenz- und Vermessun,gsmalen, StrecJ<enmessung, Hand-
habung un'd Pflege der einfachen Vermessungsgeräte

2. Instrumentenkunde, Teilnahme an einfacheren Lage- und H,öh,enver-
m essun gen, Handh abun gen der gebräu chli ch en Vermess un gs i n strur m e nte
(mechanische und optisdre Strecl<enmeßgeräte, Prismen, Nivelliere,
Theodolite, Tadrym,eter), Aufbau und Anlage der Lage- rrnd I löhen-
aufnahmenf Grundstücksvermessungen (audr in Verbindung mit Poly-
gon- und Vermessung:sliniennetz), Gebäudeeinrnessungen, terpogra-
phisdre Aufnahmen naclr, Lrg. und Höhe (im allgem,einen nur ftir Maß-
st'äbe 1 : 5000 und größer), Aufschreiben örtlidrer Vermessungsergeb-
nisse in Risse und Vordrucl<e

D. Irrgenieurtechnische Vermessungen
Gelandeaufnahmen für Bauvorhaben, Absteckungen/ bautechnische Ver-
messungen einschl. Auswertung, Herstellung von Bestandsplänen u. dergl.

Urlaub bis zu

24

28

12

8

96

') Die Numerierurg ertspridrt der des Faöridrtungsverzeiönisses der Ständigen Konferenz der Kultus-
minister (Besdrl. v. 5.7.1962 i, d, F. v. 20. 4. 1964, vgl. Erl. v. 16. 3. 1964 - III C 977/64 SVIll. S. 108).

92



Anmerkungen zu 3.01

l. Der Praktikant kann nad, seiner lVahl auf Antrag unter entsDredrender
Verkürzung der Ausbildungsabsönitte B, C 2 und D in einem Ausbil-
dungsabsdrnitt E bis zu zwölf Vodren bei einer behördli6en Vermes-
sungsstelle oder einem Offentlidr. bestellten Vermessungsingenieur aus-
gebildet werden. Dese Ausbildung soll ihm Gelegenheit geben, seine
Kenntnisse und Fertigkeiten mit Sdrwerpunkt zu vertiefen, Lücken zu
beseitigen oder seinen Neigungen entspredrend einen Einblid< in andere
Vermessungsstellen zu gewinnen. Der Antrag soll spätestens bei Beginn des
Absdrnitts B an die gevl'ählte Ausbildungstelle geridrtet werden.

2. Fadrbezogene Ausbildungs- und Besdräftigungszeiten können auf die Aus-
bildungsabsdrnitte angeredrnet werden, in denen bereits Kenntnisse und
Fertigkeiten nadrgewiesen werden. Bei Bewerbern mit dem Reifezeugnis
sollen im allgemeinen die Ausbildungsabsdrnitte B und D um je vier
§7ochen, der Absdrnitt C 2 um ad,t §Todren verkürzt werden.

3. Die Reihenfolge der Ausbildungsabsdrnitte ist möglidrst einzuhatten.

5. Gelenkte Praktikantenausbildung von
In genieurscj'rulbewerbern der Fadrrichtun g Vermessun g

- Abteilung Allgemeine Vermessung -
RdErl. d. Nds. Mdl v.2o. tl. t967 (Nds. lvtBl. S. tu78)*)

Bezug,
a) Erl. d. Nds. KultM v. 30. 3. 1967 (N s. MBl. S. 375 - GültL 196132)

b) RdErl. d. Nds. FinM. v. 7.4.1966 (Nds. MBl. S. 318 - Giiltl 3tl59)
c) RdErl. d. Nds. Mdl v. 4.7.1966 (Nds. MBl. S. 671 - C,nkl- 97/t9)

Auf Crund des § 3 Abs. 3 des Vermessungs- und Katastergesetzes vom 8. I l. 1961

(Nds. GVBI. S. 319) edasse idr im Einvernehmen mit dem Kultusminister folgende
ergänzenden Ridrtlinien über die gelenkte Praktikantenausbildung von Ingenieur-
schulbewerbern der Fadrrichtung Vermessung - Abteilung Allgsmeine Vermes-
sung - (Absün. IV Nr. 5 der Anlage 1 des Bezugserlasses zu a).

t. Bewerbungsgesudre

1.1. DasGesudrumAnnahme bei einer der unter Absdrn. IV Nr. 5 Satz I der An-
lage I des BezErl. zu a genannten Stellen soll sedrs Monate, spätestens jedodr drei
Monate vor den Eintrittsterminen (Nr. 2.3) der Ausbildungsstelle eingereidrt werden,
bei weldler der Bewerber seine gelenkte Praktikantenausbildung ableisten will. Das
gilt audr bei einem §Tedrsel der Ausbildungsstelle.

'l Adressaten: Die Vermessungs- und Katasterbörden,
anderen behördlictren Vermessun gsstellen,
Offentlidr bestellten Vermessungsingenieure.
Nachridrtlidr: Die Industrie- und Handelskammern,
Staatl. Ingenieursdrule für Bau- und Vermessungswesen Oldenburg,
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1.2. Dem Gesudr sind folgende Unterlagen beizufügen,

eine vom Bewerber handsdrriftlidr gefertigte Darstellung seines Lebenslaufs,

das Sdrulabgangszeugnis, ggf. dat letzte Sdrulzeugnis oder ein Zwisdrenzeugnis
(das Ab gan gszeu gnis kann nadlgereidrt werden),

ggf.Zeugnisse und Praktikantenbüdrer übe,r die Bes&äftigung seit der Sdrulent-
lassung,

eine Erklärung über Vorstrafen,

die Einverständniserklärung des gesetzlidren Vertreters oder Unterhaltspflidrtigen.

1.3. Der Bewerber, dessen Annahme in Aussidrt genomrnen ist, hat ferner auf seine

Kosten vorzulegen t

die Personenstandsurkunden,

soweit für ihn nidrt die §§ 45 ff. Jugendarbeitssdrutzgesetz gelten, ein ärztlidres
Gesundheitszeugnis über seine körperlidte Eignung zum Vermessungsdienst
(einsdrl. Außendienst), besonders über ausreidrendes Seh-, Farbenuntersöeidungs'
und Hörvermögen.

2. Annahme

2.1. Die Ausbildung;sstelle entsdreidet über die Annahme des Bewerbers und teilt
dies dem Bewerber sd-rriftlid.r rnit. Sie sdrließt audr den Praktikantenvertrag (Nr. 4.1)

mit dem Bewerber.

2.2. Es dürfen bei einer Ausbildungsstelle nur so viele Praktikanten eingestellt
werden, daß eine ordnungsgemäfle Ausbildung gewährleistet ist.

2.3. Um die Ausbildungsstellen zu entlasten, werden Bewerber im allgemeinen nur
einmal im Jahr angenommen. Der Annahmetermin ridrtet sidr nadr dem Ende des

Sdr,uljahres.

2.4. Beginnt der Bewerber das Praktikum aus Gründen, die er selbst zu vertreten
hat, nidrt innerhalb von vier \[odren nadr dem Zeitpunkt, der ihm mitgeteilt worden
ist (Nr. 2.1 ), so ist die Ausbildungsstelle an ihre Entsdreidung nidrt mehr gebunden.

2.5. Der Ingenieursdrulpraktikant verpflidrtet sidr bei Beginn seiner Ausbildung
durdr Handsdrlag zur gewissenhaften Arbeit und zur Versdrwiegenheit. \üird er bei
einer behördlidren Stelle ausgebildet, so sind ihm audr die Bestimmungen über die
Annahme von Gesdtenken und Belohnungen, Anzeige von Bestechungsversud-ren

und politisdrer Betätigung bekanntzugeben. Dies ist aktenkundig zu madren'

3. Ausbildungsstellen

3.1. Das gesamte Praktikum kann im allgemeinen bei einer Ausbildungsstelle
nadr Absdrn. IV Nr. 5 Satz 1 der Anlage I des BezErl. zu a abgeleistet werden. Ein

§Tedrsel ist jedodr erforderlidr, wenn der Ausbildungsstoff bei einer Ausbildungs-
stelle nidrt verm,ittelt werden kann.

3.2. Die Ausbildungsabsdrnitte A (vermessungstedrnisdres Zeidrnen und Kartieren)
und D (ingenieunedrnisd.re vermessungen) - vgl. Nr. 3.0 der Anlage 3 des BezErl.

zu a - können audr bei anderen Stellen, die Vermessungsarbeiten ausführen, z. B.
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Vermessungsbüros, Ingenieurbüros, Beh<kden und Bauunternehmen, abgeleistet
werden, wenn eine sadrgemäße Ausbildung gesichert ist. Es kommen nur Stellen in
Betradrt, die von einem Diplomingenieur der Fadrridrtung Vermessung oder einem
Ingenieur (g.ad.) der Fadridrtung Vermessung - Abteilung Allgemeine Vermes-
sung - geleitet werden oder bei denen eine soldre Fadrkraft im Angestelltenver-
hältnis besdräftigt ist. Der Diplomingenieur oder Ingenieur (grad.) soll eine min-
destens zweijfirige einsd-rlägige Berufstätigkeit nadrweisen.

4. Praktikantenvertragr Praktikantenrolle und Zeugnis

4.1. Für den Praktikantervertrag gilt das Muster der Anlage l. Der Vertrag ist in die
Praktikantenrolle einzutragen. Diese wird für Praktikanten bei den Katasterämtern
und den Uffentlidr bestellten Vermessungsingenieuren von den Regierungspräsi-
denten (Präsidenten der Venvaltungsbezirke) geführt.

4.2. lm Gesdräftsbereidr des Ministers für Ernährung, landwirtsdraft und Forsten
bestimmt dieser, wer die Praktikantenrolle führt. Bei Ausbildungsstellen im Sinne
der Nr. ?.2, die keine Behörden sind, ist nadr Absdrn. V Nr. 1 der Anlage 1 des
BezErl. zu azu verfahren. Bei den übrigen behOrdlidren Vermessungsstellen sowie bei
Behörden als Ausbildungsstellen im Sinne der Nr. 3.2 wird die Praktikantenrolle von
diesen selbst geführt.1)

4.3. Die hiernadr zuständigen Behörden entsdreiden audr, ob und ggf. in weldiem
Umfang die abgeleistete Praktikantenzeit auf die Lehrzeit angeredrnet werden kann,
wenn bei Nidrtaufnahme oder Nidrtbeendigung des Ingenieursdrulstudiums nadr-
trägli& ein l.ehrverhältnis abgesdrlossen wird (s. Absdrn. I Nr. 7 der Anlage 1 des

BezErl. zu a).

4.4. §üird die praktisdre Tätigkeit vorzeitig beendet, so besdreinigt die Ausbildungs-
stelle auf Antrag Dauer und Art der gelenkten Praktikantenausbildung.
4.5. Bei einem §fledlsel der Ausbildungsstelle stellt jede Ausbild,ungsstelle ein be-
sonderes Zeugnis aus, sobald die Ausbildung bei ihr beendet ist (Absdrn. V Nr. 3

der Anlage 1 des Bezugserlasses zu a).

5. Praktikantenbudr

5.1. Für das nadr Anlage 2 des Bezugserlasses zu a zv führende Praktikantenbudr
gilt das Muster der Anlage 2.

5.2. Der Beridrt soll bei Außenarbeiten Angaben über Zwed<, Art und zeitlidren
Ablauf der Arbeit, verwendetes Verfahren, benutzte Instrumente, Ceräte, Unter-
lagen, Vordrud<e und andere Hilfsmittel, redrnerisdre Auswertung, Eigenarten und
besondere Sd'rwierigkeiten des Arbeitseinsatzes sowie Unfallvertrütungsmaßnahmen
enthalten. Bei Innenarbeiten und Unterweisungen sollen entspredrende Angaben
über zeidrnerisd're, kartented,nisdre und redrnerisdre Arbeiten aufgenommen werden.

r) S. a.RdErl. d. Nds. MfELuF v. 11. 1. 1968 (Nds. MBl. S. 85)

95



6. überwadrung der Ausbildung

Die ordnungsgemälle Praktikantenarrsbildung wird im Rahmen der Densaufsidrt
überwadrt.

7. Aufhebung von Vorsdrriften

Der RdErl. v. 8. 3. 1966 (Nds. MIft. S. 222 - GültL Mdl t 4l /28 wird aufgehoben.

Anlage 1r)

Praktikantenvertrag
Zwischen in ...................

ats Ausbildungsstelle und ........ ..

geboren am .......... ..... ... in

wohnhaft in .. ...

und dem gesetzlidren Vertreter oder Unterhaltspflidrtigen wird zur Vorbereitung
auf das beabsid'rtigte Studium an einer Ingenieursdrule der Fadrridrtung Vermessung

- Abteilung Allgemeine Vermessung - nadrstehender Ausbildungsvertrag ge-

sdrlossen.

§1

Dauer der Ausbildung

Die Ausbildung dauert ............Monate. Sie läuft vom .........,..... .. bis
De ersten drei Monate gelten als Probezeit, in der beide Teile jederzeit vom Ver-
trag zurüd<treten können.

§2
Pfl idrten der Ausbildungsstelle

Die Ausbildungsstelle übernimmt es,

l. den Praktikanten nadr den bestehenden Bestimmungen auszubilden;

2. die Führung des Praktikantenbudres zu überwadren;

3. auf die Eignung des Praktikanten zu adrten und gegebenenfalls mit ihm darüber
zu spredren, ob es zwed<mäßig ist, die Ausbildung fortzusetzen;

4. den Praktikantenvertrag registrieren zu lassen.

§3
Pflidrten des Praktikanten

Der Praktikant verpflidrtet sidr,

I . alle ihm gebotenen Ausbildungsmöglidrkeiten wahrzunehmen ;

2. die ihm übertragenen Arbeiten gewissenhaft auszuführen;

3. die Ordnung in der Ausbildungsstelle und die Unfallverhütungsvorsdrriften zu

beadrten sowie Instrumente und Geräte sorgsam zu behandetn;

') vgl. Anhang 7, Seite 101.
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4. das Praktikantenbudr sorgfältig zu führen und nadr den bestehenden Vorsdrriften
vorzuleglen;

5. die Interessen der Aushildungsstelle u'ahrzunehmen und über Vorgänge in der
Aushildungsstelle \rerschwiegenheit zu wahren ;

6. bei Fernbleiben von der Arbeit oder Ausbildun,gsma{lnahmen die Ausbildungsstelle
unverzüglidr zu benad-rridr,tigen, bei Erkrankung, die länger als drei Tage dauert,
bis zum vierten Tage eine ärztlidre Besdreinigung vorzulegen.

§4
Pflichten des gesetzlicfien

Vertreters / Unterhaltspfl ichti gent)

Der mitunterzeidrnende gesetzliche Vertreter - Unterhalt-spfli'$tige hat den Prakti-
kanten anzuhalten, die Verpflichtunp;en, die dieser mit dem Ausbildungsvertrag
übernimmt, zu erfüllen. Er haftet neben dem Praktikanten für alle Sctr'äden, die dieser
redrtsw'idrig und vorsätzlidr oder grobfahrlässig verursadrt hat, als Selbsts«*ruldner.

§5
Auflösung des Vertrages

f)er Aushildrrngsverrrag kann nadr Ablaüf der Probezeit nur aufgelöst werden, wenn
ein r'idrtiger Grurd vorliegt. Ein Grund ist als widrtig anzusehen, wenn demjenigen,
der sic'h darauf beruli, die Fortsetzung des Ausbildungsverhältnisses nic{rt zugemutet
werden kann. Zur Auflösung ist eine sdriftlidre Erklärung erforderlidr.

§6
Zeugnis

Narh Abtauf der Ätrsbildungszeit stellt die Ausbildungsstelle ein Zeugnis aus.

§7
Regelung von Streitigkeiten

Bei allen Srreirigkeiten, die aus diesem Vertrag entstehen, ist vor Inanspruchnahme
der Gerittrte eine gürlitfie Einigung zu versudren.

§8
Zusätzli che Vereinbarun gen

f)er Prakt,ikant erhält während der f)auer der Ausbildung
nach den hieriiber bestehenden \uorschriften.

Der Praktikantenvertrag u'ird erst r,r'irksam, wenn er in die

eine Unterhaltsbeihilfe

Praktikantenrolle ein-
getragen ist.

Der Praktikant und sein gesetzlicher \"ertreter/Unterhaltspflidrtiger haben von dem

') Bei minderiährigen Praktikanten treften die Verpflidrtungen den gesetzlidren Vertreter, bei voll-
iährigen den unterzeijhuenden Unterhaltspflichtigen.
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Inhalt der Vorsdrriften
nonunen.

über eine gelenkte Praktikantenausbildung Kenntnis ge-

den

Der gesetzlidre Ve*reter/tlnterhaltspflidrtige des Praktiknten

Vater

Dieser Vörtrag ist in die Pmktikantenrolle unter Nr.
eingetragen worden.

(Siegel)

Anlage Zt;

Praktikantenbuch
rtir die'"-:äT.*;ffX[ffi s;ffi *äl*me*uns

(Familienname) (Vorname)

Zeitvon bis
Ausbildungsabsdrnitt
Beri&te
Sidrwermerke

') vgl. Anhang 7, Seite 101.
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6. Unterricl-rtserteilung und Gewährung von Lehr-
entscJrädigungen in der Vermessungs- und Katasterverwaltung

RdErl. d. Nds. Mdl v. 30. l. 1967 (Nds. MBl. S. lZ6)*)

B ez u B: a) RdErl. des Nds. FinM vom 13. 4.

3t /6a),
b) RdErl. vom 5. 7. t966 (Nds. MBl.

1e66 (Nds. MBl. S. 3te - GültL

s. 671 - GültL e3/55).

Im Bereidr der Vermessungs- und Katasterverwaltung ist bei dem Unterrid'rt, der
dem Nadrwudrs während der Vor- und Ausbildung durdr Bedienstete des Landes
erteilt wird, wie folgt zu verfahren'

1.1. Die Vermessungsreferendare sind wegen des Außen&enstes nur in den Monaten
Oktober bis März einmal monatlidr gemeinsam sedrs Stunden zu unterridrten. Sle
sind dazu in zwei Unterweisungsgemeinsdraften zusammenzufassen, und zwar.für
die Regierungs- bzw. Verwaltungsbezirke

a) Hannover, Hildesheim, Lüneburg, Braunsdtweig und

b) Aurid,, OsnabrücJ<, Stade, Oldenburg.

Die Beamten haben am Unterridrt in der Unterweisungsgemeinsdraft teilzunehmen,
in deren Bereidr sie sidr während ihrer Ausbildung befinden.

Vermessungsreferendare, die den Verwaltungslehrgang der Verwaltungssdrule der
allgemeinen Verwaltung des Landes Niedersachsen oder den Lehrgang des Instituts
für Städtebau der Deutsdren Akademie für Städtebau und Landesplanung Berlin
besudren, nehmen während dieser Zeit am Unterridrt in der Unterweisungsgemein-
sdraft nidrt teil.
Der Unterrid,t wird bei der Behörde des Regierungspräsidenten in Hildesheim bzw.
des Präsidenten des Verwaltungsbezirks in Oldenburg oder bei einem geeigneten
Katasteramt erteilt. Einzelheiten regeln die beiden Präsidenten. Sie sdrlagen aud'r
die von mir zu bestimmenden Lehrkräfte für die beiden Gemeinsdraften und ihre
Vertreter vor.

L2. Im Rahmen der seminaristisdren Ausbildung der Vermessungsreferendare beim
Landesverwaltungsamt - Abteilung Landesvermessung - gelten die besonderen
Ausbildungsvorträge als systematisd,er Unteridrt, für den eine Lehrvergütung ge-

zahlt werden kann. Die Dauer dieses Unterridrts darf monatlidr 40 Stunden, während
der gesamten Ausbildung einsdrließlidr Neuvermessung 160 Stunden, nidrt über-
sdrreiten. Die Vermessungsreferendare nehmeri während der Ausbildung beim
Landesverwaltungsamt audr am Unterridrt der anderen Unterweisungsgemeinsdraft
(Nr. 1.1. Budrst. a) teil.

1.3. Die bisher abgehaltenen Kurzlehrgänge für Vermessungsreferendare werden
eingestellt.

') Adressaten: Die Vermessungs- und Katasterbehörden
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2.1. Die Vermessungsinspektor-Anwärter sind einmal monatlicJr gemeinsam sedts
Stunden zu unterric}ten. Dazu sind Unterweisungsgemeinsdraften innerhalb der Be-
zirke der Regierungspräsidenten bzw. Präsidenten der Verwaltungsbezirke zu bilden.
Die Vermessur:gsinspektor-Anwärter des Landesverwaltungsamtes nehmen am Un-
terricht im Regierungsbezirk tlannover teil. Anwärter, die den Verwaltungslehrgang
der Verwaltungsschule der allgemeinen Verwaltung des Landes Niedersachsen be-
suchen, oehmen während dieser Zeit am Unterricht irr der Unterweisungsgeineinsdraft
nicht teil.

Leistet ein Anu'ärter einen Aushildungsabsdrnitt außerhalb des Bereidrs seiner Aus-
bildungsbehörde ah, so nimmt er am Unterridrt des Bezirks teil, in dem er sidr be-
findet.

l)en Unterricht in den einzelnen Bezirken regeln die Regierungspräsidenten bzw.
Präsidenten der Verwaltungsbezirke; sie bestimmen audr die Lehrkräfte.

Sind weniger als vier Anwärter in einem,Bezirk auszubilden, können im Einvernehmen
mit den zuständigen Regierungspräsidenten bzw. Präsidenten der Verwaltungsbe-
zirke für den Unterridrt die Anwärter zweier oder rnehrerer Bezirke zusammenge-
faßt werden.

2.2. Den Kartographeninspekrör-Anwärtern sind moaatlidr sedrs Stunden Unterridrt
beim Landesverwaltungsamt zu etteilen. Nr. 2.1 Abs. I letzter Satz gilt entspredrend.
Die Lehrkräfte bestimmt das Landesverwaltungsamt.

2.3. De seminaristisdre Ausbildung beim Landesverwaltungsamt - Abteilung
Landesvermessung - ridrtet sidr für alle Anwärter des gehobenen Dienstes nadr
Nr. 1.2; sie nehmen jedod'r während dieser Zeit nidlt am Unterridlt in der Unter-
weisungsgemeinsdraft des Regierungsbezirks Hannover teil.

3. Die Vermessungsassistent-Anwärter sind innerhalb der einzelnen Bezirke in
Unteru'eisungsgemeinsdraften sechs Srunden zu unterridrten. Für die Regelung des
Unterridrts, die Bestimmung der Lehrkräfte und die Zusammenfassung mehrerer
Bezirke gilt Nr. 2.1 Abs. 3 und 4 entspredrend.

Die Vermessungsassistent-Anwärter des Landesverwaltungsamtes nehmen am Unter-
richt im, Regierungsbezirk Hannover teil.

4. f)ie Ingenieursdrulpraktikanten, Vermessungs- und Landkartentechnikerlehrlinge
sind bei ihrer Behörde in einer Unterweisungsgemeinsdraft zusammenzufassen und
monatlidr zweimal je drei Stunden solange gemeinsam zu untemidrten, wie es das
Ziel und der Stand der Ausbildung zulassen. Später können Lehrlinge mit Realsdrul-
abschluß, die eine Ingenieursdrule besudren wollen, und Ingenieursdrulpraktikanten
in einer besonderen Unterweisungsgemeinsdlaft zusammengefaßt werden. Der Un-
terridrt kann audr nadr Praktikanten- oder Lehrjahren getrennt erteilt werdenr wenn
an der einzelnen Unterweisungsgemeinsdraft in der Regel mindestens vier Nadr-
wudrskräfte (vgl. Nr. 3 des BezRdErl. vom 5. 7.1966) teilnehmen.

Den Unterridrt bei den einzelnen Behörden regelt ihr [riter; er bestimmt audr die
Lehrkräfte.
Sind weniger als vier Ingenieursdrulpraktikanten oder Lehrlinge bei einer Behörde
auszubilden, so kann, wenn es wirtsdraftlidrer ist, der Unterridrt im Einvernehmen
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mit den beteiligten Behörden für zwei oder mehrere Behörden zusammengefaßt
werden. Es sind dann sedrs Stunden an einem Tage zu unterid'rten.
Der Regierungspräsident bzw. Präsident des Verwaltungsbezirks sorgt für eine ein-
heitlid're Regelung innerhalb seines Bezirks.

5. Für den gelegentlidren, nicht regelmäßigen Unterridrt, der im Rahmen des über-
tragenen Dienstpostens, vor allem im Zusammenhang mit einer häuslichen oder
örtlidren praktisdren Tätigkeit erteilt wird, ist keine Lehrvergütung zu zahlen.

6. Als Lehrkräfte sind soldre Bedienstete vorzusehen, die über eine besondere Be-
fähigung, Begabung und Bereitsdraft zum Unterridrt verfügen. Diese Lehrtätigkeit
bei der Ausbildung des Nadrwudrses ist daher überwiegend an die Person gebunden
und allgemein wenig geeignet, mit Gesdiäftsverteilungsplan als zusätzlidre Aufgabe
im Hauptamt übertragen zu werden. De Lehrkräfte für die Ausbildung der Beamten
des gehobenen und mittleren vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienstes, der Inge-
nieursdrulpraktikanten und Lehrlinge sind bei den Katasterämtefn vor allem aus dem
Kreis der gesdräftsleitenden Beamten und Sadrgebietsleiter auszuwählen.

In jedem Fall ist ein Lehrauftrag zu erteilen.

7. Diegeltenden Ausbildungs- und Prüfungsbestimmungen werden geändert, soweit
sie nidrt mit den vorstehenden Regelungen des Unterridrts vereinbar sind. Die mit
diesem Edaß angeordnete Unterridrtsdauer ist jedodr von sofort an verbindlidr; sie
kann in begründeten Fällen, besonders nadr Nr. 1.1, geringfügig übersdrritten
werden.

8. Die Regierungspräsidenten bzw. Präsidenten der Verwaltungsbezirke und das

Landesverwaltungsamt beridrten mir am l. 12.1967 eingehend über die Erfahrungen,
die sie nadr vorstehender Regelung gemadrt haben. Dabei sind audr, die.Pläne über
die besonderen Ausbildungsvorträge, die im Rahmen der seminaristisdren Aus-
bildung beim Landesverwaltungsamt gehalten werden, mit vorzulegen.

7. Y ordrucke
Im Bereiö der Vermessungs- und Katasterverwaltung sind folgende Vordrud<e
zu benutzen:

Nr. des
Vordrud<s *)

2to
210.1

21o.2

210.3

204
204.1

204.2

Niederscl-rrift über den Dienstantritt
B e s dr afti gun gs tageb udr
Befahigungsbericht
Absdrlußbeurteilung über die Ausbildung

Praktikantenbuch
Praktikantenvertrag
Praktikantenzeugnis

Hinweise

vgl. Fußnote ,r,, 
3: ;:,

, 2, s.23
tt l, s. 25

, l, s. 98

tt l, s. 96

t, l, S' 90

r01

Bezeichnung

*) Nadr dem Vordnrd<verzeidrnis der Niedersädrsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung.


